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AIS  der Weltkrieg  ausbrach,  sah  sich  die deutsche Arbeiter- 
versichenuig  vor eine bcsonders schwere Belastiingsprobe gestellt. 
Einmal  befand  sie  sich  gcrade  in einer Ubergangsped~d~  -  die 
Reichsversicherungsordnung  mit ihren einschneidenden neuen Vor- 
schriften,  U.  a.  Uber  die  Ausdehnung  cler  Versiclier~tng  auf bishsr 
nicht  einbezogene  Kreise,  über  die  Änderung  der Verwaltungs- 
normen  war  am 1. Jmuar I914 in Kraft getreten  und  liatte sich 
kaum  noch  eingelebt,  dann  war  die  Arbeiterversichcrung,  ein 
Friedenswerk allerersten  Ranges,  legislatorisch gar  nicht  auf  den 
Krieg  elngestollt,  findet  sich  in  dem  paragraphenreichen  Werke 
doch  nur an einer Stelle (§  1895) eine  Vorschrift über  den Krieg, 
und  mdte infolgedossen  du~ch  zahlreiche  im Laufe  des Kriege$ 
erlassene  gesetzliche  Anordnungen  die Anpassiing  der Sozialver- 
sicherung  an  die Kriegsverhiiltnisse erst  erreicht werden. 
Die  stärkste Sorge  bei Ausbruch  des Krieges war jedocl~  die, 
ob  die  Arbeitenrersicherusg  im  Hinblick  auf  dori  Verlust  von 
Millionen ihrer Mitglieder durch Einbeiwfiing zum  1.iiegsdienst und 
den  dadurch bedingten Awfall von Beiträgen, irn Hinblick auf  das 
Darniederliegen  des  Wirtfichaftslebens  und  die  dadurch  hervox- 
gerufene  Arbeitslosigkeit,  der  starksten  Feindin  der  Arbeiter- 
vewicherung, überhaupt ihren Bestand aufrecht  erhalten und nicht 
zusammenbrechen werde. 
Diese  Befürchtungen  haben  sich  glii~kliche~weiso  als  unbe- 
gründet  erwiesen.  Die  b  Jd  erfolgte Anpassung der  Industrie  an 
die Kriegsverhiltnissc, die Entwicklung deg  &unitionsindustrie und 
die  damit  schwindende  Arbeitslosigkeit,  @er  Umstand,  daß zahl- 
reiche Kriegsteilnehmer freiwillig ihre Versicher~mg  fortsetzten, ließ 
clie  Kranken~ersicherung  bald  wieder ihren  dten Stand  erreichen. 
In materieller Hinsicht war für diese weiter von Vorteil, daß die h- 
anspmchnahme  der Krankenkassen  und  die Krankeilziffer in  den 
ersten Kriegsjhron smk und  daß ferner die Krankciilrasseii durch 
das  Notgesetz  vom  4.  August  1914  ermticbtigt  ~vurdcn, ihre 
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Leistungen auf  die sogenannten Regel-  oder Miridestleistiuigen Izer- 
abzusetzen,  die  fak~i1tai;iven Melirleistiingen  aber  a~~fzuhob~~,  aLIf 
der  anderen  Seite aber  die  BeitrZlge  a1f  4% 4;1(ro  des  Gnifidloh os  'k  zu erhöhen.  Diese  VerhiLltnisse im  Verein init glinstiger Witterting. 
uni1  dem  Fernbleiben von  Seuchen  bewirkten,  dnß  die  ICraalceil- 
kaasen  in  den  ersten  Icriegsjahren  sogar  iiiit  erlieblichen Uber- 
scliilssen ab8chlossen und bald dazu iibergoheil konnten, ihre Regel- 
loistungen wieder zu gewtiiuen, 
Leiiler ist dieses erfreuliche Bild, das die Krnnlceiikassen boteii, 
in  den  letzten I(lx+iegsjalii.en erl~eblicli  getrabt worden.  Wohl war 
auch jetzt  noch  zu  bemerken,  daß  dis reichliche  A,rbeibgelegen- 
he.  und  die  hohen Löhne  viele  von.  d@r  Inansgr~~chnali~ne:  der 
Krankenversiclierung abhielten,  aber  der  in  gestindhoitlicher  Hin- 
sicht  sich  stiindig  versclilocl~ternde  Mitgliederlcreis  der  Krankeii- 
kasseii -  wurde  docli in steigendem Maße  die Mtlnnorarbeit dtlrcli 
Kinder,  J~~gendliche,  Frauen  und  gostindlieitlich  nicht  mehr  voll- 
wertige iiltere Leute ersetzt -  bewirkte, iinineiitlicli iin Verein  init 
der  eunelimenden  UiitoreinZllirung  und  den  Anstrengungen  der 
Arbeit,  daß  die  Krankenziffer wuchs  und  dio  I<rankonk~sen  in 
immer  st&rkerem  Maße  in Anaprticli  genommen  wurden,  Allein 
auch dies hätte sich nocli ertragen lassen, wann sie nicht durch die 
beiden  Infliienzaepidemien des  Jahres 1918 aufs Schwerste in  Mit- 
leidenschaft gezogen  worden  wären.  Dieser  Ulnsbnd,  sowie  der 
katastrophde Verfall unseres Wirtscliafhlebens  am ICiiegsende, die 
übsrstlirzte  Demobilmachung und  die  dann  folgende  Arbeitslosig- 
keit waren die Ursachen, daß die Kraiikenkassoii in ilirein Bestand 
aufs  Ernstlichste bedroht  wurden  und  sich  veranladt  sahen,  die 
Bilfe des Reiches und der ICommunen  iii Anspriicli. zu  nehmen, urn 
vor dem  Ziisammenbmoh bewahrt zu  werden. 
Die  Alters- und I~validenv,ersicli.eruri.g  befand 
sich ds überaus kapit;tllkr$ftige Institution, -  belief sich docli das 
Verinögeii  s&mtliohar Versi~herungmutalten bei  I(lriegsa,u~usbnicl~ 
auf  etwa 2 Milliarden -. lgegentiber  den Krankenkassen  in  einer 
viel  giinstigeren Lage,  so daß besoddere  behördliche Scliultzvoii 
schriften ihr gegentiber nicht erforderlich erschierien, Auch  sie pro- 
fitierte zunltchst sogar, insofern die Anträge auf Rentengewahning 
und Heilverfahren abnalhnen, befand sich doch ein großer Teil ihrer 
Mitglieder im Felde, während  dio  Zurilckgebliebeiien  ihre  Arbeits- Die  sozialhygienischen Leiatungen.  (486)  5 
kraft in  der ICriegsindiistrie atuztinützen  suchten, ww  für sie eb- 
träglicher war  als der Bezug  einer schmalen Rente,  Iin  Lade des 
 kriege^  jedoch  die Z'&l  der  Rentengesiiche sowie die  Z& 
der? 4nträge axtf  G  ewäliriuig eines Heilverfahrens zu, was.  vor allem 
nGürlich durch die steigende Ziffer der I<riegsbeschädigten bedin@ 
war.  Ferner wuchsen in sehr starkein Maße  die Rentengesuche der 
Kriegemitwen und Waisen.  Es betrug  die  Zahl  der festgesetzten 
Invalidenrenten  1914  130 617,  1915  101 161,  1916  107 808, 
19i7 1Q3  193, clie  Zahl der festgesetzten Krankenrenten  stieg von 
=&14  auf  1917  von  I1 999  aqf 79 884,  die  Gesamtzahl  der  Ver- 
sicherungsfälle stieg von I 318 128 in  1914 auf  1  706 661 in  1967. 
Aber weder die Zuname der Renten, noch ihre Erhöhung, noch die 
bedeutende Zunnhme der Altersrenten infolge Hernbsetzmg des zur 
Alte  rente b.eraclitigenden Alters von 70 auf  66  Jahre während des 
ICrie %  s,  sind  imstande  gewesen,  das  solide  Geftige  der  Iiivaliden- 
versichening zu erschlittern, so daß diese den schweren Krieg v6liig 
ungeschwächt tiber~~tanden  hat. 
;Bei  der U n f a 11  V e r s i C 11  e r ii n g  war  zunächst infolge  des 
Stilliegens  oder  der  Betriebsverrninderung  zahlreicher  Fabriken 
eine Verringerung  der 5ur Entschädigung  gelangender Unfälle  zu 
verzeiclinen, später ist die Zahl der Unfälle infolge Einstellung zahl- 
reicher  ~~ngeiibter,  nan~entlich  weiblicher  Arbeitskräfte  wieder  ge- 
stiegen.  Die Zahl der erstmalig entschädigter Unfälle  betrug 1914 
704 030, sie sank im folgenden Jnhre auf  599 300,  um 1916 wieder 
auf  601 044 iiiid 1917 auf  681 515 zu  steigen.  Da aber die Berufs- 
genossenschaften,  die TrL1ger  der Unfallversicherung, illre  Lasten 
riach  dem  Umlegeverfahren  verteilen,  d.  h.  keine  Kapitalien  an- 
sammeln, vielmehr  die erwachsenen Ausgaben je  nach  ihrer Höhe 
nuf  ihre  Mitglieder  verteilen,  so  sind  ihnen  finanzielle  Schwierig- 
keiten w(lhrenc1 des Krieges nicht  erwachsen. 
Dasselbe ist auch bei der Angestelltenversiclierung 
der Fall gewesen, die erst kurz vor Ausbruch des Krieges ins Leben 
getreten ist.  Sia  hatte  zwar  ebenfalls  einen  erheblichen  Beitrags- 
verliist zu verzeichnen, aber da sie tiberhaupt noch keine Renten zu 
gewähren hat, ist sie finanziell wenig berührt worden. 
So verscllieden nun  die Träger der Sozialversicherung je  nach 
ihrer Orga$sat,ion,  ihren Aufgaben und ihrer finanziellen LeistW3s- 
fähigkeit durch den ~rieg'betroffen  wurden,  So  sehr dif  f erie  rr tßn  a~~ch  ihre Leistungen  fiir Iiygienische und  Wohl- 
f & h r t s z W e c B e,  namentlich für  die Aufgaben  der Kriepwohl- 
fahrt wtlhrend  das Krieges.  ES soll liior  zunächst  ihre T&tigkeit 
fiir  'agemeine  Zwecke  betraclitct werden,  dsaann  ihre  spezieu 
sozj,alhygienischon Leistungen erurtort worden.  Die  Kranlcenkaiisan 
beschrunkten sich im worjentlichen  darxuf,  ihw  X.Cßilazwtalbn  der 
Hoeresverwaltung fiir Lazarettzwecko zur VerfUgung zu stellen und. 
sich  tla dar Kriegtldeihe zu beteiligen.  Irn  Ubrigen lvaren sie be- 
muht,  ihre sazialhygienischon Einriohtungon auszubauen  und  neue 
zu schaffan.  Auf  Grund  des 9 903  lt. V.  o:,  der bestimmt,  daß 
Kassenmittd auch fiir xllgemehe Zwacke  der Krankheitaverh~tun~ 
verwandet werdaii dürfen, hatten sich viele Kmson, mmentlich dic 
grüßeren, sozialhygioniscli betätigt.  Dieso Tlltigkoit war jedoch  im 
Kriege  vielfach  oingeschrttnkt  worden.  Davon  a,usgobnda aber, 
daR  es den Kr,uilcenkasson  vor dlsm zukomme, mitzuwirken an. der 
Heilung dar schweran Wunden, woXcha  der Krieg dem Vokskflrper 
und dar Volksgcsiindhoit gesohlagaii, stollton vor allexn  Clio  großen 
ICa~aenverbllnde  auf liren Giegstagungon  großzUgigs Progrmmo 
auf, wie ihre Arbeit auf  den elnzolnen Zwoigcn der soziden Hygiene 
und  Bevölkeriingspolitik zu  gastalten w%te.l) 
f  Die  Tr&er  clor  Invdidon-  und Rinbrbliohncn-Yemichemng, 
die  Lzlndesversiclierunp~n8talto1~  waren dank ihrer günstigen Ver- 
mtlgenslage  nicht  nur  inzsLancle,  ihro  Lei.; tungon  f iir  allgemeine 
hygienische Zwecke  ~ufr~ht  zti erlinlten, sondßrn sio auch fiir die 
Zwecke  dar Kriogsfiirsorge in namhafter  \5r~i~~  ZU  oimeitern.  Die 
Handhabe  bot  ihnen  der 9  I274  dor lt. V. O.,  wonac,h  die Vcr- 
sicherungsmstalten rrut  Genehmigung  der  Aufsichtsbehflrde Mittel 
aufwenden können, tun  dlgeineine  M~nalimcn  zur Verhlitung des 
Eintritts  vorzeitiger Invallclität  zinter  den Versicliarten  oder  zur 
Hebung  der  gesun&@itüchen  Vorli~tnl~e  der  vemioherwigs- 
pflichtigen  Bevölkerung  zu treffen.  Diese  ßastim~ntmg  bildet  die 
gesetzliche  Onindlage  für  die  ausgebreitete  aozia.lhygienischo  Be- 
"... 
')  Al  b c r t R  o li n  , Die  kiinftige  Gestaltung  der vorbeugenden  TStig- 
keit  der  Krankenkascron,  Schriften  der  Zentrnlkommission  der  Kranken- 
kassen  Berlins -  Vortrtigo  tibor  Volksgesundliaikpflogo nuE  dem  B.  Deut- 
mhen  Orbskrankontng  das  Eiaul>tvorbandas doutschor  Orkkrnnkenkassen  zu 
Dresden -  VolksgasuiidheiBpflego  und  Bmtriebskrankoilkaason.  7  VortrQe 
gehalten  in  der  Rauptvommmlung  zu  Borlin  1918. -  VorUlge  auf  der 
Tagung des Geanmtverbmdes doutschor Krankenkassen  zu MUnchen  1917. Dio  aoaialhygienhohen  Leistungen.  (487)  7 
tätigung  de~  Versicher~ngs;mWten,  der  in hervorragendem Maße 
die  Bessermg  unserer  allgemeinen  gesundheitlichen Verhutnisse 
uad der Abnahme der Sterblichkeit in den letzten Jahrzehnten  mit- 
zuverdanken ist.  Auf  Grund dieser Bestimm~ing  haben  vor  dlem 
die  Ver~clierungsms~1ten  ein,  vorbeugendes,  inten~ives  Heilver- 
"fahren bei  ihran  Versicherten  in Krtinkenhä;usem,  Hehatten, 
Genes~n~shäusern  und  BLderd  Ubernommen,  iun  der  Gefahr einer 
vorzeitigen InvaliditGtt bei ihren Mitgliedern zii begegnen.  Dies  er- 
streckt  sich  nrtmentlbh  auf die T U b e r k u 1 o s e,  aber  auch  auf 
sonstige innere Krankheiten.  Die Zahl der einer solchen Heilbehmd- 
lung  unterworfenen  Versicherten  betrug  1913  153  636,  sie  wnk 
1914 auf  199 098,1916 auf  79 476 und stieg 1916 wieder auf 95 760. 
Dh  starke Absinken  der Zahl der Heilbehandelten ist naturgem 
,  darauf  zurliokzufiihren, daß abgesehen davon,  daß  die  Heilstätten 
für  Lazarettzwecke  zur  Verfllguig  gestellt  waren,  ein  großer 
Frozentsitz der Versicherten sich im IXeeresdienst befand,  und  die 
Zuriickgebliebenen  so  intensiv  besohilftigt  waren,  daß  sie  kaum 
Zeit  fanden,  selbst wenn  es  notwendig gewesen wilre,  sich  einsm 
Heiiverfahron  zu  unterziehen.  D a u e r n d  In  v a l i d e n  kann 
gegen Einbehaltung der Xtente  oder eines Teiles derselben I n v a - 
1  i d G n h a U f3 p f 1  e g e  gewährt werden.  Die  Zahl der in Ansbl- 
ten untergebrmhten Invaliden  betrug  1915 5446.  Für  allgemeine 
Maßnahmen  zur Verhtitung voneitigor  Invalidität  unter  den Ver- 
sicherten und zur H6bung der gesundheitlichen Verhältnisse der ver- 
sicherungspflichtigen Bevölkerung haben die Versikherungsanstdten 
pri.iihrend des Krieges jtlhrlich  1% Millionen  aufgewendet und  zwar 
zur Diirc-lhfiihrung  einer geordneten Krankenpflege auf  dem Lande, 
.zur Errichtung  von  HeilstiLtten,  zur  Errichtung und  ~nterhaltung 
von  Walderholungsstiltten,  zur  Errichtung  und  Unterhaltung von 
Auskunfts.  und  Fiirsorgestellen  von  Liingenkraken,  zur  Ent- 
ijeachung von  Wohnungen  und zur  BeklWnpfiing  der Volkskrank- 
hdten, worauf Ern einzelnen noch einzugehen sein wird. 
Der  öffentliohon Gesundheitspflege  dienen  dis Versicherungs- 
trager aber weiter im hervorragenden Maf3e  iladurcli, da13  sie einen 
e$heiblichen Teil ihrer VtrrmögensbesELnde zu gemeinnützigen, sozial- 
hygienischen Zwccken anlegen.  Vor aliem kommt hier der Bau von  -- 
Arbeiterwohnungcn,  der  l3au  von  Kra3lkenhäiisern,  Genes  gs- 
h&usem, Sieohenhllusern in Betracht,  des weiteren  FÖrdxnkZ von  Anlageii des Ciffeutliclien Gesundheitspflege, inebesondere  der 
Bau  von  Volksbädern, Schlachthäusern, Wwserleitungen, K,malisa- 
tionen und  Friedhöfon.  Der  Gesamtbetrag  der von  den Versiclie- 
rungsträgern bis ziim I. Januar 1918 für genieinniitzige Zwecke der 
gedachten Art  atifgeweiideten  Mittel  stieg  vom  Jahre  1914  von 
1  551  262 000 M.  auf 1  492 162 000 M. 
Was  nun  die  ejgontliclie  Xriegswohlfahrtspflega der  ~rnd&- 
versicheriuigsanstaltei~  anging,  so *stellten sie  zunächst  mit  ihren 
Heilstätten i~nd  Genesungsheimen etwa  10 000 Betten fUr  die Ver- 
wundeten-  und  Krankenpflege ziir  Verfügung und  ai~  zeichneten 
erhebliche  Summen  fiir  die  Kriegsanleihen,  Eine  weitere  Hand- 
habe zum  Eingreifen bot abar viedor der § 1274,  Die Bastimmun- 
gen  dieses Paragraphen  ermöglichten 08,  daß  die  Landesversiche- 
rtingwstalten  ihre  reichen  Mittel  fiir  die  Kric4@;sfilrsorge  und  zur 
Bekämpfung  der  Schtiden,  die  aus  der  wirlschaftlichon  Notlage 
weiter  Kreise  der  Bevölkeriing  drohten,  bis  zu  li %  ihres  Ver- 
iilügens bereitstellten,  Da  dasselbe 2 .Miiliardeii betrug,  so  konnte 
init einem HBchstbetrag von  100 Millionen  goreclinet werden.  Die 
bewilligten  Beträgo besbnden  vomehmticli  in  %usclitissen an  das 
Rote Kreuz,  an Gewährung von  Liebesgaben für  die  Truppen  im 
Feld,  nameritlich  in  Gewährung  von  Wollwchen,  uni  Erkältungs- 
krankheiten  vorzubeugen,  sie  betrafen  ferner  Untersttitzung von 
Arbeitslosen, um  den mit der Arbeitslosigkeit verbundenen gesund- 
heitlichen Nachteilen  entgegeilzirwirken. Sie betrnfen  ferner Unter- 
stützungen unmittelbar an Versicherte, m Gemeinden und Kreise, 
an Vereine nnd  Einrichtungen der Kriegswohlfahrtpflege, zur Föride- 
rmg  der  Kriegsversiaherung,  zur  Bereitstellung . von  Reilst%tten 
fiir Verwundete, zur Bektlmpfung  der Geschlechtskr,znkheiten  und 
ftir  die  Kriegsbeschädi$.tenfUrsorge; in  Ausriistung  von  Lnzarett- 
ziigen, Bade- und  Desinfektionswagen fiir  Heer imd in Ehren. 
gaben an die Hinterbliebenen von  Gefdenen,  Auch  wurden  Bei- 
hilfen  zur  FCirderung  des VolkskUchen- und  Speisewesens gewährt 
und  Vereine,  die  sich  mit  der  Beschaffung  von  Lebensmitteln, 
Kleidern  und  Brennstoffen  fiir  in  Not  geratene  Familien  be- 
faßten, untersttitzt.  Eine  Anzahl  von  Versicherungsanstalten be- 
mühte  sioli  besonders  darum,  daß  den  Fan~illen  der  Kriegsteil- 
nehmer eine geregelte Krankenhilfe nicht fehle,  So stellte die Ver- 
sicherungsanstalt WUrttemberg zunbhst 250 000 M, zur Verfilgwig, Die  sozinlhygienischen Leistungen.  (489)  9 
indem  sie .Beitl.äge an  die  Krankenkassen  und  besondere  Ki.iegs- 
ftirsorgeeiqrichtungen zahlte,  um  für die  Fzwnilien  der  Kriegsteil- 
nehmer und die Erwerbslosen einc geregelte &ankenfürsorge  zu er- 
mogliahen.  Dieselbe  Summe  gewährte  die  VersicliemgsanstJt 
Oldenbiirg  für die ICranken-  und  Wöchnerinnen~iiiterstützun~  CEer 
~amilien  der zu  der Fahne  einberufenen  Versicherteil,  arbeitsloser 
Versicherten lind ihren Familien.  Die Anstalt Hessen-Nassa~~  tmg 
zu  den  Kosten  der Arztbeschaffung  auf  dem  platten  Land  bei. 
W&hrend  ftir Kriegswohlfahrtszwecke irn  Jahr 1914 von  den Ver- 
sicherungsanstalten 6 760 000 M.  aufgewendet wurden, betrugw  diese 
Summe in den folgenden Kriegsjahren je  18-20  Millionen jährlich. 
,Ober. die  besonderen  sozialhygienischen Leistungen  der  Versiche- 
rungsanstalten auf  diesen Gebieten, namentlich hinsichtlich der Be- 
kilmpfung  der Volkskrankheiten,  der  I<riegsbeschildigtenfürsorge, 
der Kinderftirsorge wird im  folgenden noch  eingehend. zu sprechen 
sein.  Nur  sei erwilhnt,  daß die Versicherungsanstalten nebei;  den 
gewährten Unterstlltzungen  den  Gemeinden  und  gemeinnützigen 
Kärperschaften  erhebliche Summen als Darlehen zur Linderung  der 
Kriegsnot zur Verftigung stellten, vor allem um  die Bauatigkeit zu 
beleben und durch Notstandsarbeiten der Arbeitslosigkeit zu steuern. 
Bis  Mai  1915 haben  die  Versicherungsanstalten bereits  für  rund 
56  Miliionen  Wohlfahrtsdarlehen  gewährt.  Die  Benifsgenossen- 
schaften  stellten  ihre  Heilanstalten  gleichfalls  für  Lazasettzwecke 
nur  Verfiigung und beteiligten sich an den Kriegsanleihen durch ent- 
sprechende  Zeichnungen.  Die  Kriegsleistung  der  Reiclisversiche- 
rungsanshlt  £Ur .die Angestelltenversicherung bestand  in der  Aus- 
. 
riistung eines Lazarettzuges, in der Zeichnung von Kriegsanleihen, 
der Bereitstellung ihrer Heilanstalt für Verwundete, endlich in Ge- 
wilhnuig von einer Million zur Anschaffung von Wollsachen für das 
Heer, Da  Heiiverfahren für Versicherte hatte die Anstalt bei Kriegs- 
ausbnioh auf  die  Tuberkullisen beschränkt,  es  jedoch  bereits  an1 
i.  Oktober 1914 in vollem Umfange wieder  aufgenommen.  Geneh- 
migt wurden 1914 I1 021 Anträge, 1916 16  804.  Uber die besondere 
Tätigkeit  der  Reichsversicherungsanstalt auf  sozialhygienischem 
Gebiet, namentlich auf dem Gebiet der Kriegsinvalidenfürsorge wird 
in den folgenden Ausführungen im Zusammenhang zu reden sein. 
Die sozialhygienische Tätigkeit der Träger der Arbeiterversiclie- 
rung im  einzelnen gliedert sich in folgende Abschnitte: I. ,Bekämp- fung der  Tuberkulose.  2.  BekZUnipfiuig  des ~!Uk~holhmw,  3,  Be- 
kgmpfung der  Gesoi~leclztskrm~eiten.  4.  Des Krebses.  6, Zahn- 
hy@ene.  G, Gewarbehygiene und Unfdharlilitiing.  7.  Mutterschutz 
und  Säuglingsfürsorge,  8,  Kinder-  und  Jugandüch~füm~,  g. 
Wohnungsflirsorge.  10. Bevölkerungspolitik,  11.  Kri~@eac&di~- 
tenfümorge. 
1.  Beknmpfung der Tuberkulose. 
Die  Krankenkassen,  als  aufmerkaamo Beobachter  der  Bedeti- 
tung der ~olkskr&nkheiten  und  materiell in hervorr~nderh  Maße 
dabei interessiert, sind sich natllrlicli schon sehr frCih der dület&ren 
Wirkung  der  TuberkuloEia  bedt  gowordgn,  und  de haben  sich 
natiirlich nicht damit begnUgt,  die Erkretnkton pflicht- und gesetzea- 
gemU Me jeden  mdemn  ICrden  ' in  Behandlung  zu  nehmen, 
sondern  sie haben aclion  frllli begonnen, sich an den  großziigigen 
Bekämpfungsm~n~tnßr~  der  TuberkuloEie  ah  Volkskmkheit  zu 
-hotuiligan,  So gewh~ron  sio zusammen mit dcn Vorsi~harungsanstRl- 
ton  oder auch alloin aus eigoneii Mittaln don Erkrankten intensive 
Kitren in den Beil~~tätton,  um spUtoror 1i~vdldi.uIt  vorzubeugen, gc- 
w8.hren Genesondeftimorge nach  schweren akutßn oder bei chroni- 
schen  Krmkheibzuständan  iii  Gonesuxigshoimen,  Walderholungs- 
stätten, hftkiirorten und BUdern, iim den geschwllchton Kllrpttr vor 
Obernahme  der  rcgtilären  BenirstLtigkeit  zu  EitElrkon  und  damit 
geraae gegen die Ansiedalung des Ttibcrkelbazillus zu feetigen.  Mit 
den  Fiirsorgestellen  zur  BekWpEimg  der  Schwindsuchtsgefahr 
arbeiten sie zusammen, indem sie cliosa  finanziell untarstlltzea. 
Aufklärend im  Kampfe gegen dia Schwiildsuclit arbeiten viele 
Kassen, indem  sie VortrQe  hhlten  lMssn,  Broschüren uud  Mork- 
blgttcr  verteilen  und  Ausstallungen  lind  tBandermuseen  unter- 
sttitzen.  vereinzelte  Krankcnkasson sclianken  aitch dor  Wohnung 
als  wichtige  Quello  dar  ~uberkuloseent?lt&u& und Verbreitung 
besondere  Beachtung,  so  die  Berlhar  Ortskrlmkankwjse  bei  ihren 
Wohniuigsiintersuchungen  diirch  die  Rrnnkonkontrolleirre,  Dieso 
Kmse weist, wenn die Wohniui@ve~hältnisae  als besonders schlimni 
befinden werden, nCamontlich  wenn dio  Gefahr der Uborfra-gmg dcr 
Krankheit besteht,  die Kranken  in Krankonl.iUuser und Hoilstatten 
ein, den Kranken  werdori. 'Vorlialtunjpmaßr~goln  U.  tl, iiber die Be- 
handlung der Wäsche,  gogeben,  Von  geeigneten  FNXen  wird  den Die  eozialhygieuirichen Leistungan.  (491)  11 
~uskunfts-  und FUrsorgesteUen Mitteilung gemacht, uin sie zum Ein- 
schreiteil zu  ~ßranlrtssen. Dies ist namentlich der Fdl, wenn  fest- 
gestellt wird,  dnß in  den von  dem  Kranken  bewohnten  Räumen 
Heimarbeit  verrichtet  wird,  worauE  die Krankenkontrolleum  seit 
dem J%ahr 1916 ZU  achten gehalten  sind.  Wurden cloch  in diesem 
J;ahr  239  derartige  FFElilo  ermittelt,  in der IIauptsache, handelte  es 
sich  um  Konfoktionsarbelter,  aber auch  Arbeiter der  Lebensmittel- 
branche feblton licht. 
Iet der bislicrigen Ttltigkeit der Krankenkassen auf  dem Gebiete 
,der Schwindsuchtsbekiimpfung die Anerkennung nicht zu  vmsagen, 
so  ist docli zu verlangen,  daß sie für die Folge viel intcnsiver und 
systemtisclier erfolgt und das, was  bisher docli wohl bloß vereinzelt 
von  einer  Ailznhl  größere'r  mzidpolitisch fortgeschrittener  Kassen 
geleistet wiirdo,  zum  Allgemeingut  sbtlicher Kassen werde.  Zu 
dieser  Forderuizg  zwingt  vor  diam  die  ungeheure Zunahme  der 
Tuberkulose wghrond das Krieges -  starben doch in 380 deutschen 
Orten  mit mehr  als  I5  000  Einwohner 1913 15,7, 1918 31,7 % -, 
wodurch  cZie  stetig  fortschreitende  und  erfolgreiche  Arbeit  der 
filberkidosobokElmpfung  völlig  vernich  tet  wurde  lind  wir  wieder 
ganz  von  vom  anfangen  milseen.  Dia  intensive  Beteiligung  der 
Krankenkmsen liegt ja  aach in  ihrem finanziellen Interesse, sie ist 
keine unproduktive Ausgabe, sondern, was clie Kassen für die Pro- 
phylaxe der Tuberkulose aufwenden, ersparen sie wieder an Kosten 
fiir die~Behancllung. Daneben werden aber unbezdlilbare Werte für 
die Volltakraft ~uid  ftir die Volkswirtschaft gewonnen. 
ErPreulicherweise  herrscht  bei  den  großen  Kassenverbihiden 
~kstinmi~keit  dariiber,  da5 der Kampf  gegen die Tuberkulose in 
boßzi~~iger  Woise aufgenommen werden rnuß, und es herrscht auch 
Obereinstimmiing über  die hier  zu ergreifenden Maßnahhnen.2)  Da 
handelt  es sich  zuii%clist damm, alle Fälle von  Tuberkulose mög- 
dßhst flilh zu arklnnen und einer möglichst friihzeitigen Behandlung 
zuziifiihren. 1Ian hat hierzu periodische  ärztliclie  Untern- 
8  U  c h U n g e n  der  ICmsenmitglieder  vorgeschlagen  und  wiinscht 
dleße  als Fdorl;~ctzung  der im  Kindesalter in den S%~~glingsfürsorge- 
3 R  o  1111, 1.  C. -  Boscliorner, F~reorge  IHr  Lunfinkra~lce  im  Bericht 
ilber  den  22.  Deutschen  Ortukrankenkassentag 1917. -  Helm, die  Fürsorgo 
iür  Iningenkrunka  und die  Krmkenkasseu  in  ,,Volkagesiindheit~pflege'  und 
Betriebskssson",  Essen  1919.  a stellen  und  Scli~~leil  regelnlikßig  VOrgenOnlnleliell Untersuchungen. 
Zwt;ifellos würden  diose  erheblichen  Nutzen  stiften uncl  nicht  nur 
pafä~o  von  Tuberkulose, sondern  aucli  Geschlochtskrankheitell, 
Alko]iolismus, Nloren-, Horz- und zahlreiche andere Krankheiten ent-  I 
deckt wid der Behandlung ~ogeführt~werden.  Sio werden wcll 
so notwendiger sein, als nimmeht mit Aufhebung des Dieiistzwaiiges 
die Untersuchungoii bei Eintritt h  .das militllrische Alter wegfallen. 
Doch Mrd, abgesehen von den sehr erheblichen Icosten, niemals ein 
Zwang auf die Mitglieder ausgeilbt werden können, die Untersuchung 
wird auf die freiwillig sich Maldenden, sich erstrecken.  Ebenso drin- 
gend  ist die Forderung von  diagnostischen Instituten 
bei den Krankenkassen zur U~terstlitzung  und Entlastung der behan- 
delnden  Ärzte,  Hier  muß die bfiktariologischs Untersuchung  des 
Auswurfes und die Rllntgenuntersuohuz~g  vorgenommen werden.  Ein 
solches Institut  ist  in  Berlin  wUrend  des  ICi-ieges  eingerichtet 
worden,  das natiklicli  auch  filr  andere Krankheiten  bestin~nit  ist, 
Die  Ortskrankenkasse in Stuttgart  besaß  beraits  vor  dom  ICriege 
eine chemische Untemuchiingsstelle.  In Orten, wo gut eingerichtete 
Iilstitu4e  bereits  vorhanden  sind,  ist  die Ei~iclittmg  naturgemtlR 
weniger dringend, Js  wo  diese noch feblen.  Hier  genagt es auch, 
wenn  die Kassen mit diesen Untersuchungsanataltcn ein Abkonimon 
troffen.  Ist die Xrankheit rechtzeitig erkannt, dann handelt es sich 
vor  ailern  darum, den Erkrankten, wenn die Wohntingsverh&ltnisse 
ungiinstig  sind,. bei kinderreichen  Familien, na*mentlich wo  Ange- 
hörige  des  Nahrungsmittelberufes  in  Frage  kornincn,  tibord  da, 
wo  die Gefahr  der  Ubertrsgmg vorhanden  ist,  und  die Isolierung 
in  der  Häuslichkeit  unmöglich  ist,  den  Erkrankten  au~  seiner 
Wohnung herauseunehmen und einem Krankeniiauso oder einer Heil- 
stiltte, hoffnungslos und unheilbar Erkrankte einem Asyl oder einem 
Siechenhaus  zuzufllliren.  AU$  Antrag  des  behandelnden  Arztes 
sollten in diesen, wie  bei sonetigen ansteckenden Krankheiten die 
K a s s e 11  V e r p f 1  i c h t e t  sein, Krankanhauspflege zu gewtllircn,  . 
es  wäre eine entsprechende Änderung des  1%  der R.V.O.  nötig, 
der nur  vorsieht,  da@, wenn  die .Krankheit ansteckend  ist,  t u n - 
1  i c h s t  Krankenhauspflege gewährt  werden  soll.8)  Diese  Forcle- 
9 H n  n a U e X,  Mo  Urztlich - hyghniwhen  Rolarmon  der  Roichsver- 
siclrungsorclnung  gcgenliber dm  .geltanden Rechte,  „Mtincli.  Mod.  Wach." 
1911,  Nr.  42  U. 48.  i 
) t 
hat es hier vielfach noch gefehlt.  Die Kassen bruuchon hierzu aber 
nicht  allein die  Mitarbeit ihrer  iimte, sondern sie miisscn in ihren 
K r a n k e n k o n t r o 11  e U  r e n sich  Organe  heranbilden,  welche 
die  Ärzte  in  ihrer Fttrsorgearbeit  untersttitzen  und  die  Arbeit  er- 
giinzon.  Das  Inatitut  der  Krmkenkontrollourc,  die  bisher  nieist, 
polizeiliche Funktionen auszuUben und  meist  nur darauf  zu acllten 
hatten,  ob  die Bestii~~rniingen  der Krankenordnung seitens der Er- 
krankten  eingehalten und a.  a.  die Ausgehmit  nicht  iib~rscliritten 
wird, muS zu dom der Gtesundheitsaufseher oder G~sundlieitsbeamt~n 
nach  dem  Vorbild  der  Berliner  Ortskrankenkasse  weitergebildet 
werden.  Sie sind es,  die vor  allem die Wohnungen, die  gesamten 
häuslichen  Verhältnisse  der  Kranlren  beaugenscheinigen,  ~vährend 
dies dem Arzt@  bei dar ambulanten Bahandlung vßrsa.gt ist, sie lernen 
boi dieser Gelegenheit gesundheitliche Schllden kennen und müssen 
im Zusammenarbeiten mit den Ftiaorgestellen auf  cleyen. Abstellung 
beclaclit  sein.  Nntig ist uatitrlich, daß die IControllourc hierzu eine 
besondere  Ausbildung  durch Vorträge  berufener  S~zialhygieniker 
erhalten, wie das bei der Berliner Kasso der F'&  ist. 
Aucli  die A U  f k 1  U r U  n g der Mitglierler iiber clu~  Weeon  lind 
die Verhtitulig der Tuberkulose muß in intensiverer Weise geschehen, 
als es bis jetzt  der Fall ist.  Wirksamer wie Plakate unc1  Flugbliktter 
erweist sich hier das gesprochene Wort, VortrQ0 mit Anscliniiungs- 
material und Lichtbildern, lind als nachahmenswert siliil hier die Vor- 
trilge der Zentralkormnission Berliner Krankeiikassen zu bezeichnen. 
Den  Kampf  gegen die Tuberkulose im  grol3en  Stil haben  be- 
kanntlich die Versicherungsanstalten siiigenaimen und 
bis  zum Ausbruch  des lbieges erfolgreich d~irchgefiihrt. Sie sind 
die eigentlichen Träger der Heilstkittenfiirdrge geworden.  Sie be- 
sitzen 40 eigene Heilstätten.  In diesen wie in nicht den. Anstalten 
geliorigen Heilst8tten mirden von  1897-1013  475 000 an Lrhgen- 
und I<elilkopftuberkulose Erkrankte mit einem Gesnmixaiifwand von 
176 Millionen M.  beliandelt.  Infolgo zrinehmender Verlrrossentng cler 
Behandlungsweise  und  sorgftkltiger Auswahl  der Krankan  nalunen 
die Anfangs- und  Dauererfolge  der Heilstätten-Kuren  stltndig zu.') 
Kranke, die nicht den Xeilstätton iiberw*iosen werden können, 
werden in  den sogen. Walderholungsstätten rintergcbr~lcl~t.  Dtb  der 
'1  K a ii f m  a n  n ,  Schadonverhiltend~s Wirken  in  der  deutschen 
Arboihrvei.sichenii~g.  Borlin  1013, S.  104. Dia  sozia.ihygienis&en  Leistungen.  (495) 15 
Andrmg zu den Heilstätten  ein  sehr  großer  ist,  und  nur  solche 
Kranke adgenommen worden sollen, fiir welche  sie bestimmt sind, 
die 81.80  wirkiich tuberkiilös erkrankt und bei denen die Krankheit 
auf  der aderen Seite noch nicht Zu  yeit vorgeschritten ist, 80 haben 
die AnsMtea V 0 r 8 t a t i 0 n 6 n eingerichtet.  Diese befinden sich 
in  Kfdenhäusem, Kliniken,  in  ~uii~enheüstgtten  und  Fflrsorge- 
atelIen.  Von  4847  im  Jahr 1915  in  Vorstationeii  beobachteten 
F6llen  wurde  bei 500  die Notwendigkeit  eines Heilverfahrens ver- 
neint  und in  990  bot  ein HeiIverfaren keine Aussicht  auf  ErfoIg 
mehr.  Nach  der Entlassung aus Heilstätten wird vielfach noch Auf- 
epthdt in Genesungshoimen gewtihrt, um  die Erkrankten nach und 
naoh  wieder an schwerere Arbeit zu  gewöhnen.  Auch wird alsdann 
seitens  der Versioherungsanstalten  durch  Zusamenarbeiteii  mit 
den  Arbeitsnaohwoisen Arbeit voiuiittelt.  Wiihrend der Unterbrin- 
gung  in den  13lailatätton wird  den Familien  der  Erkrankten Unter- 
stUtzmg, ein  sogen, 13&tlsgcld,  gewälirt, damit bei den Erkr,mkten 
nicht -„_  der I-  H~ilorfolg  durch die Sorge um  die Familie gestört  wird, 
Während bei  dor Pürsorge für die frisch Erkrankten vor all~m 
so&ilhygienische  Qcsichtspunkte in Betracht  kommen,  handelt  es 
aiah  bei  den  V o r g o s C h r i t t e n e n  Fällen  von  Tuberkulose, 
naantlich den  unheilbaren,  vor  allem  um  rein  h y g i e n i s C h e 
"Probleme.  Hier  gilt  es,  durch  Herausnahme  der  ansteckenden 
Ibanken dia geßiinde Un~gebung  zu  schützen und die Ansteckungs- 
qiuelle zu  eliminieren.  Hier nzuß  der  Gesichtspunkt der  Absonde- 
rung  der  ICranken  vor  dem  der  Hilfeleistung  zurücktreten.  Die 
Y.  0.  gibt den Versicheniil~aiistalten  dieMöglichkeit, tuberkulöse 
,  Rentenempfbnger  auf  Antrag  statt  der  Rente  Aufnahme  in  ein 
hwalidenhaufi  zu gewähren.  1916 wurden 1576 derartige Icranke in 
bstaltspflege genomnian. 
Während  sicli  aber  besondere Invalidenheime für 
unhsilbm Tuberkulöse nicht bewghrt haben id als  Sterbehäuser 
gemieden wurden, werden jetzt dich Kranken in Abteilungen aUge- 
meiner  Krankonh#usor  oder  in  besondere  T~iborkulose-Kranl~en- 
häuser  untsrgebraclit,  Vorbildlicl~es  hat  hier  die Rheinische  Ver- 
sichemngsanstalt gcloistot, Clio  mit zahlreichen l%ndlichen  Kranken- 
liäusern Verträge  abgeschlossen hat.  Don  günstigen Elfol@n, die 
man bei Lupus und chir~irgischer  Tuberkulose mit der Licht-, Ehmcn- 
und Str&lenbehandlung  erzielt hat, haben die Versicher1mgsallstal- 16 (496)  1  Banauor. 
ten Rechnung getragen, indem sie &i0  in Betracht kommeiidefi Heil- 
anstalten iinterstiitzen, 
,  Die rn  I, Januar ins Leben getretonie Hinterbliebenen~e~i~1~~- 
rling hat den Versicherungsanstalten die Möglichkeit gegeben, ihre 
Iicilfürsorge niich auf  t U  b 0 r k  U  1  ö 8 e X( i n d e r auszudehnen.  Sie 
ysnden rentenbereclitigtßn Walsen ihre Filrsorgo zin  und weisen sie, 
soweit sie tuberkulös erkrankt oder gefährdet sind, einer Heii~tltt,~ 
oder einem Kinderheim zu.  Ftihrend auf dieseln Gebiete ist die Ver- 
sicherungsanstalt der  Hansastädto  gewesen.  Ein  weiterer  bahn- 
brechender  Schritt  wurde  von  dieser  Versicherungsan~tait  1914 
getan, indem sie auf  Grund des 8 1274 dar R. V. 8,  die Fiirsorge von 
kranken  iulcl  pflegebedtirftigen  Rindern  von  1  e b e n d e n  Vor- 
sicherten itbernxlim,  Sie stellte in dioso~  Jdir 20 000  M.  £Ur Kinder 
tuberkulöser,  aber  nooh  lebender Eltern  zur Verfilgung, untei'  der 
Bedingung, daß die Il[rinsasttlclte den gleichen Batrag gewährten. 
Natiirlich wenden auch die Versichorungsanstaltan der FHreorge- 
stelleiibewegiing  die  größte  Aufmerksamkeit  zu und  haben  dae 
Handinhand arbeiten  mit  ihnen  organisiert,  von  einigßn  Versiche- 
rungsanstalten sind eigona Filrsorgastellon ei~ichtet  worden,  Viele 
der von Vereinen  unterhaltenen Aiiskunftsstellen wurden von  Ver- 
sicherungsanstalten ins Leben gerufen und werden von ihneii unter- 
stützt.  Die rheinische Versicherungsanstalt liat sich ein besonderes 
Verdienst dadurch erworben, daB  sie besonders auf  die Errichtung 
von IiYiirsorgesteUen auf dem L a n d e bedacht  war,  so da&.  in dem 
größeren  Tsil  der  Landkreise  der  Rhoinprovinz  wohlorganisierte 
~llrsoi'igestellen  bestehen.  Auch  die  AufMtlrungstlltigkeit  haben 
die Versicherungsanstalten in den Kreis ihrer Tätigkeit einbezogen, 
von  einzelnen  Anstalten werden  fiberkulosewandemuseen unter- 
halten  und  gefllrdert, die Versicherungsan5talt Westfalen  Iäßt  es 
sich  angelegen sein, namentlich  die  l%ndliche Bevölkerung  durch 
Broschiiren und Plakate aufzuklären, 
Dieser wohlorganisierte Kampf  gegen die Schwindsuclit wurde 
bei Kriegsausbruch schwer bedroht, vor allem durch die militärische 
Einziehung der Arzte und FUrsorgeschwestern, und die Inanspruch- 
nahme  der BeilsNtten fiir die Heeresverwaltung.  Sofort besannen 
sich jedoch  die in Frage kommenden Instanzen darauf, daß die bis- 
herigen Bekämpfungsmaßnahmen unter  allen Umstgnden möglichst 
aufrecht erhalten werden miißton,  Es wurde  bei  der Zentralstelle Die  aozlnihygienisohen Leistungen.  (497) 17 
des  Roten  Kreuzes  fiir Kriegswohlfahrtspflege  ein  ~usschd  fb 
~uberkulosebekämpfting  .richtet,  Ein  Runderlaß  des  Reichsver- 
sicheniagsnmtes  an  die  Landesversichemngsanstalten  vom 
20.  hiigiist 1914")  machte diese Behörden darauf aufmerksam, daß 
der Kampf gegen die Tuberkulose während des Krieges nicht den 
dürfe, dies um  So  weniger, weil  infolge des Rückganges der  wir-- 
~~haftliclieil  Lage, der Versctilechterung der Ernährungs- und beson- 
dem  der  Wolinungsverlittrtnisse  ein  günstiger  Nährboden  für  die 
Seuche und ihre Verbreitung geschaffen werde.  Kranke mit offener 
Tuberkulose m.llßtoii schon im Interesse ihrer Umgebung unschädlich 
gemacht  und BoilEiWlttan  ilborwiesen  werden.  So weit  dies  nicht 
 glich soi, miissa durch erhöhte Tätigkeit der Auskunfts- und Für- 
sorgostellen  sowlo  dor  Walderholungsstätton  ein  Ausgleich  ge- 
sobaffon worden,  Dioiaer  Riinderlaß liat den Versichemgsanstalten 
bei ihrom woitersn  Vorgehen  zur  Richtschnur  gedient.  Wie  sehr 
jedoch  der Krieg ihre  Tittigkoit  gerade auf  dem  Gebiet der Heil- 
behaacllung dar Tuberkulose ungünstig beeinflußte, ergibt sich aus 
folgenden ZIfern,  19.8  betrug  die  Zald  der  Behandelten  52 281, 
1814 40 024,  sie  sank  1916  auf  27 033  und  betrug  1916  28 149. 
Ein  JReilorfolg  wurdo  bai  don  Bahmdelten  erzielt  1914 bei  92%, 
1915 bei 9O%,  cr %ank  iii don folganden Jahren auf  89 und  87%. 
Dio  sohr  bodeiitendo Abnahme  der  Zahl  wegen  Tuberkulose 
Behandelten  ist  auf  verschiedene  Gründe  zurückzuführen.  Abge- 
sehen davon nattirlich, daß nur noch eine geringere Zahl von Betten 
rzlvr  Verfiigung standen, standen der gr6ßte Teil der mhnlichen Ver- 
aherten im Reeresdienst und erhielten das Heilverfahren, wem ein 
solohes notwendig war, durch die ~ilit~rverwdttin~,  von der Zivil- 
bevlJlkerung  wurde  ein  großer Teil  durch  die  überd vorhandene 
,&beitsgelßgonheit und die hohen L8hne7  durch die Mtiglichkeit, den 
@Bst dor varhandenon Arbeitskraft  atiszunutzen, endlich durch den 
$t.beibzw%ng infolgo des X-Iilfsdienstgesetzes  davon abgehalten, sich 
,ehern Bailverfahron  .LU  unterziehen und sie verschoben d~sselbe  bis 
avr Beendigung des Krieges.  Die schlechten Resultate der Behand- 
limg sind nntUrlich in erster Linie auf die sich s8ändig verschlech- 
ternde EmlWirong,  dmn xiif die ungünstige ~gairkun~  der inten- 
siveren und schwereren Arbeit, endlich noch auf psychische Momente 
zu.rtickzuf ühren. 
,  68) Dar  $tnncl  dar  TilbcrkulosekokUmpfung 1915.  Berlin  1915,  11,  32.' 
VOrltfonUloliuugon.  e Gerade diese ungünstige Gestaltung der HeilstBttenbehandlung 
nötigte die Versicherungsanstalten, andere Gebiete der Tuberkulose- 
fürsorge um so intensiver  zu  betreiben,  vor  allem  das  Auskunfts- 
steIIenwesen und die Tu;berkulosebekBn~pfung  im Kindesalter. 
Dank dieser TMigkeit ist die Pflege- und FUrsorgetätigkeit fast 
iiberali  aiifreclit erlidten worden.  So wurde  die  (rründung neuer 
Fiirsorgestellen  energisch  jn  die  Hand  genommen,  11.  n.  wies  die 
&andesversichemngsmstdt Westfalen  auf  (lie  Notwendigkeit  der 
Begiiindung  neuer  Fiirsorgestellen namentlich  a11f  dem  Land  liin 
und sie erklkte sich bereit, mit noch  uößeron Mitteln einz~greif~n. 
Jedes  Arzthaus, jede  Schwesternniederlassung, jedes  Pastorhaus - 
fiihrte sie in einem Rundschreiben vom  1.  August 1910 aus -  bilde 
den geeignetan Boden fiir eine ländliche Ftir~orgestelle,~)  Ein Rund- 
orlaß des Roichsvorsicbeningsaintes vom 8.  Mai  1017 an dic Landes- 
versicherungsanstulten gab von  (lern Erlaß dos Reichskanzlers voiii 
18.  Mai  1917 Kenntni~,~)  wonach  der  beschleunigte Ausbau  der 
Fiirsorgestellen  fiir  Lungenkranke  gefordert  wird  im  Zusamlmen- 
gehen  mit  anderen  Wohlfahrtsorganisationqn  und  worin  Leitslltze 
tibor  den Ausbau  des Fiirsorgestellenwesens vertiffentlicht werden. 
Ein  weiterer  ~underlh  vom  27,  Juni  1917  ersucht; dia  Landes- 
versicherungsanstilIten, bei  der  Begrtindung  der  Provinzial-  usw. 
FUrsorgestellenaufjschiisse und dem Ausbau der Ftirsorgestellen mit- 
zuwirken. 
Auf  dem  Gebiete  der  Tuberkulosebekärnpfung im  K i n d e s - 
alt  er  ist die Versiclierungsanstalt der Rheinprovintt bahnbrechend 
vorangegangen.  Sie ging griinds&tnlich davon aus, in erster Linie 
Kinder  von  10-15  Jahren  eiim  Heilverfahren  heranzuziehen,  die 
dem  versicherungspflichtigen Alter  am niichsten stehen, aiisnahms- 
weise nimmt sie jedoch  auch jlingere  Kinder in Fiirsorge, besonders 
wenn in einer Fanziiie mehrere Kinder an Tuberkulose erkrankt sind. 
Daneben  gewilhrt  sie  eine  vorbeugende  Tiiberkulosefiirsorge  £Ur 
Kinder,  welche  das  zweite  Lebensjahr  iiberschritten  haben  durclz 
Verabreichung von Salbadern, Milch, Gewilhrung von Schulspeisung 
usw.  Erleichtert  wird  dieser  Versicherungsunstalt  das  Vorgehen 
3 Dar  Stend  der  Tuberkulosobeklimpfung  irn  Frtihjahr  1917.  Berlin 
1917, 11,  8. 
')  Anlaiche  Nachrichten  des  Reicli~\nersiclier~~ng~amtoa,  Berlin  1917, 
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padurch, daB im Rheinland die ICinklerfürsorge in denselben Händen 
iiegt wie  die BekKmpfung der Tuberkdose.  Im Jahre  1917 wurde 
das Heilverfahren ffir 2318 Kinder iibernommen.  Die Versichenings- 
anstnlt Westfalen iiberwies 1915 100 000  und 1916 150 000 M.  den 
greisen  und  kreisfreien Städten  für Kuren  bei  skrophulösen oder 
tuberkulüs8n Kindern, unter der Bedingung, daß die Gemeinden min- 
destens die fIlllfte der Kosten fUr den gleichen Zweck verwendeten. 
Die  tiiiiringische  Landesversicherungsanchtalt  strebt  an, daß  ins- 
besondere die tuberkdosebedrohten Kinder jurlich mindestens ein- 
mal  untersucht werden und daB die Untersuchungen auch nach dem 
Tode dcr tiiberkultken Familienmitglieder so lange als mSglich fort- 
gesetzt werden. 
Neue  Aufgabon  erwuchsen  den  Landesversiclieiurigsanstalten 
durch  die  FUrsorge  der  aus  dem  Militäriiienst  entlassenen  tuber- 
kulason HeeresangehUrigen.  So lange sie  eingezogen waren, oblag  , 
das Heilverfahren  der Neeresverwaltung.  Wie  mit  diesen  bei der 
Entlassung zu verfahren ist, ergibt der Erlaß des preußischen Kriegs- 
ministeriurns vom  20.  Juni  1916.8)  Es  wird  dort  auch  die Uber- 
IUhrung in die btirgerliche Ftirsorge g&egelt und diese  U.  a. an die 
Versiclierungsanstalton verwiesen.  ~etzterd  übernehmen dann die 
weitere  Ftirsorge,  bestehend  U.  a.  je  nach  Lage  des Falles iii 
Kraakenhausbehandlung, Arbeitwermittlung, Wiederholungskuren in 
HeilstlGtten, Rentengewiihrung oder Gewährung von Invalidenhaus- 
pflege. 
So Hervorragendes nun auch die Landesversicherungsanstalten 
im  Kampfe  gegen die Schwindsucht geleistet, so sehr man  sie mit 
R>echt  als die Pioniere der Tuberkulosebek&mpfung  bezeichnen kann, 
so sehr ist doch zu wilnschen, dai3 ihre Tätigkeit noch erheblich er- 
moitert und verbessert werde.  Da ist zunächst zu verlangen,  da6 
die  Hei1st;ilttenbehandlung  in  noch  grbßerern  Umfang  denjenigen 
1  zugute kommt,  die es nütig haben und  daf(lr geeignet  sind.  Dies 
1  kann geschehen durch mUglichst sorgfllltige Auslese der Erkrankten. 
Es darf nicht vorkommen, daß Leute in den Hellstlltten zur Behand- 
lung kommen, die überhaupt nicht tuberkultis erkrankt sind, und daß 
andererseits Kranke in zuweit vorgeschrittenem Stadium auJgenom-  1  menwerden.~ieristder~~~ba~derBe~ba~htungsstatio- 
8) Der  Gtmd  der  fiborkdombeklmpfung  Im  Mhjahr  1917.  Berlin 
1917,  11,  89. 
2' n e n &&end  notwendig, prinzipiell  sollte kein  Erkrankbr in die 
Heilsatte  eintreten,  der  nicht  vorher  eine  Be~ba~htun~~~t~ti~~ 
passiert hat. 
 es weiteren komtoheVormehrung  derReilst<1tten 
in  Betracht.  Von  dem. vielbeklagten Mißstand,  daß diese zu  luxu- 
rids  und  kostspielig  angelegt  sind,  ist  mnn  ja  wohl  jetzt  abge- 
kommen  und  unsere  ungiinstigen  wirtsc1iaft;lichen  Verh&lt,nisse 
werden auch für die Folge zu äzzßerstor Sparsmkoit bei der Errich- 
tung von Heilstätten notigon, und alscla;nzi wird auch die Kritik ver- 
stummen, daß die ICrmkan in don Heilstätten verw8hnt worden und 
sich  dann  nicht mehr  in  ihren  htlualiclien  VorI~äIlni~sou  zurecht- 
finden.  Wenn  an Kosten Un  Bau  und  Botriab go~~mrt  wird,  dann 
wird  auch die Zahl der EToilstlitton vermabrt werdon k6nnen.  Viel- 
fach  wird  es  auch  genitgon,  wßnn  die  W al  d e r 11 o 1  u n g s - 
s t ä t t e n ausgebaut wwden.  Dia Zahl clor  xtiteunokinonclon Pflog- 
linge 11ä13t  sich auch vernahm, wonn din ,hislalton dm gnxizo  Jahr 
gleichmllßig geEIfEnot und das Yort~rtoil  gegen dio Wintorkur beseitigt 
wird. 
Daan  gilt  es  don  Zliailerfolg zu  sichern.  Es  miissen 
in  den  BeiistiEtsn a~le'thera~outischon  Motlioden gewtlhrt werden, 
wozu wir  auch die Arbeitstharapio, vor nllom  dio landwirhchaftliche 
Arbeit rechnen,  Sehr wicl~tig  ist os, dnß die Angclz6rigon der Pfleg- 
linge  während  ihres  Aufanthaltes  in  den  Heihtätten  ausreichend 
alimentiert werden, um  ilrngn die Sorge £Ur diese zu benokmon.  So 
lange  aber  dem  flohwertubsrkul6sen bsi  seinem Eiltritt in die An- 
stalt  von  G e s e t a $ a w's g e n  keine  Angohörigenwtemtiltzung 
gewährt wird, wird  eb~-vbiP&oh  durch die Sorge zim  seine Familie 
von  dem Eintritt Inddsa"~  linvalidenheim abgehalten werdon.  Als  ein 
Nachteil wird es fohoP ii*&pfunden,  daß die Erkrankten, nacllfiem sie 
zur Kur bestimmt shd,  '6#;goi~l zu lange, ja  monatelang auf  die Auf- 
nahme warten miissen", &bkl  kiie  Anstalten tiberftillt sind. Sie arbeiten 
alsdann. weiter und u~$s&~ihimern  ihr: Leiden,  Dieso Krankon soll- 
ten in der Zwischenzeit in ein Krankenhaus, in ein Genesungsheim 
oder  in  der  Walderholungsstä,tte  aufgenommen worden.  Ebenso 
ist  den  aus  der  Beilst%tte  Entlarrsenen  vor  Aufnahme  ihrer 
regdben Arbeit  eine  Ubergangs-  und  Kräftigungskur  in  einem 
Benesungsheim  zu  gewllhren.  Dios  gilt  namontliclx  filr Kranke, 
welche  einen  die Gesundheit  besonders  schädiganden  oder  sehr Dia  s~~iahygienischen~  Leistungen. 
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anstrengenden  Beruf  ausuben,  weil  bei  vielen,  Kranken  die  Er- 
folge der Kur dcl$  lange genug vorhalten, wenn  sie  sogleich ihre 
~erufsarbeit  wieder voll aufnehmen und  ui ihre ungmstigen wob- 
nungs-  und  Lebensverhältnisse  zurückkehren.  Die  aus der  Heil- 
stätte Entlassenen sind dann den FürsorgesteUen zur d  e * n d e n 
Kontrolle zu ä;borweisen und geeigaetenfalis W i e d e r h o i u n g s - 
k  U r e n zu unterziehen.  Eincn  weiteren Ausbau bedarf  aus dge- 
meinen sanitliron Grtinden die noch in  den ersten An  f ä n g e n b e - 
findlicheVer~orgungderunheilbaren~nvaliden, 
der in bssonders hohem Maße ansteckenden TuberkulUsen. Wenn, wie 
&  gosehan habon, nur etwa 1600 derselben sich in Anstaltspflege 
befindon,  so  ist  dies  mit  Riicksicht auf  die Hunderttausende  der- 
atiger Krmkon nur  ein  Tropfen auf  den heißen  Stein.  Es muß 
zugegeben  worden,  da13  die  V~rsiclierungsanstalten es  nicht  an 
BeanUhungen  folllon lassan, die  Zahl der Asylierten zu vermehren; 
wenn  dqr Erfolg vorsagt  blißb,  so lag dies daran,  da&  man doch 
nicht  gentiganil aiif die besonderen Verh%ltnisse dieser Erkrankten 
eingegangen ist. Es muß vermieden werden, daß man diese Unglüok- 
lichon zusamman in basondera Anstalten unterbringt.  Diese werden 
dann nattirlich  alci  StarbehSluser bezeichnet und  gemieden.  In die 
stlldtischcn  Krmkcnhäuser  gehören  sie  natürlich  a11ch  nicht,  wohl 
aber ktinnen sio  in 1htXliclio KrankenhLuser nach dem Vorgang der 
rheiniachon Vorsiclrerungsanstalt verpflegt werden, ferner in Sieclien- 
md  InvalicZcnhäuser zusammen mit chronisch Kranken anderer Art, 
auoh in Krankenhäuser für tuberkulos &krankte  aller Stadien, deren 
Erriolltiing vor dem Kriege nach dem Vorbild einiger Städte (Stettin, 
Berlin)  auch  von  einigen  Versicheriingsanstalten ins  Auge  gef~zßt 
wurde.  Derartige  Kranke  sollten im  dlgemeinen besser  in  Iänd- 
lichon aI8  stftdtisclicn Anstalten  untergebracht  werden und es muß 
vor allom mrf  ihre Psyche besondere Rücksicht genommen werden. 
Schon ails diescm Grunde ist auclz bei dieser Heimstättenpflege eine 
sorgi!&ltigo geregelte ärztliclio Behandlung nötig, abgesehen davon, 
dd  es  dadurch  ermöglicht worden ist, manchen Kranken,  der be- 
reits  aufgclgebon  wurtlo,  wiedar  zu  heilen  und  erwerbsfiihig zu 
machen.  Auch  miisson  diese Invaliden mtiglichst noch beschäftigt 
werden, weil mch die Arbeit im psychischem Sinne günstig auf sie 
einwi;~kt,,  Die  Unterbringung  9011  dann  in  nicht  Zu  weiter  r%-- 
Entfernung von den An$eh,hllrigen  erfolgen, damit  öftere Be- 22  (602)  Hanauer. 
suche  ermtiglicht  sind.  Die  Anstalten  sollen  ferner  mit  einem 
gewissen Komfort  ausgestattet  sein,  0s  soll  den  Pfleglingen mög- 
lich~te  Freiheit gewlithrt, und ihnen und ihren Angehtirigen die Rente 
möglichst belassen werdsn. 
hdlichist dw ~llrsor~estellenwesen  möglichst aus 
zubauen namentlich auf  dem  Lmde, hier bewährt  sich  die verbin- 
dung  mit  der  gesamten Wohlfahrtspflege  nach  dieiniaclmm  und 
hessischem Vorbild.  n  1 
Sollen alle diese Forderungen erfUllt werden,  dann ist es  not- 
wendig,  daß  die Venicheruageiansta1ten sich  die  notwendige  ämb 
liche Unterstfitzung sicliorn und Iiauptmtlicho Arzte a 1  s B e r a t e r 
anstellen. 
Die  Zahl  der  durch  die Ango~te11toriversicherun~ 
in  Lungenheilatätton  Behandelten  botmg  1914  91G2,  1916  2602, 
1916 4196,  8io  ist  also  bescheiden,  Wnsichonswart ist,  daß  die 
Angeatelltenversicherung ihre ~un~enhrsor~e  in intensiverer Weise 
ausbaut  und  namentlich  auf  die  Schichten  des  Mittelstandes  er- 
streckt. 
2.  Die Bekämpfung dos Alkoholisinus. 
An der Bekämpfung des Alkohols, diesem SchUilling der Yolks- 
gesundheit und  Volksmhlfahrt, sind die TrElgor  der Sozialversiclie- 
rung in hohem Maße  interessiert.  Belaufen sich doch dia  Sunmen, 
welche  dnftir  an  ICrankengeld  und  Renten  aiifgewcndet werden 
müssen, auf  viele Millionen, die aber nur geschEltzt und nicht zahlen- 
mäßig angegeben werden kennen, weii bekanntlich  ausgesprochene 
Trunksucht viel seltener als Krankhaits- und InvaliditEltsumaclie auf- 
tritt, vielmehr  der  chronische  Ubermäßige  Alkohoigenuß  zu  zahl- 
ruichen  Erkrankungen  fiihrt und  diese  dsdann ala  Horn-,  Leber-, 
Magen-,  Nierenkrankheiten usw.  ohne Betonung  der alkoholischen 
Grundlage rubriziert  werden.  Wie  sohr  die Krankenkassen  durch 
die Trunksucht in Mitleidenschaft gezogon werden,  ergoben die Er- 
liebungen iiber die Krankheits- und ~torblichkeitsverhUlt~iisso  in der 
Ortskrankenkasse zu  Leipzig und Umgebung,  Darnacli ww die Zahl 
der Krankheitsfälle bei  dan  Alkoholikern  von  der 26-34jarigen 
Altersklasse an iiber zweieinhalb Mal,  die ihrer Krankheitshge mit 
Erwerbsunfiihigkeit doppelt so hoch  als bei  der Allgemeinheit der 
Mtlnner. Einen wichtigen Fortschritt in der TrunksuchtsbokämpfWiT Dio  sozialhyglenisohon Leistungen. 
brachte fiir die Organe der Sozhl~ersichenin~  die R. V. 0. mit ihren 
85  120-121.  Darnach  können  TrunkiJilchtigen,  die nicht  entmün- 
digt sind,  an Stelle  des Krankengeldes  und  der Renten s a C h - 
1 e i s t U n g  e n  ganz  oder teilweise gewghrt  werden.  Auf  Antrag 
des  beteiligten  Armenverbandes  ,oder  der  Gerneindebeh~rd~  des 
Wohnortes  des  Trunksiiclltigen  muß  dies  geschehen.  Die  Sach- 
leistung kann auch duirch Aufnahme in eine Tiinkerheilmstdt oder 
mit,  Zustimmung  der  Gemeinde  durch  Yermittlung einer  Trinker- 
f~sorgestolle  gew31lrt  werden.  Diese  Bestimmungen  sind  nicht 
durchweg  neu,  sie  galten bereits  iim  Unfall-  md Invalidenversiche- 
rwgsrecht.  Sie sind nur einheitlich gestaltet und auf  das ganze Ge- 
biet  der  Reichsversichertingsordnnug ausgedehnt worden, wodurch 
dfia @ewähren von Sachleistungen an Trinker wesentlich erleichtert 
wird,  Gtloichzeitig kam damit die viel angefochtene Vorschrift des 
Krankenversicliorungsgosetzes in Wegfall, wonach bei Krankheit in- 
folge  Tmksuclit  das  ICrankengeld  eingezogen  werden  kann0). 
Wichtiger  wio däs Rocht auf  Qewghrung von Sachleistungen ist in 
dioser Vorschrift der Hinweis und  die gesetzliche Anerkennung der 
Trinkerheilanstalten tiflcl der Trinkerfiirsorgestellen. Die Ubernahme 
des  Heilverfahrens  bei  Trunksucht  seitens'  der  Versicherungs- 
anstnltan ist allerdings bereits vor Erlsß der R. V.  0. bewerkstelligt 
wordon,  Von  1002-1912  wurden  4074 Alkoholkranke auf  Kosten 
'  der Versichorungsmstalten  behandelt.  Der  größte Teil enfiel auf 
die  Versiclierimgsmstc~lten  Rheinprovinz, Westfalen und Schlesien. 
Was  die ErEolge  in diesen anbelangt, so wurden von Iden  von  1907 
bis  1914  von  der  I~andesversicherungsanstalt Schlesien  iiber- 
nommene  aus  Trinkerheilstltten  entlassenen  und  mit  Erfolg  be- 
handelten 767 Versicherten bis  Mlrz 1915 694, bei denen  seit der 
Entlassung mehr  als  ein  halbes  Jahr verflossen  war,  kontrolliert. 
Diese  Kontroiie  ergab  in  284 Fallen  Rückfälligkeit, in  56 76  hielt 
die  Heil~mg  an.  Die  Erfolge  sind  durchweg  geringer  bei  den 
1  Kassenpatienten  wie bei idon  Privatpatienten.  Sie werden auch bei 
ersteren besser  werdan, wenn  die Kranken  fiii die Heilstätte sorg- 
fhltiger  ausgewtihlt  und  nur  solche  aufgenommen  werden,  bei 
denen der ernste Wille zur Heilung beateht, wo  also die körperliche 
0)  H  an  a U  g r , Die  &rz,tlich-hygienischen P@formeil  der  Reiohsver- 
eiclheningriorbnwig  pgonutrer  dom  bisher  geltenden  Rechte.  Mtinch.  meä. 
Wocheiaeohr,  1911,  NT,  43  U.  48. 24 .(604)  Hanauer. 
und  seelische Zerrüttung noch nhht zuweit vorgeschritten ist.  um 
den Heilerfolg nach der Entlassung zu aichern, tiberweisen die Ver- 
sicherungsanstalton die Entlassenen  den Trinkerfilrsorgeste~k~,  die 
vielfach durch Zuschtisae von ihnen unterstfitzt werden und sorgen 
dafiir,  da0  sie  sich  Enthaltsa3nkeitsvereinon  anschließen.  ~~~h 
gellen  sie  den  geheilten Trinkern  beim  Aufsuchon  von Arbeits- 
gelegenheit an die Hand.  Unheiibare Trinker werden den Trinker- 
asylen iiberwiesen, wo  sie sich bei  rogelmmiger  Lebonsweisa und 
Besohäftigung wohl fWen und die Neigung zum  Alkohol verlieren. 
Nicht  in Asylen aufgenommonan trunksilchtigon Itcntenempfängern 
wird  (128  Rente  in  Form  von  Sachleistung gewlihrt,  was  sich  als 
wirksame Waffe  zur  Bektlmpfung des ALlcoholiemus  und  zur  Ver-. 
hiitung einer iiagehllrigen Verwondiing der  Qoldrentan orweist.  In 
Zi'rankfurt a.  M.  hat sich dias Vorgelzon  nnmontlicll aucli ds Droh- 
und Erziahnngmittel bewährt, es sind dadurch oinorsaitß die Krank- 
inolcliingcn gasiinkon, andererseits geben  die in Frage kommenden 
Trinker das Versprechen ab, sich gilC  zu füliron und sich freiwiliig 
unter Uberwachung  zu  stellen,  wonn  von  dar  MaBnalime  Abstand 
genommen  würde,  Das Frankfurter  hrmcnamt  hat die  Erfahrung 
gemacht, daß die Gewtlhrung von Sachbeztigen die EmpfElngor meist 
veranlaßt, möglichst schnell zur Arbeit zurtickzukehren. 
Die Krankenk~sen  beteiligen sich im Kampfe gegen die Tiunk- 
sucht dadurch, daß sie  geeignete l~ltile  den Versichamngsanstalten 
zur Ubernahme der Heilbchandlung oder Asylienmg melden, daß sie 
TrinkerfitrsorgesteUen  unterstiitzen  und  mit  ihncn  zusammen- 
arbeiten,  indem  sich  die  Trinker  gegenseitig  moldon  und  den 
Fürsorgestellen die  Vembreichung  der  Saclileisttmgen iibertragcn. 
Auch vorbeugond gegen die Trunksucht wirkcn sie vielfach, indem 
sie  durcli Aushängen von  Plakaten,  Verteilung  von  FlugblUttern, 
Abhaltung von Vorträgen aufkl&re,nd  auf ihre Mitgliedar nirlten. 
Auch  die Berufsgenossenschaften liabon ein erheb- 
liches Interesse an der Bekbnpfung des Alkoholimiis.  Sie sehen in 
ihm vor allem ein Mittel zur Verringerung der UnfQlo.  Man hat er- 
reicht,  d&  der  Qenuß von  Schnaps und  Bier  an dor Arbeitssttltte 
stilniridig  zurtickgsgangen ist; Tiiunksiichtige  werden  von  dar  Be- 
txiebsstlltte oder  von  besonders gef<&hrlichen Belriebszweigen fern 
gehalten, für Ersatzgetrgnke statt des Bieres und Schnapses gosorgt, 
der Naturallohn, soweit er in alkoholischen aetrhken besteht, vid- Die  sozialhggieniechen  Leistungen.  (505)  25 
faoh in Geldlohn umgewandelt, Trunksiichtigen wird statt der Rente 
$aohleistmg geww. 
Während  des Krieges ist bekanntlich der Alkoholkonsm und 
damit  auch  der  ~lkoholismus  erheblich  zurückgegangen,  verur- 
sacht  durch  die  stark  verringerte  Alkoholproduktion  und  den 
BtWig verringerten Alkoholgehalt der geistigen Getränke, das Ein- 
gehen vieler Wirtschaften und  die frühere, Poiize&tunde.  Auf  der 
rnderen  Seite hat  rnm  einen  erhöhten Alkoholgenuß  aber  gerade 
bei  mmohon  Schichten wahrgenommen, wo  dies besonders bedenk- 
Uoh  i~t,  nmontlich bei den Frauon und den Jugendlichen.  In der 
Jetztzeit  darf  man wieder eine allgemeine Zunwe  des Alkolismus 
erwarten.  Zunttehrit  muß  dmit gerechnet  werden,  daß  die  Sol- 
daten,  die  entsprechend ihrem  alte^  das Hauptkontingent  für den 
Alkoholismus  stoiion  und  die  im  Felde  durchaus  nicht  abstinent 
gelebt habon, sich vielmolir oft erst den Schnapsgenuß angewöhnten 
und  unter donan sich viole im Feld rüclcf%llig gewordene Trinker be- 
hdon, nunmohr  wieder  im  Lande  sind,  dazu kommt  die  Wieder- 
erllfhung  der  Wirtschaften, die  verstgrkte Agitation  der  Alkohol- 
interessanton, endlich vor  allem aber die wirtschaftlichen Verhält- 
nisse  und gowisso maasenpsychische Stimmungen, einmal die unge- 
heuer  gostiegonon Lllhne imd  die Arbeitslosigkeit aulf  der anderen 
Seite, dann die climpfe Verzweiflung, die unser Volk infolge' seiner 
trostloson  Lage  ergriffen  hat  und  die  Suoht,  diese  Stimmung  in 
einem  Taurnol von  Vergnügen und Zerstreuungen  zu  ersticken und 
eil vergessen,  Alle diese Umsttinde dürfen wohl imstande sein, dem 
Alkoholismus Vorschub zu  leisten.  Die  Träger der Sozialversiche- 
rung mtisson sie daher im Auge behalten und sie dürfen im Kampfe 
gogen  den Alkoholismus nicht nachlassen, müssen ihn vielmehr so- 
wohl  in prophylaktischer wie  therapeukisclier Hinsicht in verstärk- 
tem  Ma5e  aufnolimen. 
Was den ersteren Gesichtspunkt anbelangt, so muß seitens der 
Xrankonkassen  fiir  die  Aufklärung  noch  mehr  geschehen,  U.  a. 
durch Aufhlingon von dio Vsrlieerungeii &er Trunksucht nschweisen- 
den  Tafolxs. in  don  Warteräumen  der Kassen.  Auch  die Kranken- 
kontrollegire rnlissen in don Dienst  der Alkoholbekämpfung gestellt 
werden.  Sie mjissen  die Kranken  und  ihre  Angehörigen auf  die 
TrInkerfürsorgssteIlon hinweisen und der Kasse die Trinker zur wei- 
teren Behandlung  melden,  Das Verbot  des  Wirtshausbesuches fiir erwerbsunfähige Kranke ist wohl  in aUen  Krankenordnungen ent- 
halten, notwendig ist aber auch die B@st-~,  daß das Kranken- 
geld nicht am Samstag ausbezahlt wird, um der MAZöglichkeit,  daß es 
in aJkoholische  Getränke umgesetzt wird,  zu verringern.  Trinker- 
fürsorgestellen, Vereine  zur  Bektlmpfung  des  Alk~liolismus itnd 
Trinkerrattungsvereine sind von Krmkenkassoii und Versicherungs- 
anstalten nachdriicklich  zu  unterstUtzen reap.  ins Leben  zu  rufen, 
wobei  sie durch Beteiligung an der Vamraltung einen nachhaltigen 
EinfluB auf  deron Tgtigkeit nehmon miisson.  Die Znlil der bestelien- 
clen  FiirsorgßsteLlen -  im ganzen etwa !NO -  ist noch viel zii ge- 
ring, Die Versichertingstr#ger solisn ferner dor Alko2iolbek&mpfung 
durch Förderung solcher MaDnatrmen  und  Einrichtungon zu  dienen 
~uchen,  welche  der  Volksenährung,  Volksgosundung  und  Volks- 
unterhaltung ohne Vorbindimg mit Alkohol dionon, Es kommen Iiier 
U. a. VolkskUchen, Leseliailen, Turnpltltzo, Vokshtluser in Betracht, 
Dio Berliner Ortskrankenkasse hatte vor dem Krioge in ihren Warte- 
rUumen  einen Milchausscliank eingoriclitot.  *f 
Was  die  S a C h 1  e i s t u  n g s n anbalangt,  so  hat  eine  von 
Landesrat S  C h e 11  rn  a n n veranstaltete Umfrage  ergeben, daß die 
Zahi  der  Anwondungsfälle  im  Vorgleich  zur  großen  Zalil  dei. 
KrankengeldunterstIitz~11gen  und Renten noch zu gering ist.  Hier 
ist  rdso  ein  besseros  Zusammenarbeiton  zwischen  Krankenkassen, 
Fiirsorgestellen  und  Arn~enverwaltungon nach  dem  Frankfurter 
Vorbild durchaus notwendig.  Beachtenswert fiir das Vorgelien der 
Krankenkassen ist eine Entscheidung des Reichsversicheriingsamtes, 
nach  welcher  es nicht  mehr  nötig  ist,  den  Brkrankungsfall  der 
Trunksiichtigen  abzuwarten  und  dann  orat  das  Verfahren  behufs 
Gewiihrung von Sachleistungen einzuleiten, das erst zum Abscliluß 
kommen  wurde, wenn  der Bezug von Krankengeld Ungst  erledigt 
ist.  Es kann vielmehr schon vor Ehtritt eines 'Versicherungsfalles 
eine Entsch~idung  des Versicherungsmtes beantragt werdon, dahin- 
gehend,  daß  dem  tnrnkslichtigen Krankenkassenmitglied  im  Falle 
einer  Erkrankung  an Stelle  des  Krankengeldes  Sachleistung ge- 
wart  werden  soll.  Die  Zahl  der  in  Trinkerheilstätten  einge- 
wiesenen Kranken ist noch viel zu goring, diesem Zweige des Heii- 
veddrens miissen  die  Vamicherungsanstalteli  größere  Beachtung 
schenken, sie sind auch in ider  Lage,  Geld £Ur  die Errichtung von 
Trinkerheilanstnlten danuloihen, wan  vereinzelt gsschohen ist. Die  aozialhypionisohen  Leistungen.  (507)  27 
3, Die Bekgm~fung  der  Geschlechtskrankheiten. 
Was  vor dem  Kriege von den TrLgern  der  Sozialversichenrng 
iri  der  BekBmpfung der  Geschlechtskrankheiten geschehen  ist,  be- 
wogte  sicll  in  ganz  bescheidenem Rahmen.  Die  Versicliemnga- 
iwisblten ließen nuT  wenige versicherte Geschlechtskranke auf ihre 
Kosten  behandeln.  Besondere  BeilstDtten  der  Versicheninga- 
nnstalten ftir Geschlechtskrnnke haben sich nicht bewährt.  Die von 
der  Versicherungsanstalt  Berlin  etwa 9 Jahre betriebene Heilstätte 
~urds  in verkleinertem  Maßstab  nach  einem  Sanatorium verlegt. 
Am I. Januar 1014 ist die  erste  Beratungsstelle  für Ge- 
schlechtskr%nke in  Dsm~burg, begrtindet  von  der Hanseatischen 
~mdesversieheningsanstalt,  erUffnet worden, nachdem in siner Ver- 
sammlung  der  Vor~tLnde  der  Lande~versicherungsanstalten  1913 
man  sich dafUr n~rsgesprochen  hatte, daß die Uberwachung der aus 
der  Behandlung  entlassenen  Go~chlechtskrsnken  in  der  Kranken- 
ftirsorge  der  Landesversicl~orungsanstalten  eine  dankbare  Aufgabe 
bilde.  Qorado  die  Syphiliskranken  bedürfen nach  Abschlui3  ihrer 
ersten Behandlung noch einer mohrjiihrigen Uberwachung, damit ein 
Wiederaufflackern  dar  Krankheit  moglichst  rechtzeitig  erkannt 
werden  und  eino  angemessene  Nachbehandlung  eintreten  kann; 
diese  Nachbehandlung  durchziuatzen,  war  neben  Verhlitung  der 
KranWioitsUbertrngung  durch  Angehörige  U.  X  ldgl.  als  Hauptziel 
der FUrsorgestelle ins Augo gefaßt. 
Die  Krnnkonkmsen  haben  vor  dem  Kriege  im  wesentlichen 
nur  eine aufklkondo Wirksamkeit ausgeübt in Verbindung mit  der 
Deutsohen Gesellsohaft zur Bek&mpfung  der Geschlechtskrankheiten 
Der  Kampf  gegen  die  G;eschlechtskrankheiten hat  durch  den 
Krieg  ejnon  rnuhtigen  Impuls  erfahren.  Die  Trerseuchimg  des 
Beeres und der Zivilbovölk~rung  und eino Ausbreitung der sexuellen 
bfektionskranklieiten auf  Volksschichten, die bisher noch mehr oder 
weniger  verschont  geblieben  waren,  auf  die  Jugendlichen,  die 
Frauen, nri;mentlicli die verlieiratoteii Frauen  und  die  Lmdbevölke- 
rting haben rachon  bald nach Kriegsbeginn die Behörden auf Abwelir- 
maregeln sinnen lassen.  Auf  Einladung des Generalgouvernements 
von  Belgien  bereisten  Anfangs  1916 der PrDsident des  Reichsver- 
sicherunpamtes  und  einige  Vorsitzende von  Landesversicherungs- 
anstalten Belgien, um  Maßnalimen %ur  Bekiimpfung der Geschlechts- 
krankheiten zu  beraten.  Es  wurda eino  engere FIihlu~g  mischen der  Militärverwaltung und  den  'I'rägeni  der  Arbeitemersicherung 
Bekämpfung der  zutage  tretenden  Schäden  gewllnscht.  A~ 
15, Oktober  I916 fand  eine  Konferenz im  Rei~hsversicherun~s~~t 
statt, an der neben Vertretern der Mi1iUtrbebl)rde bsbesondere auch 
die  Versicherungsanstdten,  die  Illrankcnkassenverbtlnde  und  Ver- 
treter  der  Xrzteorganisationon  teilnahmen.  Man  oinigto  sich  be- 
hufs breiterem Vorgehen  auf  bestimmte Leitsatze.  Zur  Verminde- 
'  rung  der  &fahr  einer  Zundirns  der  Oe~clilechtskrankIiarten  im 
deutschen  Volk  hielt  mm eine  ISborwachiing  geschlechtskranker- 
Kriegstailnehmer auch nach der Entl~aung  ftir geboton.  Zu  diesem 
Zweck  sollten  besondere  Beratmpstellon  von  den  Versicherungs- 
a~ailstalten  eingericlitot werdon  und cliu  Kosteii dor Einrichtung und 
Unterhaltung derselben  und  dio  Reisokosten  dar Varsicliertcn von 
ihnen getragen wordon.  Die  Arzte dor Beratungsstellcn ~ollon  sich 
der Behandlung enthalten.  Sie haben nur dio  Notwcndigkoit einer 
solchon  fostzustelion und  don  Kranken mf  ärztliclle  iIilfe zu ver- 
weisen.  Stollt dor Arzt dar Beratuugsst,olle die Bohandlungsbediirf- 
tigkoit fost, so ist der gegon Krankhait Versiclierte seinar ICranlcen- 
kssso  au  iiberweison.  Wenn  der  Rrmka nicht  gegen  Rrankheit 
oder  Invalidität versicharl; ist,  ilboniirnmt die Versicherungsanstalt 
die Beliandlung.  Bioae kann auch die FUrsorge fUr nicht oder nicht 
mehr  gegon Invaliditttt Veraicherto  itbernohmeiz,  wonn  der Kranke 
dem Kreise der versicliemgapfliclitigoii Bev.lllkomng nahe steht und 
zu  besorgen  ist,  dalj  ohne  Eiugmifeil  dor  Versicherungsanstalt 
sine sachgemäße Behandlung  unterbleibt.  Zweck  der  Beratungs- 
stellen ist die kostenlose und verschwiegene Beratung von Personen, 
die  an Geschlechtskralakheiten oder  deran  Naclikrcznkheitcn loiden 
oder  daran  zu  leiden glauben.  Die  Boratimgsstolla erstreckt  sich 
auf  alle  in  ihram  Bezirk  wohnanden  oder  dauerncl  beschäftigten 
Psrsonon, die der nach ider ~eichsversiclierun~so~cli~un~  vorsicliortcn 
Bevölkerung  angehören  oder  ihr  in  wirtscha;ft;licllor und  sozialer 
Hinsicht  nahe  stellen.  Gegebenanfalls i~t  die  Beratung  auch  auf 
Familienmitglieder auszudehnen.  Als Bosucliar der Roratungsstellen 
kommen  in Betracht:  4ie vom  Militär, von  Ärzton, von  Krcznkon- 
kasson, Krankenhäusern,  dar  Armonpflege  Ubcrwiosona  Personen 
und  freiwillig sich  Meldende.  Dia  Arzte  des  Bezirkes  ssn 
aus ihrer Behandlung Aurischeidonden  der Beratungsstelle zur  wßi- 
teren Uberwachung meldon.  So lange dies ailgomein noch nicht er- 30 (510)  Hanauer. 
Vermeidung ihrer Bestrafung angewiesen werden, bei Wahrnehmung 
einer Geschlechtskrankheit die Hilfe des Kassenarztes oder  der 
ratrngsstelle nachzusuchen, auch ihre zur Familienhilfe berechtigten 
Mitglieder dazu anzuhdten.  Da es bei Ge~~lile~litskranklieiten  ganz 
besonders auf schnelle ärztliche Beratung und Behandlung ankommt, 
wird  die  Krankenhilfe  auch Versicherungsberechtigtan,  die  der 
Kasse  freiwillig beitreten,  alsbald und  nicht  erst nach Ablauf  der 
7.3rg.rtezeit gewllhrt. 
Daraufhin hat die Leipziger Ortskrankenkasse angeordnet, da8 
auch  die freiwilligen Mitglieder  uncl  ihre Angehörigen von  Beginn 
der Mitgliedschaft an ohne sechswllchentlicht4 Karrenzzeit Anspruch 
auf Krankenhiife haben, wenn  es sich um  eino ~oschleclitskrankheit 
handelt.  Ihre Mitglieder  sind  verpflichtet  worden,  die Hilfe des 
Kassenarztes oder die beim Oberversicherungsamt Leipzig errichtete 
Beratungsstelle aufzusiichen und Menu auch ihre auf  Farnilienhilfe 
anspruchsberechtigten Familienmitglieder anzulinlten, Die Mitglieder 
sind ferner verpflichtet auf  Vorhdung der Beratungsstelle bei dieser 
zu  ersclieinon.  Die  Drefidener Ortskrmkenkassa  hat,  um  die  Ge- 
heimhaltung zu  fbrdern,  gestattet,  daß  sich  ihre Mitglieder  fortan 
unmittelbar  beim  Arzt  ohne  Krankenschein  melden  dtirfen.  Das 
Reichsversicherungaamt machte es sich zur Aufgabe, weitere Kreise, 
vor allem die Frauen und die Geistlichen fiir die Ftirsorgestellen zu 
interessieren.  In einem Runderlasse vom  23. März  1916 wiirde  den 
Yereicherungsanstalten nahe  gelegt, an die Beratungsstelle Beirgte 
anzugliedern,  bestehend  aus Vertretern  der  Krankankassen,  der 
Xrzteschaft,  der  Geistlichkeit,  der  Arbeiter- und  Angesteiitenver- 
bände und der Frauenverbände.  Im Dezember 1016 wurde ein Bei- 
rat flir die Beratungsstelle in NUmborg  beptindet. 
Die  bisher  auf  dem Gebiet der Beratungsstellen  gewonnenen 
Erfahrungen wurden in einer Konferenz im Reichsversicherungsamt 
am 27. Oktober 1917  unter Beteiiigiing  der  Landesversicherungs- 
anstalten  eingehend  beraten.  Die  Versammlung  trat  dabei  ein- 
stimmig daftir ein,  die während des Krieges al~i  wirksam erprobten 
Mai3nahmen der stellvertretenden Generalkomrnandos gegen jegliche 
Kur  p f 11  s C h e r e i auf' diesem  Gebiet in do8 Friedon beriiberzu- 
nehmen.  Sie faßte eine Entschließung, daß der Kampf  gegen diese 
Ir'rankheiteii auilsichtsvoll niii' geftihrt worden kann, wenn der I< 11  r- 
p f 11  s C h e r e i auf  dicsem Gebiete gesetzlich entgegengetreten wird. Dia  eazialb  jgienischen  Leistungen.  (511) 31 
AUS diesen Darlegungen  erhellt,  daß die Haupttätigkeit  der 
Träger der Sozialversicherung bei der Bekämpfung der Geschlechts- 
krankheiten sich auf die  Errichtung von  Beratungsstellen konzeiz- 
triert hat, Ziir Beurteilung ihrer Leistungaf&higkeit  gibt die Statistik 
lvertvolle~  Material  an die Hand.  Darnach bestanden  in Deutsch- 
land im Herbst 1918 93 Beratung~stellen~~).  Nach den Mitteilungen 
Kauffmanns auf  den1 22. Ortskrankenkassentag wurden  in 90  Be- 
ratungsstell.en 1916  4500  ~eschlechtskranke  gemeldet.  Beinahe die 
Bllfte iilsr Gemeldeten fielen aiif die Landesversicheningsanstalt der 
Hansastldte,  etwa  20  %  auf  die  Rheinprovinz, 15 %  auf  Han- 
nover,  etwa 10 O/o  auf Brandenburg.  Die Meldung wurde  erstattet 
von  Ärzten  in  400 FUlen,  von  Krankenhitusern  in  1541,  von 
Krankenkassen in  1421 FNlen, von  der MilitBrverwaltung in  209, 
von  anderer  Seite  in 236  und  von  den  Kranken  selbst  in  969 
FUen.  Von den Glomeldeten wurden bis Ende 1916 in Fürsorge ge- 
nommen:  1474 Milnner und  1137 Rauen.  Unaufgefordert oder  auf 
erstmaliga  Aufforderung  erschienen  zur  Beratung  wieder  1468 
Männer  und 1895 Frauen, er& nach wiederholter Aufforderung er- 
schienen  211  Mihner  unid  238  Frauen.  Niclit  erschienen  waren 
1642 Personen.  Darunter  befa.nden  sich 588 Personen,  bei denen 
eine Nachruiterauchung durch den behandelnden Arzt stattfand, 868 
waren unauffindbar und  086 blieben Qr  Beratungsstelle trotz zwei- 
maliger Aufforderung und unentschuldigt fern. 
Diese  Statistik  gibt  nach  verschiedenen Richtungen  inter- 
essante AufschlUsse.  Zunächst  ist  bemerkenswert,  daß die durch- 
schnittliche Inmspruchnahme der Beratungsstellen bloß  50  betrug, 
dso eine außerordentlich geringe war,  des weiteren die höchst un  - 
g 1  e i o h m t4 0  i g e  Beanspruchung,  entfielen  doch  etwa  80 % 
slmtlicher Beratenen  auf 4 Versicherungsanstalten,  20 %  auf  die 
große  Zahl  der  andercn Versicherungsanstalten,  die  also  durch- 
sclinittlich nur in ganz minimalem Umfang  in Anspruch  genommen 
wurden,  Des  weiteren  fllllt auf, daß nur eine im Vergleich zu  der 
großen  Zahl  der  geschlechtskranken  Soldaten  ganz  g0ringfUgig.e 
Zahl  seitens der MiliW;rvarwtdtung iiberwiesen wurde.  Wenn man 
sich  erinnert,  daß  die sexuellen Infektionskrankheiten beim  Militär 
ja  gerado don  Anstoß  zur  Grtindiing der Beratungsateuen gegeben 
1°)  Der  St~fld  der  von  den  Lnndosversicherungsanstalten eingerichtcteir 
Bemtiingsstcllen  IMr  Goschlechbkranko.  Reichsarbeitsbktt  1918,  S.  807. 32  (512)  Banauer. 
haben, so ist dhses Ergebnis beinahe als ein Fiasko zu  bezeichnen, 
Der Grund liegt darin, daß  die MilitLrbehördon bei den geschlechts- 
kranken Soldaten erst ihre Zustimmung zur Meldung an die Landes- 
versicherungsanstalten  einholtan,  die  dann  fast  immer  vergagt 
wde. Da6  die Ärzte  sich in so geringer  Zahl an den Meldungen 
beteiligten, ist darauf  zuriickzufiihren, daß von diesen vielfach ein 
Vorstoß gegen 9 800 St,  G. B. befurchtet wurde, da0 man ein Unter-  ' 
graben des VerOrauansverh&lt;nisses  zwischen Arzt und.  Patient be- 
f ltrchtete,  und  daß  die  GeschlechtElkranksn  alsdann  den  Kur- 
pfu~chern  in  die Arme  getrieben würden,  Auffallend ist endlich 
dio hohe Zald der trotz wiederholter Aufforderung aus der Beratung 
ii  Fortgebliebenen.  Stellt man eich zunächst auf  don Standpunkt, da0 
die Beratungsstellen, wm gar nicht r,a bestreiten Ist, oino recht niitz- 
lic,he  oder  gar  unontbshxliche  Einrichtung  daratollan,  schon  mit 
Rücksicht  darauf,  dilß  ein Drittol  der von  den  behandelten  Ge- 
schlechtskranken dis Bchandlimg vorzoitig abbrachenll),  so ergibt 
sich aus den dUrfligen Ergebnissen, daß dia ganze Einriciitung doch 
noch  hllchst  reformbedtidtig  ist,  soll  aie  das  enreiclien, wm  man 
von ilir erwartet,  DaB die MOglichkait dsr Varbesserung vorhanden, 
ergaben die Edahrungexr der Hmburgor Fürsorgestelle, der gltesten 
und  erfolgreichsten  Einrichtung.  Der  Besuch  ist  dort  derart  ge- 
wachsen, daß nicht nur  ein größeres Lokal, sondarn die Anstellung 
eines zweiten Arztes sich als notwdndig srwiesla).  Vielfach ist die 
geringe Inanspruchnahme  der FUrsorgostellen darin begrilndet,  daß 
sie noch zu wenig bekannt sind.  Eer  muß nach dem Berliner Vor- 
bild  mehr  Propaganda fUr  dieselbe gemacht  werden,  Die  Zuriick- 
haltung  der  Ärzte unter Hinweis  auf  5 300  ist uabegrilndet.  Das 
Reichsgericht hat bekanntlich bereits  entsohiedan, daß  eine  Offen- 
bmng  des Beruf~igeheirnnisses  nicht vorhanden ist, wenn Intereesen 
des öffentlichen Wohles in Frage kommen.  Außordem hat ein Er- 
laß des Regierungspr&sidenten  in DUsseldorf  clie  Arzte  darauf  hin- 
gewiesen, daß der eigentliche Auftraggeber des Arztes clie Kranken- 
kmse ist, von welcher  oder in  daren  Auftrag  dsr  dem  Arzt ilber- 
gebene Krankenschein ausgestellt wird, auf  Grund dessen ervt  die  - 
Ii) 0  o h n ,  FUmorge  für Geschlechtskranke.  ~ericl$&ber  don 22.  Deut- 
echen  Ortskrmkenkaamntag.  1917,  S.  68. 
13) H EU h n  , Bmtungs~~tcllen  für  Gesohiochbkraniku,  lCrztL  Vereins- 
blatt  1917,  Nr.  1176, Die  aozinlhygienisohen  Leistungen.  (513)  33 
tirzache  Tätigkeit  beginnt.  Mit  dieser  vertraglichen  oder  gesetz- 
licilen Stellung der Ärzte zu den Krankenkassen sei es mvereinbar, 
Tenn die Arzt0 sich weigern, die  bestimmte  Erkrakungsart  eines 
Kassenmitgliodes mitzuteilen, oder wenn  sie ldiese Mitteilungen erst 
an  BedinlWgen kniipfen.  Das, was die IZassen  mit  der  Diagnose 
machen, gehe die Ärzte nichts an.  Daß die Befürchtungen der Ärzte 
nach dieser Richtung ltbertrieben sind, lehren auch wieder die Harn- 
bitrger  Erfalirungen.  Dort  ist  nach  dreijähriger  TMigkeit  nicht 
e i n e Beschwords  dariiber eingelaufen, daß von  den  Ärzten resp. 
Krankenkassen der 8 300 durch Meldung an die Fursorgestelle ver- 
letst wurde.  Auf  keinon Fall darf  aber ein  Zwang  auf  die  Ärzte 
' 
busgetibt werden, da immer noch Fälle iibrig bleiben, in welchen mit 
Rlicksicht auf  die  Kranken  von  einer Meldung  abgesehen werden 
muß,  auf  der andsreii Seite kann qs  aber auch Fäile gebcn, wo  der 
Arzt  den Kranken  oline  seine  Zustiro,rn~~ng  der  Beratungsstelle 
meldon wird.  Das Qewissqn der Ärzte lrann auch dadurch beruhigt 
werden,  rlaß  sio  prinzipiell  die Meldungen  nicht  an  die  Fürsorge- 
stallen  erstatten, sondern lediglicli an  die  IZraiikeiikassen,  endlich 
da13  nur ~olcliß  XCranko  gemeldet werdcn, die den Anordnungen der 
hrzte hinsiclitlicli Wiodorerscheinens und  wiederholter Behandlung 
kein@  Folge lßisten.  Auf  der Miincliener Tagung der Deutschen Ge- 
sellschaft zur Bakllmpfung der Geschlechtskranklieiten wurde  auch 
dartlber  geklagt,  daß die Filrsorgestellen  sehr ungleichmäßig über 
dae Land verteilt  sind, so  daß es ftlr weite  Strecken  eine  einzige 
Beratuagsstollo gibt, dagegen in  anderen kleinen Bezirken solche in 
verhältnisxnäl3ig großer Zalil.  Notwendig für das Gedeihen der Ein- 
riatung  itit  da8  sachgemäße  Zusammenarbeiten  von  Ärzten, 
Krankenkassen,  Ftirsorgestellon  und  Versicherungsanstalten,  Es 
darf  niclit  vorkoniiricn,  daß  letztere  Beratungsstellen  ehrichten, 
ohne mit den Amten und Kra.nkcnlcasscn  in Fühlung zu treten, was 
pur Folge hat, da13  erstero gar nicht in Ansprucli genommen werden. 
Trotz des Randidiandarbeitens  der in Betracht kommenden  Stellen 
muß  jede  Uberfliiasige Bureaukratisierung streng vermieden werden, 
und es  darf  unter keinen  U~nsthden  vorkommen,  daß durch  eine 
solche die Bolianilluiig und Eleilung der Erkrankten verzögert wird. 
Welche Eflolg.e  der Beratungsstalle in  der  Zukunft beschieden 
sojn  werden,  iet  heute  noch  nicht  abzusehen.  So  viel  steht  aber 
schon  fest, daß sie kein  Alllieilmittel im  Kampfe gegen  die infek- 
VorUffoiitlleh~~agan.  a 34  (614)  Hanauer. 
tilisen Sexultlluankheiten darstellen.  Sie sind ein kleines Mittel, das 
mall nicht iiberschtltzen und auch nicht unterschätzen soll, wie Qohn 
auf  dem  Dresuener  Krankenkassentage  zutreffend ausfiiIirt0,  Der 
Kernpunkt und Hauptzweck der IIeratrurgssteUen, den L U e t i k  e r 
streng unter  Beobachtung  ZU hdten und  ihn  atn bestimmten  Ter- 
minen  zur  Nachuntersiichung  resp.  Nachbehandlung wieder  ZU  be- 
stellen, kann  mit via1 siclteren Mitteln  erreicht  werden,  ,,Die  B@- 
r&iiingsstelle ftir  &schlecht~kranke  ist  das  Sprechzimmer  des 
Arzt~s'~,  'das ist die Losung, die anscheinend inuner mehr  in  Lrzt- 
üchen  Kreisen zwn Durchbruch gol$ngt.  Die Fttrsorge wurde  da- 
durch verallgemeinert, vereinfacht und jodon  buraaukratischan Bei- 
werkes entkleidet werdon.  Es wäre nur ndtig zwisohon Ärztcn und 
Kassen ein Abkommen  zw  treffen,  (Zaa  dis von  den Arztcn behan- 
delten Gesclilechtskrnnken, iibcr welche von ihnen sor$fllltige Listen 
gofillirt werden, den Krankenkassen gemeldet, lind von boidon  sorg- 
frCltig  dnrarif  geachtet wird,  daB  sich  die  Bclia~~delten  regelmtlßig 
wieder vorstellan, bis  sie  (i;1s geheilt aiis der Beobachtung und  Be- 
handlung  entlassen werden.  Die  Kosten der Uborwachung wtl~eii 
von  dcn  Landesvßrsichemngsäristalton zu  Ubernelimon,  Eine  der- 
artige Organisation ist in Mannheim geschaffen worden und hat sich 
gut  bewährt.  Der  Arzt  fahrt  einen  Terminkalender,  bestellt  den 
Kranken  zu  dem  erforderlichcn Termin  wioder  in  seine  Sprech- 
stinde auf  einem  vorgeschriebenan Formuler.  Die  Krankonlisten 
und Personalkarte werden nach Abschliiß der ersten Behandlung der 
Qesch&ftsstelie des  Mannheher  Äxztevareins  Ubergeben,  die  als 
Bureau dient.  Nach diesem Vorbild haben kiirzlioh aiich in Frank- 
furt  die Arzte  die Beratung  organisiert,  Js  Bureau  dient  ldor  die 
Allgemeine Ortskrankenkasse. 
Bei  beiden  Organisationen  hat  sich  bisher  als  enzpfindliche 
Liicke herausgestellt, d~li  ein Zwang ziir Behnndliing resp, Wieder- 
behandlung auf  die Erkrmkten nicht ausgoltbt ~vePd.den  kann, resp. 
nur indirekt mit dem wenig wirksamen Mittel der Krankenordnunoy 
angewendet werden konnte.  Als ein Fortschritt und ~FI  ein wesent- 
liches Unterstiitzungsmittd  der Beratungsstellen ist es dalior  anxu- 
sehen,  dnß  nach  § 2 dor Varordniing  der Reicl~sregieritng  zur Be- 
kämpfung  der  Gesclzlocl~tskrankheiten Personen,  die  geachlaclits- 
krank sind und bei denen dia  Befahr bestellt, daß sio ihre Krank- 
heit  weiter  veipbraiton,  zwungsweiso  einem  Heilv~rfaliroil  unter- Die  sozialhygionlschen Leistungen.  (515)  33 
woden und  insbesondere  in  ein  Krankenhaus  verbraclzt  werden 
kdnnen, wenn  dies  zur wirksamen Verhütung der Ausbreitung der 
grankheit erforderlich ist.  Von  dieser  Waffe wird für  die  Folge 
bei  renitenten  Luetikern  und  Gonorrhoikern  unnachsichtiger  Ge- 
brauch  gemacht werden  miissen, 
Die  Sorge  fur die  Behandlung  der  Geschlechtskranken  wird 
nach  wie  vor den  Krankenkassen  zufallen.  Die  Parole  rnuß  fru- 
zeitige, gxllndliche und nach Bedkfnis wiederholte Behandlung sein. 
Die  Kassen  mitssen  die  Inanspruchnahme der  Ärzte  inöglichst  er- 
leichtern und  es 80llte iiberall gestattet sein,  den Facharzt  direkt 
ohne  den  Umweg  Uber  den  praktischen  Arzt  aufzusuchen. 
@esahlechtskrankheiton  miissen den Kassen gemeldet worden,  auch 
wenn  sie nicht mit EhwerbsunfLhigkeit  verbunden sind.  Die Karenz- 
zeit  fUr  erkrankte  freiwillige  und  Fainilienmitglieder' muß  fallen. 
Die  Krankenordnung  soll besondere Bestimmungen  iiber  das Ver- 
bdten  dor  venerisch  Erkrankten  enthalten.  In  prophylaktischer 
Hinsicht rntisson erj  die Krankenkassen als ihre dringende Aufgabe 
betrachten,  auf  die  Mitglieder  aufklärend  zu  wirken.  Diese  Be- 
lehrung muß lgich  auf das Wesen und die Verhiitung der Geschlechts- 
krankheiten,  die Gefahren des außerehelichen Geschlechtsverkehrs, 
a~uf die persönlichen Scliutzmittel erstrecken und  rnuß den Hinweis 
enthalten, daß bei jeder Erkrankung sofort sachgemäße ärztliche Be- 
handlung In Anapriich zu  nehmen  und  diese  so  lange fortzusetzen 
ist, bis der Arzt die Behandlung ftir beendet erklärt hat.  Die Auf- 
klärung  kann  durch  VortrQe  und  Merkblätter  geschehen.  Sehr 
empfehlenswert ist die Aushändigung Meiyer Hefte, ,yie sie z.  B.  die 
Sohllneborger  Ortskrankenkasse  iliren  Mitgliedern  gibt, ; die  Ober- 
~ichten  tiber  die Kranken-  und  InvalidenversicherunDg,  dann  aUge- 
heim gesundheitliche Belehrungen, AufsLtze  über UnfMlverhütung, 
Uber  Schutz  gegen  Tuberkulose  und  Schutz vor  den  Geschlechts- 
krankheiten  I  kurzer, ilborsichtlicher Form enthalten.  Wichtig ist  a 
für  die  Krankenkmsen,  daß  sie  die  IIitgliedschaft  bei  der 
Deutschen  GeseUschaft  zur  Bekllillpfiing  ider  Geschleohtskrank- 
heiten  erwarben,  die  ein  reiches  Aufklärungsmateiid  besitzt, 
i  iutd  dieses  dan  Krankenkassen  zur  Verfiigixng  steilt.  Eine  War- 
/  nung  vor  Selbstbehandlung  oder  Behandlung  durch  den  Kur- 
,  pfuscher  darf  nicht  fehlen.  Zu der  BekiLmpfiuig  der  Volkskrank- 
heiten kllnnen die TrUgor  clcr Sozialversicherung nur zu einem Teile 
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mitwirken; soll ihr ein voller Erfolg bescllieden sein, so muß  Unter- 
stfltzung durch die Gesetzgebung und Verwaltung  erfolgen, zumal 
sich  die  Sorge der  Kassen und  Vorslcherungsanstalten ja  nur  auf 
die versicherungspflichtig Bevölkerung erstreckt.  Dies gilt beson- 
den auch  flir die  GesckleohtskrankIieiten,  Nachdem  dio  Reichs- 
regierung einige begriisonsverte Verordnungen erlassan hat, gilt es 
auf  diesem Wege  fortzufahren.  Hier  ist  vor allem  die  Sanierung 
der  Prostitution,  der  EdaB  eines  Kiirpfuscberverbots  bei  der  Be- 
handlung  der  ~escl~llaolitskrankheiten,  die  bndoriing  des  $800 
St. G. B.  und  die bessero Ausbildung der Arzte auf  dom Gebiete der 
Syphilodologie durch Abhaltan von  Fortbildungiakurson vonnuten. 
4.  Die BokLmpfung ider Rrebakrankhoit. 
Der  Krebs  imterschoidot sich  von  Tuberkulose  und  Lues  da- 
durcli, daß es sich bei  ihm nicht  um  ein0  ansteckende  Krankheit 
linndelt. Dadurch, da13  man den Erregor desselben noch nicht kennt, 
tappt  man  bei seiner Bekämpfung nach  vialfach im.  Dunkeln.  Aa 
verheerender  Wirkung  auf  die  Volksgosundheit steht  diose  lang- 
wierige  Krankheit  der  Schwindsucht unil  don  Gtesclilechtskrank- 
heiton  niclit nach, sie ist nicht minder  nls  eine Volkslrrankheit zu 
bezeichnen.  Mit  gutem Grunde haben daher die Trager  dor Sozial- 
versicherung den Kampf  gagen sie aufgenommen, eumal sie durch 
diese Krmkheit finanziell erheblich belastet worden und die Krebs- 
sterblichkeib in  Zunahme begriffen ist,  Starben doch in Proußan von 
10  000 ~ebeni@b'~an  Kreba  1909 6,98 Menschen,  1018 7,41.  Der 
Krebs steht demnach an Bedeutung flir die Menschheit nur wenig 
der Tuberkulöde , nach.  So  war bereita  im Jahr  1912 festgestellt, 
daß in einigens  $t&dteo  D~utschland~  die Krebssterblichkeit ebenso 
groß ist, wie  die Tuberlr(dosemoraalitIlt, d. h.  jeder  zehnte ~ensch' 
stirbt bei uns an Krebs.rg;) 
Wiihrand  des W6ltkrieges trat anfllnglich eine auffallende Ab- 
nahme  der  Krebssterbliohkelt in  Preaen zu  Tage,  die  jedooli  im 
Jah 1916 wieder einer merklichen Zunahme Platz machte.14)  Diese 
Zunahme ist jedoch nicht allenthalben beobachtet worden.  Bei dar 
1"  B 1  um  0 n  t  h a  1,  Der  Kmpf gegen  die  Kr~'brrktank1l~it.  Jnihrbuoh 
der  Krankenversicherung,  1917, 8.  67. 
14) X(  i r c h ne  r , kztlicha  Kriegs-  und  Friede~~sgedankon.  Jena  1918, 
8.127. Die  eozi~lhygionisohen Leistungen.  (517)  3'1 
Berliner  Ortslcrnnkßnkasse 2.  B.  ist  nach  anfänglicher unbedeuten- 
der  Zunahm0  eine  stgndige  Abnahme  der  Krebssterblichkeit fest- 
gestellt  worden.  Unter  100 gestorbenen Mitgliedern waren  dort 
~odesfaie  an Neubildurigen  und  Geschwülsten  bei  den  Männern 
1914 4,8,  1915 5,1,  1916 4,543 1917 2,89, bei den Frauen waren die 
qtsprechenden  Zdh.ißn 41,  0,2, 7,2 und  4,80.  Bekanntlich haben 
@ch  erfreulicherweise die rieilreaultate bei der Behandlung des Kr&- 
80s  erheblich gebessert,  je  frliher die  Erkrankten  der  Behandlung 
5ugeMrt  werden,  und  seitdem  die  Behandlung  mit  radioaktiven 
Stoffen und mit lit6ntg~nstrahIen  in die Tlierapie eingeführt wurde. 
Naahdein  soit  Herbst  1918 giinstige Erfolge  bei Behandlung  von 
grebskranken mit  Radium  bekannt  wurden,  hat eine  Anzahi  von 
Ne~iohorungtitmtit~.lt~n  fiir  cien  Ankauf  desselben  Mittel  zur  Ver- 
ftigung gestellt.  Als  aeganleistung  wurde  ihnen  durchweg  die 
k;ostonlose odor doch eine bevorzugte Behandlung ihrer Versicherten 
mit  den angascllafftsn  Stoffen zugestanden.  Im  Jahre 1914 wurden 
von  10 Versicl~erungsmstalten  65 krebskranke Versicherte in Heil- 
behandliing genommen, in  29 Ftlllen fand Behandlung mit Röntgen- 
~trahlen  oder radioaktiven Stoffen statt, 1915 betrug die Zahl  der' 
Behmdelton gloiclifdls  66, sie stieg 1916 auf  73.  Die Heilfürsorge 
bei 1.obskrei;nkon seitans dar Versicherungsanstalten ist also  noch 
sehr ausdohnungsfithig, 
Aufgabo der Krankenkassen ist es, Aufklkung in den Kreisen 
der Versicharten  iiber das Wesen  des Krebses und  die Notwendig- 
keit der Frillibahndlung zu  verbreiten, und  das  deutsche Zentral- 
komitee  zur  Erforschung  und  Bekäinpfung  der  Krebskr,znkl~eit 
durch  Erwerb  der Mitgliedschaft  zu  unterstützen.  Auch  an  der 
G.rttndung  von  Fürsorgestellen  fiir  Krebskranke  sollen  Kranken- 
ka~sen  und die Versichekungsanstalten sich beteiligen, 
5. Die  BekBmpfung  dor  Zalinkrankheiten. 
W&hrmd den bislier geschilderten Krankheiten das gemeinsame 
Merkmal  dor  st;arken varbrßitung  und  der Bösartigkeit zukommt, 
sind  Zttlinkrmkliaiten  zwar  fast immer  gutartiger  Natur,  aber die 
ungornein  weito  Verbreitung  und  ihre  Einwirkung  auf  die  Volks- 
gßswdhsit haben  ~ie  &us dem  Rahmen  her  anderen  lcrankheiten 
he~aus  und  titempoln  sio  in gewissem Sinne  EU Volkskranklieiten; 
6s  sahen sich duiier Ilie Krankenkassen und Versiclicrimgsmstalten bewogen, ihnen eine  besondere Fiirsorge  zuzuwenden.  Die  starke 
Verbreitung der Zahnkaries ist zuerst durch zahlreiche Reihenunter- 
suchungen in der Schule erkannt worden, was zur EinEUhrung  eher 
organisierten.  Schuizahnpflege ftih,rte.  Auch  der  Kiieg  hat  den 
ungemein traurigen Zustand des Gebisses bei der wehrfllhigen Bev& 
kerung erkennen lassen, und die Heeresvorwaltung hat sich d,!l&lrch 
veranlaßt gesehen, die Zahl der Zahnamhteilen im Heer dauernd zu 
vermehren. 
Die Zrthnhmies wirkt nach zwei Uchtungon auf  die Gesundheit 
nachteilig$ einmal stellen  die kwiöson  Zahnhllhlen  13alrtorionherde 
dar.  Die Bakterien, vor  allem Strepto- und  Shphylokokken drin- 
gen von da aus auf  dem Wege  der  Lymph- und  Blutbahn in  den 
Organismus ein und  erzeugen entweder örtliche Erkrankungen  wie 
Halsentztinilungen und Mittelohrkatarrho oder septische Allgemein- 
krankheiten.  So haben neuere Untewuchungen  den Zusammenhang 
zwischen  bnkteriellen  Zaliinkrankheiten  lind  Endokarditi~i,  Nieron- 
entztindungen wid  rheumatischen  Erkrankungan  einwandfrei  fest- 
gestellt.  Eine  weitere  Folge  des  schlechten  Gebisses  ist,  daß 
kariöse oder fehlende Zllhne  die Verdauung erschweren und Magan- 
krankheiten emeugen.  Zah;Lroiche Kotuntersuchwgon bei Menschen, 
die  infolge  schlechter Zähne  wenig  oder  gar  nicht  kauen,  haben 
ergeben, da0  ein großer Teil der aufgenommenen Nahnulg unver- 
daut den Darm wieder verlut. 
Waoh  g 122 und  123 der Reichs~ersicherungsordnung  sind die 
Krankenkassen verpflichtet, bei Zahnkrankheiten  ärztiiche Hilfe zu 
,  gewtlhren.  Eine  verlitllWsrnäi3lg bescheidene  Zahl  von  Kranken- 
kassen besitzen  eigene  Zahnkliniken,  dio  jedoch  im  Kriege, da es 
an Zahnkzten fehlte, zum Teil ihre Ttltigkeit eingestellt haben. Diese 
Zahnkliniken geben die Mögiichkeit, worauf  es vor allem ankommt, 
sich  nicht  auf  die  Behandlung  eines  erkrnnkten  schmerzenden 
Zahnes zu  beschrlLnken,  sondern  systematisch  die  Gebisse  der  in 
Beliandlung getretenen Mitglieder zu sanieren.  In srheblichem Um- 
fange beteiligen  sich  die  Versicherungsanstalten  am  Zahnheilver- 
fahren,  indem  sie  ktinatliche  Gebisse  gewahren.  Die  Landesver- 
sichomgsanstalt  Berlin  . besitzt  eine  eigene  ZaSlnklinik.  Diese 
Lei~tung  wird zu den vorbeugenden Heilverfahren gerechnet, indem 
dabei prinzipiell die Voraussetzung bestehen muß, da0 duroh Uber- 
nahme  des Heilverfahrens  spgterer  invalidit&t  vorgebeugt  wird. Die  sozinlhyglenisohen  Leistungen.  (519) 39 
$osmetiache  Indikationen sind ausgeschlossen, allerdings wird trotz- 
dem  d~n  Erkrankten auch nach  diesec Riicksicht insofern genatzt, 
ihen wirtschaf  tliche  und  gesePschdbliche  Nachteile  erspart 
 erden, die ein fehlendes oder schleohtes Glebiß vielfach im  Gefolge 
hat. 
Die Zahl der Versicherten, denen von den Landesver~iclierurii~s- 
anstdten ktinstliche  Gebisse geliefert wurden, betrug  1914 49 570, 
sie sank im folgendon Jahre  aui 81  821, iun 1916 wieder auf 42 352 
zu  steigen. Zu  den Kosten werden die Krankenkassen herangezogeii 
~nd  aiicli  die  Vemicherten,  um  letztere  zu  einer  pfleglichen  Be- 
nutaung  des  Gebisses anzulialtoii.  Auch  die  Reiclisversicherungs- 
mtalt filr  Angestellte  beteiligt  sich  in  z.  Zt.  noch  bescheidenem 
Umtang am Heijlverfrthren bei Zahnkranklieiten.  Die Zahl der durch 
sie  gelieferten  ktlnstlishen  Gebisse  betrug  1914 2801,  1915  867, 
1916 2808.  Es  iat notwendig,  dsß die  Krankenkassen  und  Ver- 
aloherungsmstalten  auf  dem  beschrittenen  Weg  fortfahren,  die 
Krankenkassen  nmantlich  auf  dem  Weg  der  Errichtung  eigener 
Zrilhnkliniken, ferner durch AufklUrtlng ihrer Mitglieder iiber ratio- 
nelle  Zahnpflege  und  rechtzeitige  Inanspruchnahme  zahntlrztlicher 
Behandlung.  Da  sie  weniger  Roston  aufzubringen  haben,  wenn 
sohon in  der Jugena eine richtige Zahnpflege einsetzt, sollen sie der 
Sohulzahnpflege besondere Beachtung schenken und namentlich die 
Komitees  fUr  Zahnpflege  in  den  Sch$en  unterstiitzen.  Dringend 
erforderlich ist auch, da5 die zahnärztliche Fiirsorge, soweit mög- 
lioh  durch  sachversUlndige  Zahnärzte gewährt  uzid  dieselbe  auch 
auf  die  Familienmitglieder der Versicherten ausgedehnt wird. 
6. aawe~behygiene  und  Unf allverhhtung. 
Schon das Ntere Krankenvenicherungsgesetz wies eine Bestim- 
mung  auf,  wonach  bei  erhöhter  Krankheitsgefahr  eines  einzelnen 
Betriebes  der  Iuhaber  angehalten  werden  konnte,  eine  eigene 
Betriebskrankerikasse  zu  bilden.  Eine  tihnliche  Schutzmaßnahme 
bietet der $ 884 St. V, 0., wonach die Satzung die Höhe der Beiträge , 
nwh den einzelnen Erwerbszweigen und Beruifsarten der Versicher- 
ten abstulen kann und eine hllhere Bemessung der Beitragsteile des 
Arbeitsgebem fiir einzelne Betriebe zulMt, soweit die Erkra&ungs- 
g~fahr  erhobiich größer ist.  Diese erhllhte finanzielle Mehrbelastung 
ist  dem  Arbeitgeber in  besonders  die  Gesundheit gefährdeten Be- trieben  zugedacht,  damit  er  die  höhere  Erkrank~ngsgefah~  seines 
Betriebes durch mliglichst zweckmtlfiige Schutzmaßnahmen verhilte. 
ES ist aber nicht bekannt  geworden, dnß  die  Krankenkassen von 
diesem illnen zustehenden Recht irgend welchen umfangreichen Qe- 
brauch  gemacht, und  dadurcli die  Qeworbahy  giene  lind  UnfE,zllver- 
hiitung Nutzen  gezogon hätte, während  doch dio  Bestimmung den 
Krankenkassen  die  Möglichkeit  gibt,  sich  mit  don  Berufs- und 
Ciewerbekrankheiten näh~r  zu befassen iuid darauf hinzuwirken, daß 
in gesundheitsgefarlichen Betrieben dio Einrichtungen und Arbeits- 
weise  den Anforderungen  der  Qesundhoitspflegs nach Möglichlreit 
angepat werden,  Aucli  die  berufliohe Gliaderung  dcr  Kranken- 
kasse hlltte clie  Möglichkeit gogeben, tiber dia  Verbreitung gewerb- 
lioher  Erkrankungen  Beabnchtungon  und  Foststelltingen  iiber 
gewerbliche Erkrankungen $11  rnaohon tmil zur Verlititung derselben 
beizutragen.  Aber auch dimer Moment ist nur El;nnrr, verainzelt von 
Krimkenkassen ni~sgon~ttzt  wordoa. Eine riUirnliclz~  Aulinalmo macht 
U.  a.  dio  Ortskrrankonkasae dar Mder zu  Berlin, die soit 1900 eine. 
sorgfaltige Statistik Ubar  Ne  Erkrankungs- und  Sterblicbkeitsver- 
hNtnisse der Malergehilfen Berlina mit besondaror Beriicksichtigung 
der Bleivergiftung fiihrt.  Dankenswert ist os, wenn auch die ICassen 
von sich aus das reiohe ihnen zur Vorfiigung stehende Matorial zur 
Forsohung  auf  dem  Qebieto der  Qewerbekranklieiten  ausnützen. 
Hier sind die Untersuchungen Dr. S C h 6  n  F e 1  d s , dee Vertrauens- 
arztes der  Leipdger  ~rtekrafienknsse  tiber  die  ßlutbeschaffenheit 
bei Bleierkrankungen bemerkenswert 1914,16)  Darnach waren von 
986 Untersuchten  866 positiv  bleikrank,  negativ  630.  Die  Folge. 
dieser  Untersuchung war  U.  a.,  daß  das  Bestreben,  Bleivergiftung 
zu simulieren, zurtickging und die Zeit der Erwerbsunftlhigkoit stark 
herabgemindert  wurde.  Dr.  S C h ö xl f e 1  d  kommt  daher  zum 
Schliiß, daß zum Nachweis  der Bleihmkheit neben  den klinischen 
Symptomen  vor  allem  die Bliittintersuchung aiissclzlnggebend soi, 
und  daß für das Bleigewerbe besonders vorgebildete  mit der  Blut- 
untersuchung vertraute, unabhlingige Arzts nngostellt werden sollen. 
Einen wichtigen Fortschritt fiir die Gewerbehygione brachte der 
$948 der R, V. 0.  Danach sind die ICrankenkasson verpflichtet, den 
S C h ö n  f s  1 d ,  Wort  und  Bedbutung  der Blutuntomuchung  dor  Blei- 
vergiftwg fiir  die  liloutsche  Bleilndustrle.  Zoitsclw,  ftir angewandte  Chemie 
1914,  8.  818,  oit. nwh „Jahrbuch  der Krankenversicherung" 1916,  S. 76. Die  sozialhggienischen  Leistung~n.  (521) 41 
~ewerbectufsichtsbemten  auf  Verlangen  Auskunft  über  Zalil  und 
AI$  der Erkraaungen 211  erteilen.  Wenn die &ankenkassen  bisher 
Ip  der EauPtsache nur um  Mitteilung der gewerblichen Erkrankun- 
gen  von P~~osPhor,  Qiiecksilber, Arsen und Blei ersucht wurden, so 
dtirfte  0s  doch  erforderlich  seini  daß  die  Krankenkassen  den 
~ewerbeadsiclitsboamten  alle Erkrankungen,  bei denen ein Ziisam- 
menhang mit der gewerblichen Tätigkeit vermutet wird, auch ohne 
~ufforderung  durch die Qewerbeinspektion mitzuteilen.  In Bayern 
wurde  die Meldepflichi; ausgedehnt auf  Schädigungen durch Nitrose- 
gase, Benzol und seine Eomohge, Benzin, Schwefelkohlenstoff, auf 
Nitro-  und  Amidoverbindungen des  Benzols  und  seine  Homologe, 
tanclldch auf ScliLdigungen durch Druckluft (Caissonkrankheit).  Die 
Erfolge waran bisher ziemlich erfreulich.  Wä;hrend  z. B.  früher den 
Gewerbedtan in Preußen jährlich etwa 600 bis 700 Fälle von gewerb- 
lioher Bloivergiftung bckannt wurden, verzeichnet der Jahresbericht 
für dm Jahr 1912 boreits melir  als 1100 Fälle, ,und dies,  obgleich 
die  Angabe11  nacli  sehr unvollständig waren.  Uber  die Hilufigkeit 
der  Verbreitung  der Qeworbekrankheiten gibt auch  eine  Umfrage 
des Hauptverbandas deutscher Ortskrankenkassen  bei den ihm an- 
gesohlossanen Krankenkassen Aufschluß.  Danach wurden gemeldet 
19114  von  629  Rassun  19 540  Fglle  von  Gewerbekrankhoiten  oder 
0,66 auf  100 Mitglieder,  1916 bei  119 Kassen  15424 Fälle hder 
1,4  auf  100 Mitglieder, 1917 8698 Fallie  oder 0,8  auf  100, Schlüsse 
auf  die  Zu- und  Abnahme  der  Gewerbekrankheiten  daraus  zu 
sahließon, dtirfte jedoch nicht angezeigt sein, da nicht ersichtlich ist, 
ob dio au~weisendtm  Kassen stets aeselben gewesen sind.  Bei der 
Beriiner Ortskrankenkasse sind die ICrankenkontrolleure mgewiesen 
auf die FWe gewerblicher Vergiftung zii achten.  Diese werden als- 
dann dem  Polizaipräsidium mitgeteilt.  illre  Zahl  ist  jedoch  eine 
unbadautende gewesen.  Der  Krieg hat zweifellos, auch  wenn  sich 
dies nicht zahlanmäßig nachweisen lilßt, die  gewerblichen Gesund- 
heitsschädigungsn ungamoin vermehrt. Dabei handelt es sich weniger 
um das  Vorkommen  bestimmter  gewerblicher  Noxen,  als  um  die  . 
Einwirkung  langer und  scliwerer  Arbeit  auf  den  Organismus  der 
Jugenaichen und  der Frauen, die zum Ersatz der Ei~-~nerarbeit  in 
ungeheurem  Umfang  herangezogen  wurden,  zulmal  die  M~iter- 
sohutzvorac]lriften  der  Gewerbeoraniing vielfach  außer  Kraft  ge- 
setzt wurden,  U.  a.  hinsiclitlich des Ausschlusses der  Jiigendlichell und Rauen von großen besonders schweren und besonders gesund- 
heitssch~ohen  Betrieben, der Nachtarbeit,  die Uberarbeit usw.ie) 
Auch die Arbeit der Kinder hat in grö8erem Umfang zugenommen. 
Daneben  hat  die Arbeit in den Munitionsffabriken und in  der 
Kriegsindustrie  iiberhaupt  znhQeiche  bestimmte  berufliche  Krank- 
heiten  und Vergiftungen hLufiger  beobachten lassen, vielfach han- 
delte es sich dabei um Erkmnkungen der Haut, die auch sonst viel- 
fach  w&rend  des Krieges  beobachtet  wurden  und  U,  a.  auf  die 
Verunreinigung dar benutzten  Rohrnatoriaiien und auf  den Mangel 
an  Seite  zurückgeflihrt  werden  mthsen.  Von  Vergiftungen  sind 
solche bei den  in  der Sprengatoffindustrie verwendeten  Tetranitro- 
metlzlin  lind Nitrotol~lol  beobachtet worden, ferner von  Pikrinatiure, 
das bei der Herstellung der Ziliidungi3körper der Artilleriegeschosse 
verwendet wurde, vonPhasgengari,  das einwiohtiges Kampf gas bildet 
Einer Reihe von Erkrankungen: Varices, Ulcsrs~  cruris und Platt- 
fußbeschwerdon ist neuordinp von den Krankenkassen ihres Iitliifi- 
gen  Vorkommens  und der  dadurch  bedingten  starken Belastung 
wegen  besondere  Aufmerksamkeit  geschenkt  worden.  Sie  sind 
zweifellos in den meisten FUllon als Borufskrankheihn anziisprechen, 
i  Zur  rationellen Behandlung dieser  Erkrankungen  sind  von  einer 
Anzahl Krankenkassen besondere Ambulatorien eingerichtet worden, 
auch die Hanseatische Landesversichorungsmstalt hat  ein  solches 
in Hamburg errichtet. 
Die  Gewerbehygiene und die Gowerbekranklieiten wird  seitons 
der Krankenkrtssen lange  nicht in  der Weise  gew-tirdigt,  wie  dies 
ihrer Bedeutung  ent~pricht. WoUon  sie auf  diesem' Gebiete wirk- 
lich  Wertvolles leiston,  dann mtissen  sie,  wie  Verfasser  dieses  be- 
reits 1912 auf  seinem auf  der Kölner Ortskrankenkassentapg ge- 
haltenen Vortrag  gefordert hat, ein besonderes BUro  ftir Gewerbe- 
hygiene errichten, du  auoh  die gesamte  soziale Hygiene  und  die 
I  medizinische  Statistik zu bearbeiten hat, dem U. a, auch die  Mel- 
dungen gewerbliclier Erkrankungen  an die Qewsrbeinspektion  ob- 
liegt.  Notwendig ist hier  allerding eine Verbesserung  der medizi- 
nischen  Statistik  mit  Rticksicht  auf  die Atiologie  der Gewerbe- 
krankheiten,  Das  aber  setzt  wieder  eine  bessere  Ausbildung  der 
hzte in der Kenntnis der gewerblichen Erkrankungen voraus. 
je)  8ln n  s .cr e r ,  Frauenwerbearboit,  Fraucnbyg\ene  und  Krieg.  Arch. 
fUr Fraumkundo,  Band  4,  H&  SI4,  1919. Dio  soziabygieniaoben Leistungen.  (523) 43 
Viel  weitergehende  VorschliQe  sind  von  E.  G r & f  gemacht 
qorden. Er verlm@ für die Krankenkassen das Recht, mit der Ge- 
werbeinspektion zwmmmen die Betriebe zu  aberwachen. 
Nach 8 547  V. 0. ist dem Bundesrat das Recht verliehen, die 
~nfaiiversicherung  auf  bestimmte  gewerbliche  Benifskrankheiten 
auszudehnen,  eine  Forderung,  die  auch  ärztlicherseits lebhaft  be- 
fürwortet  wurde, i~  an auch  vom  Verfasser  a~ff  seinem  a11f  dem 
Zweiten  Internationdon  Kongreß  zur Bekämpfung  der  Gewerbe- 
krankheiten  erstattston Referato17), Der  Krieg hat hier  auch inso- 
fern  einen  Fortscllritt  gebracht,  als  durch Bundesiatsverordnuilg 
von  12, Oktober I917 aosundheitsschädigungen dwch aromatische 
Nitroverbindungen  dan  Betriebsunfällen  gleichgestellt  sind.  fi i 
dieser Verordnting bestimmt, da&, wenn eine versicherte Person bei 
Herstellung  von  Krieea;fbedai+f  sich  eine Gesundheitsbeschädigung 
.durch  nitriert0  Kahlenwassorstoffe der  aromatisclien  Reihe  (z.  B. 
Dinitrobonzol,  Trinitrotoluol,  Trinitroanisol)  zuzieht  und  an  der 
Folge  iliror Einwirkung stirbt,  Sterbegeld  imd Ilinterbliebenenver- 
eorgung dann zu gewihren sind, wenn der Tod nicht als Folge eines 
Unfdles, sondern ds  Folge einer a 1  1  m ä 11 1  i C h e n Einwirkung ge- 
nannter  Stoffe  anizusohan  ist.  Damit  haben  zum  ersten  Mals  in 
Deutsohlmd die Folgon einor Bsrufskrankheit eine wenigstens teil- 
weise  Glaichstellung  mit  denen  eines  Betriebsunfalles  erfahren. 
Wenn  00  sich  dabei zunächst auch nur  um  eine  für die  Kriegszeit 
geltende  Bastimmung handelte, so  steht doch jederzeit  auf  Grund 
des Ij 547 R, V,  0. dem Bundesrrtt der Weg offen, sie auch auf  die 
Medenszoit zu  Ubertragen.  C U  r s C h m  an  n glaubt, da0 bei den 
Bestrebungen, donen der cj Ei47  seine I-sitstehung verdankt und die 
im  Laufe der Jahre immor verstärkter  aufgetreten sind, die Kriegs- 
verfUg;ung  den  Anfang  der  Einbezieliung  der  oder  wenigstens 
+ehiger  Berufskrankheiten  in  die Unfallversicherung,  dem Beispiel 
Englanb, der Schweiz und  Österreichs folgend, darstellt1'). 
Bei ihrsm Vorgehen gegen die Qewerbekrankheiten mögen die 
'Krankenkassen den Hinweis T  h. W 0 y 1  sin) behemigen, daß es kein 
H  an  fSu  B  T,  Iet  die  Trennung  der  Gewerbekrankhaiten  von  den 
gewerblichen  Unfüilen  mGglioh,  und welches  sind  die  Unterscheidunpmerk- 
male?  Arztl,  Sachv~mtflndipnzdtun.g,  1918,  Nr.  20  u. 21. 
")  C  ur e C h rn n n  n ,  Zur  ].rage  &r  Mddepflicht von  Berufskrankheiten. 
%iteohr,  i, C?ewetbtthygim 1918, S. 10. dankbareres und  ergiebigeres Fdd gibt  als  die  Bek%mpfung  d„ 
Gewerbekrankheiten. Er betont, da  die den Arbeiter in seinem Be- 
rufe  treffenden  Schädigungen  nicht  immanent  aeien,  keine 
Schickung der Vorseliung, der wir machtlos gegeniiber stellen; diese 
Schgdigungon sind vielmehr zum  golilen Teil sclion jetzt  vermeid- 
bu, An  zahllosen  Ehzelbdßpielen  lasse  sich nachweisen, daß die 
Beseitigung der GesunclhoitsschWchkeiten  in  einem Betrieb  die 
&ankenziffar  herabgeclrllckt  hat.  Dadurch  wurde  nicht  nur  die 
Volksgesundheit  gehoben,  sondern  auc11  dio  Finanzen  der  Kasse 
gesohont. 
Hinsichtlich  der  U n E a 1  l V e r h .U t U n g  hat  clie  R. V. 0, 
gegctniiber  dsm  frülieron  lnechtszustand  einen  arheblichon  Fort- 
schritt gebracht, insofern die Bed~lgono~isenscl1aPt~n  ntinmehr V e r- 
p f 1  i  C h t o t sind, Unfallverhittunlgsvorscl~~ftan  zu  erlassen, woftir 
sie frtiher nur befugt waren und daß ßia  von Aufsichts wegen dazu 
angehdten  werden  ktlnnen.  Djo  Ub~rwachiing  der Durchftihrung 
der Unfallverhlitungsvorschrift~n  hat ebenfalls eine Erweiterung er- 
fahren.  Friiher waren die Borufßgonossenscl\aPton nur befugt, Auf- 
sichtsbeamte  anzustellen.  Dia  Zahl  der  tochnischen  Aufsichts- 
beamten gentigte jedoch  nicht, wenn  auch ihre Zahl im Lt~ufe  der 
Jahre vermehrt wurde,  Um eine weitaro Vennehruxig dor Aufsichts- 
stellan  zu  erzielen,  wurden  daher 3m  876  dio Beriifsgenossen- 
schaften nicht nur  ftir  befugt,  sondern  auf  Verlangen  dos  Reichs- 
versicherungwntes auch ftlr verpflichtet  erklgrt,  durch Anstellung 
technischer Au~fsichtsbeamten  dia Befolgung der zur Verkütung von 
Unfilllen  erlassenen Vorschriften  zu  ilberwachen.  Die  Zahl  der 
technischen Aufsichtsbeamten  ist  vor  dem Krieg  bei  08 gewerb- 
lichen Berufsgenossenschaften  auf 380  angewachsen.  Wichtig  ist 
ferner die neiie Bestimmung des 5 857, wonach alljiihrlich der Vor- 
shd  der  Genossenschaft unter  Zuziehung  der Vertreter  der Ver- 
sicherten  zu  den  Berichten  der  technischen  Aufsiclitsbesmten 
Stellung zu rieliinen  lind Maflnalimen  anzuregen  hat,  die  zur Ver- 
besserung der Unfallverhiitungsvorso,hrif  tan  geboten erscheinen. 
Diese  gesetzlichen Vorschriften in die Praxis umgesetzt, haben 
sehr wesentliche Fortschritte  auf  dem  Uebieta  der UnE1iJlverhtitmg 
gezeitigt. 
ID)  T b.  W  e y  1,  „Handbuch. dcr  Arboiterkrankheiten" 1008, S. XLIll- Die  aozialhygienisohon Leistungen.  (525) 45 
Die  Unf~lverh~tungsvorschriften,  namentlich  die  vom  Reichs- 
sersicherungs~t bearbeiteten  N~rmalverh~t~~~~~~~~~~~~ft~~,  die 
Fortßchdtte der Technik,  die  stLlndig  ausgedehnte Tätigkeit  der 
~ufsichtsbeamten  haben  ein  fortgesetztes Sinken der Unfallziffern 
herbeigefllhrt, namentlich sind die schweren UnfaUfolgen,  die  zum 
Tode  oder dauerndem Siochtiun führenden, zurückgegangen.  Von 
letzteren entfielen bei den gewerblichen Berufsgenossenschaften auf 
je  1000 Vollarbeiter  durchschnittlich jährlich  in  der Zeit  von  1897 
bis  1902  0,80,  von  1008  bis  1908  0,74,  1909  0,70  und  1910 
10;44 tOdiiche  U1ff  llle. 
Schon sehr frllh zogen die Berufsgenossenschaften Maßnahmen 
im  Interesse  der  ersten  Hilfe  und  des Rettungswesens  in  ihren 
Aufgabenkreis.  Die  ineisten  erließen  zum  Aushang  in  den  Be- 
trieben gemeinverstänidliche Anweisungen über die erste Hilfe.  Die 
Unternehiner  wurden  verpflichtet,  in  der  Betriebsst&tte das  not- 
wendige  Verbandzeug  und  Eihrichtungen zur  Beförderung  verun- 
,glticktor Arboiter  sowie geeignete Rettungsgeräte bereit zu  halten 
und Arbeiter  in  der Behandlung  der  Rettungsgeräte  auszubilden. 
Die  Berufsgenossonachaften  richteten  auch  besondere  Unfall- 
stationen  mit  einem  stlndigen  tlrztlichen. Dienst  ein und  ermög- 
lichten durch ihre Beihilfen die Errichtung von Krankenpflege- und  , 
Qemeindesohwesternsti~tionen  zur Leistung der ersten Hilfe bei Un- 
4  gliicksf&lien  und zur TCrankenpflege auf  dem  Lande. Im Zusammen- 
wirken mit dem Roten Kreuz und den gewerblichen Berufsgenossen- 
schaftan  erfolgte  die  Ausbildung von  Arbeitern  der  einzelnen Be- 
triebe zu Betriobshelfern fllr die erste Hilfeleistung.  1911/12 wurden 
8000 mtlnnliche und 370 weibliche Helfer  ausgebildet, während des 
Krieges ist dieso Aii~ibildung  unterblieben. 
Was  nun  die Unfallverhütung imKriege  anlmgt,  so 
haben verschieclene Umstände dazu beigetragenm), daß sie vieuach 
Efnbae erlitt.  Die Unflllle mußten schon infolge der großen Zahl 
neu ehgestellter ungelernter Arbeiter, namentlich Jugendlicher und 
Frauen, eine Zunahme erfahren.  Wenn die Zahl der iiberhaupt ge- 
meldeten  Unftllle  im  Jahre  1916  gegen  das  Vorjahr abgenommen 
hat,  so ist die8 wesantlich auf  die Einschrgnlcung der Betriebe zu- 
rtickzuführen,  Dio VerhgltniszaSil der Unfälle auf  1000 VoUarbeiter 
H  i~ n o u  ur , Krieg'sproblome  des  Arbeikrschutzes.  Zentralbl.  für  ' 
flewrbehygiono 1917, S.  226. Hanauar. 
bat nicht abgenommen,  In den folgenden Jaliron hat sich, wie  wir 
bereits in der Einleitung hervorgehoben haben,  auch  die  absolute 
Zahl  der Unfillle  vermehrt,  Infolge dar  Einberufung  zum Heeres- 
dienst konnten viele Aufsicht~;bemzte  die Uberwachung der Betriebe 
hinsichtlich  der Einbnltung  der UnfaUverhUt~ngevorschrifte~  nicht 
durchführen,  Au611  (lio  ReviajonsUltigkeit  dor  Boriifsgenosseli- 
scliaften  Iiat  wrilhrend  des  Kri@ges nacligelasson.  Bei  cler  BU- 
veworke-  und  der 'Siefba~~be~ifsgano88cns~h~t  wurden  I915  nur  ta 
12 0/0  aller  Betriebe  ravidiort  gegen  18  bis  20  jn  fritlieron 
Jdiren. Auch der Boricht der ~~n~ppschnf~sb~rufsgenos8onscliaft  be- 
richtet  von  einer ErhtJhhung der Unfdl~iffer  iincl  flilirt dies  darauf 
zi&\ck,  daB infolge des Krieges viele ungalernte, mit deiz  Qefahren 
des Bergbaiioa niclit genu vertraute,  Arbeiter in  dio Betriebe ein- 
gestellt wurden,  Auf  je  1000 Versicherta kai~ialz  im  Gesamtbergbaii. 
1918  14,45  schwer  Verletzte,  darunter  8,80  tUdlic11,  1914  i5,Ol 
(2,32), I915 15,OO  (2,78),  Die Berliner Allgcrnsiits Ortskrmkonkasse 
konstatierte  namentiioh bei  den Fra~iaii  eilt  Aii~toigeii  der  Unfall- 
Ziffer  und  sie  fiuxrte  diara  darauf  zririick,  daB  die  Arbeitor  und 
Arbeiterinnen  nicht  artchdrilcklich genug  auf  die b~stehandcn  Go- 
fahren und  Sicherheitsmaßrogeln durch  eingehende Belelirilng auf- 
merksam  gemacht wurden,  daß  die Arbeitgeber vielfach  mit  dem 
Aushmg der  Unfailverhtit~~i~gsvorschriften  il~ror  Pflicht GenUge  ge- 
leistet zu haben glaubtan. 
Daa Reichsversicherung8a11zt~  die oberste RehSrde fiir Arbciter- 
versicherung Iiätte unter diesen Uinstiknden pflichtwidrig gehandelt, 
wenn  es  nicht  dafUr  Sarge getragen  hätto,  daß die  Arbeiter vor 
den  sich  steigernden  Unfallgefahron  behutet  würden.  In  einen1 
Runderlad3 voiii 10. August 1917 wies es daher auf  die Notwondig- 
koit  der  Airfrechterhdtimg  der  berufsgeiiossoiisc~~aftlicl~eit  Be- 
triebsa~~fsicht  hinz1).  In einem weiteren Ilundarla8 vom 22. Oktober 
1915 wurdo von Iden  Berrifsgenossonscbufte~~  Bericht tlber don Stand 
der Oberaciiung gefordert  und tun  18.  Juni 1915  wui.do11  sie  er- 
mahnt,  auf  die  Ausfilllung  der  LilEkoii  Bedsalit  zti!  iielimon,  die 
durch  die  Einberubng  zahlreicher  taolinischcr  Aufaichtsbeamten 
eiitstnnden  waren.  Die  landwirt~schaftliclioii Berufsgonossen- 
silhafton  wurden  ersucht,  die  Qenoasenschnftuinitglicder  durch 
"')  U~aUvor1~Utungsrnnßnn1~men  wtllimnd  des  Krieges.  Monatsbllltter 
f iir  Arbeitervorsiclioning  1917,  S.  90. Dio  soei$hygioniechen Leistungen,  (527)  47 
~erkbl&tter,  Mahnworte  Um.  darüber  zu  beleh~en,  daß  auch 
in  der  Kriegsmeit  die  Befolgung. der  Unfallverhtitungsvors~hr1ften 
unterbleiben  durfe.  Im  Runderlaß  vom  13. Oktober  19'16 
den  Benifsgenossenscliaften die  vom  Reichsversiche~ungs- 
&mt gemachten Feststellungen  iiber  die Steigerung  der Betriebs- 
un8fäiie  und ihre Ursachen bekannt  gegeben.  ihre Aufmerksamkeit 
wurde  auf  folgende dründe gelenkt, die für  die Zuhe  der Un- 
fale ermittslt wurden: 
1, Beschäftigung  vieler  ungelernter  jugendlicher  iiiid  weib- 
licher  mit  den  Gefahren  der  Betriebe  nicht  vertrauter 
Arbeiter. 
2.  Gleichgliltigkoit solclisr Arbeiter hinsichtlich  der  Unfallver- 
hiitiing oder Unkenntnis der Uiifallverhtitungsvorschriften. 
3.  Mangel nn  unfalitechnisch gescliiiltem Aufsichtspersonal und 
an Meistern und Vorarbeitern. 
4. Notdtirftiges  Herrichton  von  im  Frieden  gebräuchlichen 
Maechhen Wr  die Erzeugung von Kriegsmaterial. 
8.  Uberatmdon  mit  weitgehcndor  Heranzieliung der  Arbeits- . 
krute. 
0.  Zunahme  der Unfallgeftlhrliclikeit  durch  die Eigenart  der 
vergnderten Betriebsweise. 
7. Uberftlllimg der Werksttltten durch nachträglich aufgestellte 
Das  Gesetz  aber  den  vaterlilndisclien Hilfsdienst vom  5.  De- 
zember  1910 und  die dadurch vorgeschriebene Beschäftigung  aahl- 
reicher  ungelernter,  ferner weiblicher  und  jugendlicher  Personen 
und  von  Kriegsbeschädigten  in  gewerblichen  und  landwirtschaft- 
hohen  Betrieben  brachte  eina  Erhöliiing  der  Unfallgefahren  und 
zwar um  so  mehr,  als  die Verli%ltnisse dazu  zwangen,  diese  Per- 
sonen in grUßerern Umfange an Betriebseinriclitungen mit Arbeits- 
ULtigkeiten zu  bdschllftigoil, von denen sie nach den berufsgenossen- 
sohaftlichon  UnfallverhUtungsvorschrifte~i bisher  ausgeschlosseii 
wareng"), 
I  Die Forderungen  des vnterlttndischen Hilfsdienstes  init  denen 
i  des Unft&llschutzes  suchte das Reichsversiclzerungsamt in seinem Er-  -- 
H  a a a U o r , Frauonwerbuarbait, Frauonhyj$ene  und: Krieg.  Aroli. 
blonatsrichrift ftlr  Arbeiter-  und  Angostclltcnversichen~ng  V,  S.  391. laß vom  20.  Dezember  1010 dudurch  iii  Einklang zu bringen, daß 
0s  den  Berufsgenossenschaften nahelegte,  die UnfallverhiitungsVor- 
fjchriften nachsichtig zu handhaben,  Weibliche und jugendliche Par- 
sonen sollten zu don ihnon bisher iinzugtlnglichen Arbeiton mit zu- 
fitimmung  des  Vorstandes  der  BenrPsgeno~onsclidt zugelassen 
werden,  wenn  die Botxrebsiinternohmer  ihre  aesuche an den Vor- 
stand durch den Naoi~weis  stlitztßn,  cluß die Atifrechterlidtimg des 
Betriebes in dem  notwendigen Umf~ng  bei  dom  Mango1 an  mbn- 
lichen  Arbeitern  die  Einstellung  waibliclier  itnd  jugendlicher 
Arbeiter  unabweisbar n~aclie~  Es wird  weiter  darauf  hingewiesen, 
daß  diircli  geeignete  Auswahl  dor  don  Arbeitern  zugewiesenen 
Thtigkeit,  durch  Verwendung  besonderer  u~fallsichorcr  Arbeits- 
kloidung  bei  weiblichen  Percronan  und  durch  umfnngroicho  Aus- 
gestaltung  der  Botriobseinriclitung. mit  Zichutzvorkehrungen  und 
durch gewisseriiiafte Unterweisung in der Benutzung der Mascliinon 
lind  Apparate  dem  Arbeitcr~chutze Rechnung  gßtragon  worden 
milßte.  Don Beruif~gouossonschafton  wird  ampfahlen, alsbald unter 
Berücksichtigung  der  aufgestallten  (Xosichtßpunkto  anlsprecliend 
den  besonderen  Uatriebsverhaltungan  das  Geworbezweigos  den 
Unternellxnern  lticiitlinien zu geben.  Viole  ~arufs~kossonschaften 
haben in ihron Unfallvorhtitungsvorschriften eine Bestimmung, nach 
der den Untornelimorn vom Genossenschnftsvorstand unter gewissen 
Voraussetzungen  die  Erftilliuig  ainzelner  Vorschriften  erlassen 
werden  kann.  Sofern eine  solche  Bostirnmuag  nicht  besteht,  ar- 
kl&rte  sich das Reichsversichomngsamt bereit, den Vorstbdon eine 
besondere  E~mächtigung  fiir  die  Dauer  das  Xrieges  oder  bis  zu 
einer entsprechenden Abänderung der Unfallvorschriften zu erteilen. 
Diese  Auffassung  des  Reichsversichorung.samtea  ging  aber  selbst 
den Berufsgenossenschri.tten zu weit, und  sie erklgrton,  daß sie im 
Interesse der unglticklichen Unfallopfer Bedonkon  errege2"). 
Um  die  Borufsgenossensohaftsn  in  der  Durchfairung  ihrer 
unfilllverhittendt?n Maßnahmen zu  untersttitzen, und  salbst Einsicht 
in die durch  den  Krieg beeinflußten Betriebsarbeiton zu gewinnen, 
beauftragte der Prllsidont  des Xteiclisversicherungsamtas die tech- 
nischen Mitglicdw  dieser Behörde gernElß  $ 889  R, V.  Q.   zu^  Fest- 
steiiung der  Diirchflihning und  Wirkung  der  Unfa;llverhUtungsvor- 
'9  ,Vorwärtsu, 22. Juni 1917. '  SO  (530s  Hanauar. 
Rdtwaufgabe IGsen, wie K a U  f f m a n n  zutreffend bernerktz~),  &in 
weiteres  Mittel  zur  V0mi.ngemng  der  Unfälle  iiegt  in  der  Be- 
kämpfung des  AUiolxolmißbrauche~~  Da  immer  noch  ein großer 
Teil  der  UnfUe  auf  Unachtsamkeit  und  Ungo~hlcklichk~it  da 
Arbeiter zurückzuflthren ist,  80  muß  Im diesem Punkte  eingesetzt 
worden,  Unterweisungen durch den  Untornehxner und  seine Ange- 
stellten, Belehrungen durch VortrQa  mit  Lichtbildern, Ftihrungen 
in Arbeiteri$iuaeen, Veranstdtungen von W~doratisstellungen,  Ein- 
ftihrung des Unterricht8  in UnfallverhUtung  in Fortbildungs-  und 
Gewerbeschulen,  Aufnahme  der  ArbaiterschutzEorderung.~n  als 
Lehrgegenstand  in  den  Lehrlings-  und  Gesellenpriifungon,  Prä- 
miierung neusr Schutzvorrichtungen haben das VersMdnis und das 
PflichtgefUhl  der  Arbeitor  zu  belebon, -  Neuerdings  wird  auch 
empfohlen, den  Loh  r f il  rn in don  Disnst der UnfaUverh~tun~  zu 
stellsna7). Am  rticksthdigston hinsichtlich der Unfallvori~lltung  ver- 
halten  sich  die  landwirtschattlichon Bemfsgsnossenschaftan,  was 
vielfach jedoch  mit der Eia)anwt dor landwirtschdtlichon Bolriebs- 
verhltltnisaa  zusammonhbgt.  Es  muß  dafür  gssorgt werden,  gaß 
sie hinsichtlich  des Erlassos  von UnE~lvorhiltirngavomchriften  und 
der Ansteliung  der  genugenden Zahl  von Aufsichtsbeambn  nicht 
hinter den  gewerblichen Berufsgenossenschaften  zurückstehen. 
B e n d e r  so)  empfiehlt mgelogentlich  die  Einrichtung von 
Arbeiterschutzkommissionon, bestehend  aus  Vertretern  von  Unter- 
nehmern  und  Arbeitern  zum Zwecke  der  Unfdiverhittung.  Diese 
haben fortgesetzt die Einrichtungen zum Schutze der Arbeiter gegen 
UnfäUe und  Krankheiten auf  der Höhe zu halten,  In einer Berliner 
Maschinenfabrik ist eine  solche Arbeiterschutzkommission,  welche 
die Betriebsleitung auf  mangelhafte Einrichtungen,  Maschinen und' 
Arbeitsmethoden aufmerksam  macht  und Abhr'ife  vorsohNgt,  seit 
mehreren  Jahren  mit  dem  Erfolg tätig,  da0 nach  Einfilhrung der 
Kommission die  UnfUle erheblich abgenommen Wen. 
.  m,  K n  U F f m  an  n , Schadenvorhllteados  Wirken  in  der  deutsoben 
Arbeiterversichoning.  S. 87. 
G f B M p B , Der  Lehrfilm h  Diensts der UnfallverhliCmg.  Zentralbl. 
Nr  hwerbehygicno 1917, S, 121. 
)B)  B  e n  Cl o r , Die  GoWerbeinspektion im  Krieg.  ZentsalM.  fUr  Ge- 
Wehygieno 1916, S. 128. 
")  Derselbe, Qbor Arbit~r~chittzkoinmi8ni0non  und Erzichting zur Umfall- 
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7.  Bililtterschetz und Sä,uglingsfürsorge, 
Man hat  sich  gewßhnt  unter  Mutterschutz  die  Bestrebungen 
z~srwiln~onzufa~sen,  welche  darauf  abzielen,  der Mutter  in  den 
Tagen  Schwangerschdt,  der  Geburt und  des Wochenbetts ge- 
s~indheitlichen  und wirtschaftlichen Schutz  zu  gewähren.  Insofern 
diese  Sch~~zl'WLßndlmcn  auf  dem  Wege  der Versicherung  erreicht 
werden,  spricht man von M~tterschaftsversicherun~,  in  der Reichs- 
versichorungsordnung  wird  dieses Kapitel,  das  den Mutterschutz, 
behandelt,  Wochonhiifo  bazeichnet.  Mutterschutz,  Mwtterschafts- 
versicllei.trng und  Wochenhilfe  sind  demnach  fast.  synonyme  Be- 
griffe.  Dio gefjunclheitlichen  Maßnahmen sind dann entweder solche 
thoragotltitichor  -"  -"  Natur,  -  . indem  ärztliche Hilfe  bei  krankhaften  Zu- 
stäildon clor  Schwangerschaft, der Geburt und des Wochenbettes ge- 
wtlhrt  wird,  oder  hygienischer Natur,  sofern  sie bezwecken,  ge- 
sundheitlich~  Schädon von  der Mutter ferne zu halten.  Diese  zielen 
vor allem darauf bin zu  verhindern, daß die Frauen der arbeiteuden 
Klaasan,  und  uin  solc,he handelt  es  sich vorwiegend bei  den  Mit- 
gliedern der Roicli~vorsicherung~  zu friih, ehe  die Rtickbildung der 
Generationsorgane und eine allgemeine Kräftigung erfolgt ist, ihre 
hlluslicha  oder  berufliche Arbeit  wieder  aufzunehmen  gezwungen 
werdan,  wodurch  ernstliche  Qesundheitsschädigunge~i entstehen 
kennen,  Die Reichsversicherungsordnung sieht für diese Fälle Er- 
satz  ftir, den  entgangenen  Verdienst  durch  Gewährung von  geld- 
liohen  Untersttitzungen  vor.  Die  MutterschaEtsversicherung  geht 
aber noch  einen  Schritt weiter,  indem  sie  qucb  das Norgeb~~gg 
und  den  Silugling  in  ihren  Schut~  einbepieht.  Die  sogenannten 
Stillgelder soUen als Anreiz für die natürliche Ernährung des Säug- 
Un@  dienen,  die Mutter  soll  vor  allem  dadproh instand  @setzt 
werden,  sich  Stärkungsmittel  zu  beschaffen;  bei  entsprechender 
Höhe klfnnen diese auch als Ersatz .für entgangenen Verdienst an- 
gesehen werden,  wenn die Mutter es vorzieht, sich der Pflege und 
~mähmg  ihres Kindes zu  widmen  und  damit auf  einen  Teil der 
Lohnarbeit  zu  verzichten.  Mutterschiitz  und  Säuglingsfürsorga 
gehen  dementsprechend Hand  in Hand.  Die  ersten Ansätze  des 
MutterschuZ;zas  reichen  iiber  die Zeit  der  Krankenkassengesetz- 
gebung gi~fick. Bereits in der Reichsgewerbeordnung  findet sich 
die Vorschrift,  Fabrikarbeiterinnen innerhalb 6 Wochen, später 
8 Wochen  nach der  Entbindung nicht beschllftigt  werden  dürfen. 
4* Da  dieses Gesetz aber keine Bestimmung enthielt, daß diese wöch- 
nerinnen  ziigleicil  fitr  doll  V~rdißnStausfdl  entschädigt  worden 
mussen,  so  waren die Arbeiterinnen vielfach gezwungen, trotz des 
Verbotes zu  arbeiten und, wenn sie in den Fabriken ~~rUckge~i~~~~ 
wurden, so suclilon sie eben Lolinarbeit anderer Art.  Diese ~u~k~ 
hat das Gesetn  Uhr die  Krankonknsson au%gofUllt,  indein es  eine 
Wöchnerinnenmtersttitzung  E.Ur  6 Wochan  oinftihrte.  Dio Roiclis- 
versicheningsordnung  hat  diese  WOclinerinnonuntorst11t~~~  zu 
einer tVochonhilte tlutagestaltet.  Bioao  i8t  allerdings  zuin kleinsteri 
Teii  eine  obligatorisclie  und  im  woaonlliclicn  auk  dio  golache 
Unterstützung der Wöchnerinnen resp. Schwungarcn bosclutlnkt ge- 
blieben,  wobei  das Wocl~ongeld  ad  8 Woclioa  ausgodelint wurde, 
von denon mindestous O Wochen auf die Zoit nach der Entbindung 
entfallen niissen, im  Ubrigen  ist die Woclionhilfö  eine  fulcultative. 
,  Einen  Fortschritt  bodeutet  diß  Bestimmung,  dnß  an Stelle  des  /  Wochengeldea  Kur  und  Verpflegung  in  ainoiii WOchnorinnonlieim 
I  gewtihrt  worden  kann,  fornni  HiIfo  und  Wartung  durch Haus. 
,'  pflegerinnen, wobei  bis  zur IIä41fte  da8  Woclrongoldos  abgezogen 
\verden darf. 
Von  fnkultativen Leistungen sind vorgesehen  ($9  198 bis  200 
,  R.  V, 0,):  die bei der Niederkunft  erforderlicl~en  Bobarnmendiensto 
und tlrztliclia GebtrrtshilPe an versicherwng~pflichtige  Ehofrauoii oder 
alle  weiblichen  Versicherungspflichtigen,  ferner  ein  Schwangeren- 
geld an Vemioherte, die infolgo der Schwangerschaft arboitsunftlhig 
werden, Bebammendiehsto uncl Lrztliche Behandlung bei Schwanger- 
schaftsbeschwerderx,' hdlfch  ein  Stillgolcl  fUr  Wöchnerinnen,  so 
lange  sie ihr ~eu&bbkbnes  selbst stillen, bis  zur  Höhe  des halben 
Krankangeldes und Wi zum  Ablauf  der zwülften Woche  nach  der 
Niederkunft.  Nach d8"rbkotivei soLi  die Bestimmung Ubor  das Stili- 
gelil Krankenkassen, di'~  sich in gilnstigor Vermöganslage befinden, 
die Möglichkeit geben, sich auf dem Gebiet der StluglingsfUraorge in 
zweokmiU3igor  Weise  zu  betgtigen.  Auch  die  Familienhiife sieht 
eine fakultative Woehanhiiie  EUr  vereicherungsfreie Ehefrauen der 
Versicherten vor. 
Wenn man sich ein Bild verschaffen will,  wie  sich der Mutter- 
schutz bei den Ksakenkassen vor dem Kriege gestaltete, wie  weit 
letztere von  der  Möglichkeit  Gebrauch  machten,  freiwillige Mehr- 
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dabei nicht vergossen werden, daß die Reiclisversicherungs~rdnun~ 
ja erst ein halbes Jahr  vor Ausbruch des Tirieges ins Leben trat, so 
daß die Kassen vielfach noch nicht die Möglichkeit hatten, in diese 
Bestimmungen  sich  einzuleben.  Im  übrigen  hing  die  erweiterte 
~atigkeit  auf dem  Gebiete der Wochenhilfe ab von der finanziellen 
~eistungsftlhigkeit  der lCassen  und ihrer  sozialpolitischen Einsicht. 
Einan  zahIenmnßigon Anhalt iiber  den  Umfang  der Reichswochen- 
hilfe  gowllhrt  dio  Umfrage  des  Hauptverbandes  deutscher  ORs- 
krankonlzass~n  bei den ihm angeschlossenen Kassen.  Darnach ge- 
w@rtsn  72  Proz.  derselben  Bebammendienste  und  ärztliche  Ge- 
burtshilfe,  $6  proz,  Schwangerengeld,  5  Proz.  Hebammendienste 
und llrztlicho Hilfo bei Schwangerschaftsbeschwerden, etwa 20 Proz. 
Stiligelder, 20 Proz. Wochonliilfe  an versicherungsfreie  Ehefrauen. 
Dieses an und ftir sich orfrouliche Ergebnis darf jedoch nicht verall- 
gemeinert werdan,  da es  sich bei  den  Ortskrankenkassen um  die 
soz;inlpolitiscli fortgeschrittenste  Kassenart handelt. 
Eha weitore Handhabe zur  Betätigung  auf  dem  Gebiete  des 
Muterschutzes und der SH;uglingsfiirsorge gibt den Kassen aber aucfi 
der  fi  8GB R. V.  0„  der gestattet.  daß XCassenmittel auch für allge- 
meine  Zwecko dor J[CranMieitsverlziitiing  verwendet werden dürfen. 
Auf Grund dieses Paragraphen zusammen mit den Vorschriften über 
Wocheniiilfe  hab  die  Frankfurter  Ortskrankenkasse  sofort  nach 
Inkrafttxoten der Reichsversicherungsordnung  einen  geradezu vor- 
bildlichon Mutterschutz geschaffen. Sie gewährte nicht nur alle fakul- 
tativen Mohrleistungen, sondern scthloß auch zur Durchführung und 
Sicherung dieser Manahmen mit einer Reihe von Frankfurter Ver- 
einen Vertrllgo ab.  Dem  Hebammenverein wurde die Entbindung, 
sowie  die  Nachbehandlung  der  ICassenmitglieder  und  der  Ange- 
hSrigen  der  Fmilienvorsichening,  die  auf  Wochenhilfe  Anspruch 
haben,  iibartragon.  Um  die Kontrolle  dartiber  durchzufiihren, ob 
die Wöchnerinnen beim Bezug von Stillgeld auch tatsächlich selbst 
stillen und,  um  zugleich Mutter  und  Kind in  den  ersten Wochen 
Fürsorge  und  sachkundige  Beratung  zuteil werden zu  lassen, traf 
die Kmso mit dom Frankfurter Verband  für Säuglingsfilrsorge ein 
Abkornon,  wonach  dieser  gegen  Zahlung  von  3000  M.  jgrlioh 
durch seino S~uglingsberatungsstellen  dic Uberwachung von Mutter 
und Kincl und die Ausfüllung der Stillscheine übernimmt.  Es wurdo 
ferner mit dem Frankfurter Mutterschutz ein Vertrag abgeschlossen, 64 (634)  Hanauor, 
wonach dieser 20 Betton seines WUchnorinnenheimes zur Verfügung 
stellt, um ledigo Miitter nach dar Entbindung unlaizubiingon. ~~b~~~ 
der Zahlung der Oblichen PfißgßS&tZe  wird den1 Verein noch ein j&hi- 
lichor Zuschuß von 1000 M. gewklhrt. Endlich wurde mit dem Frank- 
furter Bauspflegovoreitk ein Abkommen getroffan, um die Hauspflege 
sicher zu stellen. 
Dia  S%uglii~gsfUrsorg(h~tollen  werden  vielfach  von  don  I<asseiz 
in zunabmendem Maße materiell unterattttzt,  1910 leisteten 184 Orts- 
krankenkassen  diesen Stollen 802Z M.  Zuschuß,  1017 stieg der Be- 
trag auf  10  C89  M,  102 dia~ar  Kasrion  benutzten die Stt~glingsfilr- 
sorgestolle zur Prüfung der Stiiltltigkoit.  In EIamburg lixt die Orts- 
krankenkasse ehe eigene Shglingaachwe%t;cir  ungostollt. 
Dio  schlinen Ansiltzo  dar Krcnkenkmson hineiclitlich des  Aus- 
bauos  des  Muttoracliutzas  wurden  durch  don  Kriopausbruch unti 
durch das Notgesotz vom 4, August 1014  jllh untorlsrochon. CXostattete 
diesos  ~esetz'doch,  alle Mohrloistungon,  und zu  dieson pchQte  ge- 
rado dio Wochonhilfe, nufzuh~bon. Es muß anerkannt werdon, idaß 
einsichtige Krankenke~sson,  von  der Badeutung  des Mutterschutzcs 
fiir die Volksgesundheit durchdrungen, die Mutterschäftsvorsicherung 
möglichst beizlrbehalten sucliton, oder  doch, wenn  sie sie vorüber- 
gehenki  abgeschaffft hatten,  mligliclist  bald  nach  Sicherung  ihrer 
finanziellen Lage wieder einftlhrton.  J 
Immerhin  erschien  dzs,  was  die  Krnnkonkwson  nach  Kriegs- 
ausbruch freiwillig auf! dem Gebiete des Muttomchutzes lcistoton mit 
Riicksicht  auf  die  gegebenen  Zeitvarhllltnisrio  nicht . ausreichend. 
Die  Reichsregierung sah  sich dahor  zum  Eingeiten veranlaßt und 
es erging die Verordnung  des Btuidesrates  itlber  idie  „W  o c h e n- 
h i  1 f e w%hrend  des Krieges" vom 11,  September 1914,  sine gesetz- 
liche Maßnahme,  die neben  der Einftihrung der  Brotkarte  als  die 
segensreichste Kriegsverorduung in sozi~lhygienischer  Binsicht be- 
zeichnet werden  darf.  Die  Reichsregierung ging  dabei von  zwei 
Erwägungen aus. Einmal wollte sie den Kriegsteilnehmern die Sorge 
um das Wohl und den Bestand der Familie durch die Qowißheit er- 
leichtern, daß  ihre Frauen in  ihrer  schworen Stunde vor  Not  gß- 
schiitzt unti  der  Sorge um  dna Wohl der  Neugoboroncn  enthoben 
wurden.  Dann  waren  bovölkerung;spoliti8che  Motivo  maßgebend: 
Die  gewaltigen  Opfer  an  Menchonleben,  die  der  Krieg  forderte, 
machte  08 zu  einer  ~~nabwoisbaren  Pflicht, vorsorglich  RUF  die  Er- Die  mzhlhygienisohen Leistungen.  (535) 55 
hdhg  und Krgfti~g  der kommenden Generation schon bei deren 
antritt ins Leben Bedacht zu sein. 
Den Ansbß fur die Reichsregierung zu ihrem Vorgehen gab ein 
von Professor Mayet in der Berliner Gesellschaft für soziale M&izin 
und  BYf$ene  gehaltener  Vortrag,  die im  AnschluEl  daran gefaßb 
Rk3Solution  und die Eingabe der Gesellschaft an die Reichsbeh(jrden, 
Mayet verlangte darin die Errichtung von Kriegskra&enk=sen  fiir 
die  Fdien  der  Einberufenen und  der  Arbeitslosen  und  in  deren 
Rahmen eine WochenhilEe, die ungdghr den Leistungen der R. V. 0. 
entsprach,  Diese  Petition fand sowohl  beim  Bmdmrat  wie  beim 
Reichstag Entgegenkornrnon. 
Dar  grundle$ande  $  1 der  Verordnung) des  Bundesrats vom 
11, September  1914  gewährte  während  der  Dauer  des  Krieges 
aus  MittQln des Reichos  den Frauen  eine WochenWe, wenn  ihre 
Nännor im Kriege dem Reich Kriegs-, Saniats- oder ähnliche Dienste 
leisteten oder an deren Weiterleistung oder an der Wiederaufnahme 
einer  Erwerbstlltigkeit durch Tod,  Verwundung,  Erkrankung  oder 
Gefangenschaft verhindert  waren  und  vorher  einer  Krankenkme 
angehört hatten.  Die  Wochenhiife wird  durch  die Kasse  gewährt, 
welcher  der Ehemann angehört oder zuletzt angehört hat.  Sie be- 
steht i,  in  oinem  einmaligen Beitrag  fiir  die  Kosten  der Entbin- 
dung'von  26 M.,  2.  einem Wochengelde von  1  M.  t%glich  ftir  acht 
Wochen,  von denen mindestens 6 in die Zeit nach der Niederkunft 
fallen  mtissen,  8.  einer  Beihilfe  bis  zum  Betrag  von  10 X. für 
Hebammendienste  und  iimtlicher  Behandlung,  falls  solche  bei 
Sabwangerschaftsbeschwerden  erforderlich werden, 4.  fiir Wochne- 
rinnen,  so lange  sie  ein Neugeborenes  stiüen,  einem  Stillgelde in 
B%  von 0,50  M.  täglich bis zum Ablauf der 12. Woche. 
Ea  wurden  somit  diejenigen  Leistungen  umfaßt,  welche  die 
R.  V. 0,  nls Wochenhiife bezeichnet, sowohl diejenigen, welche  die 
Kranknnkrrssen kraft Gesetzes gewghren miifisen,  als in der Haupt- 
snche  auch  diejenigen,  die  sie  als freiwillige Leistungen fitr  ihy 
Satzungen gewühren können.  Die Krankenkassen vermitteln diese 
Leistungen iind  erhalten  daftir Ersatz  aus der Reichskasse.  Statt 
der baren Beihilfen ka,nn die Behandlung durch Amt und EI&a;mme 
udttalbar gewährt  weden.  Eine  bedeuMe Erweitemg  der 
&i&swochonhilfe  brachte  die  Bekanntmachung,  betreffend Aus- 
dehnmg der Wochefife  wghrend des Krieges am  2%  April  19i~'5. Hier wird  die Wohltat auf  die  bedlirftige,  nicht  krankenversiche- 
rungspflichtige Bevölkerung ausgedehnt.  Wöchnerinnen von  nicht 
versicherten Kriegsteilnehmern  wurde wtlhrend der Dauer des Krieges 
auch  Wochenhilfe  gewährt,  wann  sia  U n b e m i t t e 1  t  sind.  im 
allgemeinen  erhalten  nach  den  neuen Bestimmungen alio  Familien 
von  Kriegsteilnehmern  Anzlpruch  auf  die  Krieg~wochenhilf~,  ae 
ihrem Einkommen nach zur Arbeiterklasse gehörten, z.  B.  alie Bma- 
werksmeister, Weingewerbetreibende, Händler  usw.  Die  Wochen-  , 
hilfe wird nunmehr aucli fItr das unaheliche Kind bezahlt, wonn der 
Vater KriegsteiLnehrnor iat  lind  Kriegsuntersttitzung  erhielt.  Auch 
in  den  folgenden Jahron  erfuhr  die  Reichswochenhilfe  Erg&nzung 
und Erweiterung,  Durch Boacttluß des Bundosrutes vom 2.  Juli 1917 
wurde das Wochongold auf  1,50  M.  crhöht.  Die Wochanhilfe wurde 
ausgedehnt auf  die unohrtliclieii  Kinder  von  Kapitulanten, auf  ldie 
Wöchnerinnen Hilfsdionstpflichtiger bei Vorliegen von Belliirftigkeit, 
auf  selbst irn  Hilfsdienst befindliche Woohnerinnen, wonn sie minde- 
stens  G  Monate  in  demselben bosolitlftigt gewesen  sind.  Auch  für 
ein  uneheliches  Kind  wird  Woohenliilfo  goloistet, wenn  der Vater 
bMWtig idt und seine Verpflichtung zur Qewtlhrung des Unterhaltes 
festgestellt ist, 
Die  Wirkwig  der  Reichswochonhilfe ist,  wie  nicht  anders  zu 
erwarten, in  sozialhygienischer JEIinaicht  ehe a~ßerordonl1ich'~iin- 
stige gewesen,  Vor  allem wird ihr  zugeschrieben,  daß die  Saug- 
lingssherblichkeit  wenigstens  in  .den  ersten  Jahren  nach  ihrem 
Inkrafhtreten eine niedrige geblieben ist.  So fiel in Berlin die Säug- 
lingssterblichkeit von iC7,61 % im Jahre 1914 auf 14,iti  b/o im  Jahre 
1915 und betrug I910 nur noch 12,85 P. Es haben forner das'stillen 
und  die Stilldauer zugenommen, was durch eine Reihe statistischer 
Erhebungen  festgestellt worden  ist.  Das  gUnstige  Gedeihen  der 
Kriegsstluglinge wurde aber auch dadurch gefördert, da13  die Miitter, 
welche die Reichswochenhilfe bezogen, verpflichtet waren, ihre Kin- 
der regelmäßig iden  Säuglingsberatun@stellan zur Kontrollo vorzu- 
fiihren, um von diesen die Stillbescheinigungen zu erhalten.  Dadurch 
wurden  sie  einer fortlaufcndan Kontrolle.  unterstellt und  damit er- 
nielt, daß das Selbststillen noch fortgesetzt wurde, als die durch die 
-CTaohenhilfe gcwtthrten Stillgelder auihöxten, 
Auf  die Wirkung der StluglingsflimorgestaUen ist es wohl auch 
a  zurücknuftihren,  daß in  den  deutschen  Großstlldten, die vor allem Die  sozinlhygionischon  Leistungen.  (537)  57 
mit S~l~gling0f~'iirsorgostellen  besetzt sind, die Säuglingssterblichkeit; 
warend des Krieges geringer war  und  stärker abgefallen ist als in 
den  Orten mit mehr d8 15  000  Einwohnen. 
Es  starben auf  100 Lebendgeboreneso) 
1914-1915  1915-1916 
jn  allen Orten mit  melir  als 1ß 000  Ein- 
wohnern  .  .  ,  .  .  .  ,  . ,  ,  i6,6  14,9 
in  den  CSroßatUcltan  . .  +  .  . ,  .  15,ß  14,1 
Von don Ubor  dio Wirkung der Wochenhilfe auf  Leben und Ge- 
sundheit dor  Säuglinge vorgenommenen  TJntersuchungen sind  vor 
allem die von dori Borlinar ICrankenk,zsscn vercanstaltetenErhebungen 
bemerkexiswort.  Uui  dien Muttern, die ein Jahr vorher entbunden 
liatten und  die Woclicriliilfe erhielteil, wurde  durch Zusendung von 
Karten ermittelt, wie aicli das Neugeborene entwickelt hatte, ob  es 
a,m  Lebon gebliebari war, an welcheh Krankheiten es erkrankte, ob 
uod  wie lango 0s gaatilit 
Die Erliebungan brtzclitcii zun&clist  iElie  Besttlti~ing  der bekann- 
ten  Tatsache,  daß  die  Erlcrarikungs-  und  ~terblichkeitsziffer  der 
nicht  gustillton Kinder  erheblich graßer war  wie  die der  gestillten. 
So erkrankten 1917 von den Brustkindern 35,3 %, von den Flaschen- 
kindern 40,8  %.  Die Sterblichkeit bei den Brustkindern betrug in1 
gleichen  Jahr 7,05  B/a,  die der Flaschenkinder 24,65 70. 
' 
Als  ein  erfreuliches  Resultat  darf  bezeichnet werden, da5 der 
Prozcnt~ntz  der gestillten Kindor gegeniiber den mit der Flasche ge- 
nElhrten  ein  sohr  Iioher  war,  betrug  er  doch  1916 85,61  %  gegen 
14,88 O/o kilnstlich genghrter, und daß die Stillidauer bei 66  % 1Iänger 
als  drei Monate dauerte, bei  23  O/o  Uber  neun Monate, woraus  sich 
ergibt,  daß  die  Brusterntllirung in  den  meisten  Fällen  auch  nach 
Aufhljren  der rjtillprlrnien  fortgesetzt wurde.  W~M  die  Sterblich- 
keit der Kintler, welche die Riiegswochenhilfe erhielten, im ganzen 
i916  nur  10,84  %  betr,ug  gegen  12,85  %  der  Berliner  Gesarnt- 
~'&~glh~~torbllchk~it,  86  durfte dieses gtinatige  Ergebnis wohl  in 
erster Linie der Msiegswochcnhilfe zu  verdanken sein. 
P-.- 
Al K  o hn, Dio  $irkung dar  GewtLl~~ung  von  StiUgeldern  bei  den 
Krankonkastien  in  QroR-Berlin.  Zaitsclir.  ftir  ljevßlkcrung~politik  und  8%~- 
lingsMraoreya 1017, 8, 60, * 
Allgomolne  Brttikrankonkaseo  der  Stadt  Berlin.  Bericht  über  das 
G~ßhElf~sjalir  1910,  8. 47;  1917,  S. 49, Mit  Recht  weist  der  Bericht  der  Berliner  Ortskrankoilbsse 
darauf hin,  daR  die  Resultate in  bezug  auf  Erkrank~ingsziff~~  und 
Sterblichkeit dor  Sltuglinge noch  gUnstigsr  gewesen  wflren, wenn 
nicht die Not  der Kriegweit  bei  vielen  Mtittern in dio Erwliohiuia 
gotroton wäre.  Viele junge  Matter wurden dadurch gel~indart,  ihre 
Neugoboronen  selbst  ait  nKhren  oclor  gazwungen,  nscli  Aufhuren 
der  St.illprämien nbzustillon,  da sie  außerhalb  ihres  Heirnes  ihren 
Erwerb suchen inußton, Die ZJi1 dar stillandon Milttor wUrdo  größer 
gewesen sein, wenn idio  Stiiigelder aber die drei smton Monate Ilin- 
aua gezahlt worden wäre$.  Nachteilig Et\r  das Qedoillon der Stlug- 
linge  waren  naturlich  auch  die  wxchsenden  Erntkhnrngsschwierig- 
keiren und  die psychischen  Emgungon,  ~erdo  lotztero Momente 
lind die zunehmenda Frauenarbeit namentlich in den chenilschon unid 
Niinitionsfabriken durften EX  auch verschuldet haben, daß trotzdem 
1017 in Borlin  die  Zahl  der  gsstülten  Kinder  und  die  Stilltiauor 
gogon  das  Vorjahr  noch  zunahmen -  erstere  stieg auf  87,50  % 
gegen  85,87  % 11916,  die Zahl dor lbgor ds droi Monate gestillten 
Kinder botriig 08 % gegen 06 % 1916 und idlo  Zahl der lhger als 
neun Monate  gestiilten Kinder  stieg von  213,OQ auf  20,Q  % -  die 
Erkrankungs- und Sterblichkeitsziffer sowohl bei den gostiilton wie 
nicht gestillten Kindern gegen das Vorjahr  irn  Anstiego war. 
Nachdem nunmehr der Krieg beendigt  ist, wird  es sicli darum 
handaln,  den  schon  lange  als  dringend  geforderten  Ausbau lder 
Wochenhilfe energisch zu  fordern und  dabei die Kriegserfahrungen 
auszunützen.  Wenn man  die dabei zu Tage getretenen Bestrobun- 
gen betrachtet,  so  laasc4n  sich drei Richtungen  untemclieiden.  Die 
äIteste ging dahin, die  Lacke,  welche  das frühere  Krankenkaaaen- 
gesetz  hinsichtlich  des  Mutterschutzes  gelaseien,  durch  p r i V a t e 
Muttorschaftsversioherwgen und Kmsen auszuftillen.  Diese Bestre- 
bungen  haben  es zu  einem nznnenswerten  Erfolge  nicht  gebraoht 
und durften heute  endgiltig als erledigt anzusehen sein.  Als  dann 
die B. V.  0.  ins Loben trat, wurden doran Bssthmungon hinsichtlich 
des Mutterschutzes bald  als ungenllgond  erachtat  und  es  wurden 
VerbesserungsvorschüIge  gemacht,  die  namentiich  darauf  hinaus- 
liefen, da0 die fakultativen Vorschritten in &ligatoriaclle urngewan- 
delt wiirden.  Endlich wurde, nachdem  die Reichswochenhilie sich 
so vorziiglich bew&rt,  von dien Seiten die Forderung orhoben, da6 
diese auch nach dem Kriege beibehalten worden rnilsso. Die  sozialhygienischen Leistungen,  (539) 59 
Betrachten  wir  die  Leistungen  der  WochenElfe  der  R, V. 0, 
($5 196-200)  näher,  80 sind dieselben vierfacher ~rt.  ~d  ge- 
wghrt:  1.  Wochengeld  filr  Wöchnerinnen.  2.  H&amendienste 
und  %mtliche Bebaung  bei  Schwangeren.  3.  Schwangerengeld 
fUt  Schwangere, die infolge der Schwangenchaft arbeitsunfähig~wer- 
den.  4* Eewarung von Stillgeld.  Die  Leistung zu 1  ist obligate- 
]nscli, die zu 24  sind fakultativ. 
Bei  dor  obligntorischen Leistung  der  Zahlung  des Wochen- 
geld08 auf 8 Wochen in Höhe des Krankengeldes ldülrfte hinsichtlich 
der Dauer der UntemtUtzung nichts zu bemerken sein, da sie wohl 
xollig ihrem Zweck  entspricht, der Schwangeren die Möglichkeit zu 
,geben, lange genug  ihra  Arbeit  auszusetzen und  sich  zu  schonen. 
Waa  die I-Iöha des  Wochengeldas anlangt,  so  wird vom  Hauptver- 
banli  dautaclier  Krmkonkassen  die  Erhöhung  desselben  auf  drei 
Viertel dsa  Qmndiohnes verlangt.  Was die fakultativen Leistungen 
anbetrifft, flo befremdet es vor dem, worauf  unseres Erachtens bis- 
her  noch  niommd  hingewiesen, daß  ärztliche Behandlung und  Ge- 
burtshilfe als besondere Leistungen aufgefiihrt und zudem noch als 
fakultative gewUhrt werden.  Wenn  es nach  § 182 R, V.  0. zu  den 
Pflichten  der Krankenkassen  gehört,  bei  Krankheiten  schlechthii 
ohne  Rticksicht  auf  ihre  Ursachen  flntliche  Behandlung  zu  ge- 
wikhren,  SO ist es nicht einzusehen, warum  die Krankenkassen allein 
von  dieser  Pflicht  bofmit  werden  sollen,  wenn  die  Ursache  der 
Braekhaften  Störung  die  Schwangerschaft oder  die  Geburt  sind. 
Naoh  dem  Wortlaut des  Gesetzea  iat  z.  B,  die Krankenkasse ver- 
pflichtet, bei einem  harmlosen  Ausfluß im  Wochbett ärztliche Hilfe 
zu gewlLhren, es ist aber in ihr Belieben gestellt, ob  sie idiese Hilfe 
auch bei Echpsie in  der Schwangerschaft oder bei schweren Blu- 
tungen  w&rond  der  Geburt  gew&hren  will.  Diese  widersinnigen 
und  geftlhrlichen Bestimmungen müssen daher so  bald wie  möglich 
beseitigt  werden.  Die  lrztliche  Behandlwig  der Schwangerschafts- 
beschwerden und Ider  pathologischen Vorkommnive bei der 
mfimen obuptorhh wie  die Behandlung jeder  anderen Krankheit 
&in  und  &re gewthrung ist  so  selbstvemtändlich,  ihre  Harn- 
haftmnchung & besondere Leistung  der Wochenhilfe im  htichsten 
M&e  IlbeflUssig  erscheint.  Anders verhält  es  Sich  bei  den  Heb- 
amenuensten, die im  wesentlichen nur bei der  normalen Geburt 
in Frage kommen,  Meser ist aber ein phys~ologischer  Vorgang, und da die Krankenkassen nur  bei krankhaften Vorgtlngen  einzutreten 
haben, so miißten sie donmacli logischer Weise die Hebammen ganz 
außer Betracht lassen und die Entschnaig~~ng  der Hebammen den 
Versicherten ifberlassen. Prinzipiell ist dies jedoch nicht wanschcns- 
wert.  Es ist vielmehr  zu  berücksichtigen,  daß immerhin, wenn  die 
Kassen die Bezakilung der Hobammen Ubernehmen, deren Zuziehung 
erleichtert und  gcfordort ist, was im  interesse  der Gesundheit von 
Mutter unS Kind nur  dtirchaus wllnsc~ionswert  erscheint.  Was  die 
Behaniclllung der Schwangorschaffisbeschworden diirch  die Hebamme 
dangt, so  ist  die  Beseit;igulig  derselben  eigentlich  Aufgabe  der" 
ilrzte,  Hebammen  diirftcn  nur  dann  in  Frago  komnon,  wonn  eg, 
sicli  mn  kleine  Leidcn  handelt,  die  ixllorrZings  oft schwer  abzu- 
genzcn sind, odcr, wcnn Amto nicht zu arreichen sind,  Wcnn die 
tlrztliclicn  IIilfoloistungen boi  Sohwnngerschaft und  Gaburt als  be- 
sondere  Leistungen  gar  nicht  mehr  aiirgefUhrt  worden,  so  durfte 
auch (1ie  Frago ausschaiden, ob sie in natura oder dafUr  oino  Gcld- 
ontschtldigung  gowUhrt  wii%l$  wio  let&tsres bei  dor  Reicliswoclicn- 
l~ilfe  clie  Regol  war,  was  immorhin  in gowissen Ftillon  mit  Nach- 
teilen  verkniipft  wm,  Von  der  grllßton  Wichtigkeit  ist  die 
Schwangeronuntcratützung, dio  oine  obligatorischa 
Leistung sein und fiir  secha Wochen  gowährt worden mirß.  Sic ist 
sowohl im  interesso dar Mirtter wio das Kindoa galogon, sio hat der 
Schwangsren den Ausfall fur entganganon Vardionst zu  geben, Sie 
kann  aber  proplylalrtisch  nur  dann  wirkan,  wonn  sia  in  all  e n 
F tlll e n  eintritt  und  nicht  erst  dann,  wonn  die  Schwangeren in- 
folge-der Schwangerscliaft arbeitsunfUhig geworden.  Zu  fordern .ist 
aber  unter  allen Umsthden,  daß Schwangore und  Wllchnerinnan, 
welche  die  Unterstützungen  der  Wo~henhilfe  erhalten,  nun  auch 
wirklich  die  Arbeit  einstellen und  daß oine  dahin  gehonde  Kon- 
trolle  geschaffen  wird.  Zu  den  obligatorischan  Laistungon  muß 
endlich  auch das S t i 11 g e 1  d geharon.  Dia  Dauer,  dio  jetzt  drei 
Monate betragt, mufi  so  lange ausgedehnt worden, wie  die Muttor 
iiberhaupt ihr Kind stillt,  Die jetzige  Vorschrift, Waß  dia  Stillunter- 
nttitzung nach drei Monaten aufhbrt, wirkt bokanntlicb gorndezu als. 
Anreiz, das Stillen frilhzaitig einzustellen,  Dio Höho der Stillunter. 
stützung  muß so  bomossen  werden,  daß  erstora  zur wirksamen 
Aufbesserung  der  Ernghrung  der  Muttor,  allonftLlls  auch  als  Er- 
satz fiir entgangenen Vordienst in den Fällen, wo die Mutter os Vor- Dio  sozialhygionisohen  Leistungen.  (541)  61 
zieht,  sich  ihrem  ICindß  in  besoniderem  Maße  zu  widmen,  dienen 
kann.  Was  die  Höhe  des  Stillgeldes anlangt,  so  kann  dmselbe, 
wem es fiberhau~t  gewgllrt wird, nach § 200 E. V.  0. bis  zur Höhe 
des  halben  Rrankengßldes abgestuft werden.  Manche  Kassen T- 
wtlbren  bis  GO  %,  andere  jedoch  auch  nur  10 %,  das  ist  e&- 
whiedon  ZU  wenig.  Der  Hauptverbanid  deutscher Krankenkassen 
verlangte dder  ErlitSliung des Satzes auf I M.  pro TW mit der Be- 
grilndung,  Stillgeld  nicht  nach  Prozenten,  sondern  für  alle 
W6clinorlnnen nach  einheitlichem Satz zu  gewähren,  weil  es  eine 
,pr&mie  fUr  EdUllung der Mutterpfliclit sei, die unanhängig von dem 
Einkommen der Mutter  gewillirt werdan rnuß.  Erwäwgs;wert ist, 
ob ldiesa StilluntorEItUtzung niclit aucli in natura in Form von Milch 
und  sonstigen N\TUlirmittaln geleistet werden soll. 
Von  dor Miliglchkeit, Schwangere und Wöchnerinnen Anstalts- 
pflege zu  gewlLhran, mUssesl  die Krankenkassen mit  Rücksicht  auf 
die vielfach ungUnrttigen Wohnungsvsrh&ltnisse  mehr  als,  bisher Ge- 
braucli mach~n  und  die Aufnahme in dieselbe erleichtern; mancher 
Pali von Tod und  Siachtum bei Frauen und Kinder würde dadurch 
varhtitot  worden.  Da  6s  vtelfacli  an Wöchnerinnen- und  Mutter- 
heirnen fehlt, xnaason die Kassen die Errichtung dieser Anstalten bei 
den  Gemoindan  anstreben  und  sich  womöglich  geldlich  /dabei be- 
teiligen.  Auch  Snclio  der Versicherungsanstalten wäre 
es,  die  Erriclitung  von  Mtitterheimen  zu  fördern.  Erweitert  muß 
auch  die Bauspflega  werden,  die einigermaßen als Ersatz  der An- 
etaltspflego gelten kann, um die Frauen vor dem zu frühzeitigen Auf- 
stehen unid  Arbeiten zu bewahren. 
Auf  der außerordentlichen Tagung der deutschen Vereinigung 
W,r  Stluglingsschutz  1916  ist  angeregt  worden,  als  freiwillige 
Leistung  die unentgeltliche  ärztliche Beratung  der  Säuglinge und 
Klsinkindor,  soweit  nicht  geniigende Beratungsstellen  oder  amt- 
liche Krefsftir~~orgo~nnon  vorhanden sind, zu gewghren.  Die  Grün- 
Uung von eigenen Beratungsstellen sollon die Kassen, wie 8  0 tt  32) 
mit Recht betont, unterlassen, da dies Sache der Kommunen ist und 
t 
nur zur Zsrsplittorung dieser Einrichtungen fiih~en  würdei  sie sollen 
aber die afiadun@;  der Beratungsstellen, WO  solche nicht bestehen, 
wegen und  ~t~rsttitzen  und  mit  ihnen zusammenarbeiten  Die 
*')  R  o t t , M'uttar-,  SUuglings-  und  Kleinkindertitrsorge.  Bencht  über 
den P, Deutwlion Ortskrankenkassentag, S, 18. Woohnerinnen  sind stets  an die FIlrsorgestellen  zu  verweisen 
durch die Krankenordnung mtiSSen  Sie verpflichtet werden, sich die 
Stillbescheinigungen von  den  Fiiraorgostellan zu  beschaffen.  ~h 
derartiger Vertrag  iat  U,  a,  zwischen  Ortskrnnkonkasse  und  pur- 
sorgestelle in  Chemnitz abgeschlossen worden,  Hior benaci~h~l~ti~t 
die Ortskrankenkasse die mirsorgescliwester @es  Vereins libor jede 
ihrer verheirateten  Wöchnerinnen, die  ihr  Kind  selbst stillen will, 
worauf  von diesem sofort die Ftirsorge eingeleitet wird,  Auffallend 
ist lediglich, warum  der Vertrq sieh nttr  auf dis V e r h 0 i r a t  - 
t o n Wöchnerinnen erstreckt. 
Die Ausdehnung der Wochenhilfe auf die Kroise, die biahor von 
der  Versicherung  nicht  srfaßt  wurden,  ist  In  der  Weise  gedacht 
da6  eine  besondere  zrvan@webs MrxttomtichaflEivorsicherung  durch 
Reichsgesetzgebung  eingeEUhrt  wird,  der  jede,  Frau  vom  Tage' 
ihrer  Eheschließung  angehört,  sowoit  Eile  nicht  boreits  @urch die 
Roichsversichemgsorilriung  In  diaser PIinsicht versichert ist.  Die 
Dauer der Versicherung soll zehn  Jahro botragen  und nach Ablauf 
dieser Zeit  freiwillig fortgesetzt werden  können,  Bio  Einxichtung 
einer  besonderen neuen  ~eraichorun~~ist  jedoch  abzulehnen,  weil 
sie nur zu  einer unnötigen ZerspUttew führen  wtirde.  Die  Aus- 
dehnung  der Versicherung  aollte vielmehr  lediglich  im  hschluß 
an die Krankenkassen erfolgen,  Es wh  War  in erster Linie  die 
Beibehaltung  der  Reicboclienhilfo  zu  vorlangan,  wobei  anstelle 
des  Begriffes  des  Kriegsteilnehmern  die  Einkommengrenze  von 
MO0  M.  fiir  die Abpnzung der Anspnrchberechtigtan  vorgesehen 
werden sollte,  So lange nicht die allgemeine Zwmgsmuttsrschafts- 
,versicherung eingeführt wird, wtinscht der Rauptverband deutscher 
Ortskrankenkassen, isaß  allen  weiblichon  Peraonen  die  freiwillige 
Selbstversicherung  auf  die Leistungen  der Wochenhilfe  bei  den 
Krankenkassen gewährt wird,  Das Reich mute dabei die Kassen 
finanziell  untsmttitzen,  wie  dies  auch  bei  der  Reichswochenhilfe 
geschieht.  E8  rntiI3ten  aber  auch  die Versichemgaansl;alten  mit 
ihren  Milliardenvermfgeri  dazu  herangezogen  werden.  Der  Kreis 
derjenigen Personen, welche auf  iaie Wochenhilfe Anspruch haben, 
ist  tibrigens  durch  die  Ausdehnung  der Versichentngsgrenze auf 
5000 bedeubnd erweitert worden. 
Bei der Reform  der Wochonhilfe ist auch dahin zii wirken, daß 
den  Kamen  und  allen  Mitgliedern  die  gleichen  Rcchte  gewährt Dio  saziaiiiygionischen Leistuugen. 
werden.  Diß rückstmdigen Bestiininungen der Reichsversichermgs- 
ordnung,  wonacll  den ~itgliedern  der Landkrdenkassen  ein  ge- 
ri~gereß  Wochongelcl  gßwllhrt  wird  iinitl  13,eba-endiensto  und 
ärztliche Geburtshilfe nur den versicherten Ehefrauen zuteil werden 
kann, mlisaon  bes~itigt  worden. 
Der  $  363  H*  V*  0. gibt  den  Krankenkassen  die  Möglichkeit, 
ihre  Mitglieder  tiber  den  Mutterschutz  und  die  Sj;uglingsfQsorge 
aufiuklären.  Dies k~  gaschohen 'durch Vortrage, kerkblgtter 
l3roschUroil  und  Veranstaltung von  Wanderausstellungen. Schwan- 
geron Fraucn und jungen Miittern sinJ besondere Merkblatter auszu- 
htlndigon, clio ihnen Verhaltungsmaßregeln geben und sie U.  a.  auch 
auf  die fJllugllingsfilraorgeste~1ei1  hinweisen.  Wenn Stillprä;mien und 
Stluglingaboratungsslollon  imstande  gewesen  sind,  die  Sguglings- 
sterblichkoit Irerabzusotzon, so milssen in idieser Hinsicht die Kassen 
auch  nach  anderer Richtung hier  wirksam eingreifen.  Bekanntlich 
gehen vielo ICincler  und nnmentlicli Säuglinge zu Grunde, weil ihnen 
eine  si~chgomUBe  U~CI  rechtzeitige  ärztliche Fürsorge  nicht  zuteil 
wird.  Erschreckend hoch ist nach  der badischen, bayerischen und 
säctisisclien  Statistik  dio  Zabl  derjenigon Siiuglinge,  die  sterben, 
ohne  daß aio  vorher  ltrztlich  behandelt  wurden.  Die  Vernach- 
lässigung beruht oft auf  Gleichgültigkeit der Eltern, in vielen Fälien 
aber  aii~  Sehou vor  den Kosten.  Hier miissen  die Krankenkassen 
eingreifen, indem sie von dar Mtiglichkeit, durch die F a m i  1 i  e n - 
h i 1  f e auch den Kindern und Ehefrauen der Versicherten, ärztliche 
Behandlung  zu  gewaren,  in  weitgehendem  Umfange  Gebrauch 
mphen,  Noch  besser ist es  allefdings,  wenn die Gewährung von 
freier Familienhilfe nicht dem Belieben der Kassenvorstände anheim- 
gestellt, vielmehr als  o b 1  i g a t o r i s c h e Leistung der Kassen ein- 
gewrt wird.  Wie  segensreich  die  obligatorische ~amilienversiche- 
mg  wirkt, zei@ die Erfahrung in  Ungarn.  Dort hatte die Zwangs- 
weise  Einftihmng  idor  Familienvsrsicherung  zur  Folge,  daß  die 
Kinderstsrblichkeit von  1908 auf  1911 sich um  5,2 O/o  verminderte. 
Efiroulicherweise haben wlthrend ides  Krieges auch  die V e r - 
s i  h 0 r U n  g s  anstalten begonnon, den Mutterschutz und die Sä*g- 
lingßfllrsorga in ihren Tlltigkeitskreis einzubeziehen.  So  stellte die 
bdesvomicheiuagsanstalt Oldenburg Mittel für den IW~hnerinnen- 
sehutz ZUI:  Varfupg. In großztigiger Weise hat ferner die iJandes- 
versiche~g~~st~t  Rheinprovinz  im  Z~~mmenwirken  mit  dem Verein  fttr Säuglingsftirsorgo im  Rogiorungsbezirk Dilsseldorf unter 
Verwertmg von  dosson  Erfahrungen und  Bent~tzung  der von  ihm 
at~fgcstoliton  Richtlinien  die Mutter- iuid Slluglingsftir~or~e  in A~- 
giff gonommon.  In  der  offoilen Siluglingsfiirsorgo gßw&Ilrt sie 
Milch,  Stllrkung~mittel  und Baratirng fUr Slluglinge  durch Vermitt- 
lung der Mittterbarxtungsatel1en, sie gewährt Efnuspflege fllr Wuch- 
nerinnen,  sie  antsendat  ferner kranke und ßchwäcliliclie Kinder in 
den  ersta~  ~eQensj&ren  in Säuglingsklinikon, Säugliogshoime und 
tlhnliche  Ansta.lton,  onicllich  unterstfitzt  sio  Kriegskrippen  lind 
Rrlogskindarlioirne. 
8.  Rinder- tind Jtigendfllrsorga, 
Die  Fiirsorga  der  Trägor  der 8ozialvemichonmg darf  bei  den 
Säuglingen nicht Xfalt  niachon, sondern sie muß sich weiter auf die 
Rinder  der  vorsicharton  BovSlkoriing  erstrecken,  biß  diese  selbst 
in [das  vorsichorungspflichtige Altar ieiingotrcten  sind.  Was die  dem 
Siiuglingsaltor zunächst folgende I\lindliliaikporiodn anlangt, die  das 
K 1  o i  n k i  n ci e s, so  ist  auch  slieaers  noch von  zshlreichon Rrank- 
heiten bedroht;  neben  den akuten InfaktionskraizMioiteii  koxnnzcn 
Iiier  vor  allorn  die konstitutionollon Erkrankungon:  XEilchitis  und 
Skrophulose in  Betraclit,  Werdon  diese  Krankhoitou  nicht  recht- 
zeitig und sachgemäß behandelt, so bloiben oft irkoparablo Qosund- 
heitsstömgon und Schlldigruigon, nan~entlich  der Sinnosorgano und 
Lw,  zurüok, Es liegt demnach irn eigenon Interosso der Kranken- 
kassen,  wenn  sie  fiir  sachgemäße  tlrztlicho Behsndlung  der  Er- 
krankungen  9m  Kleinkindesaltsr  Borgen,  weil  dann krankhafte Zu- 
stllnde vermieden  werdon können, !die, wenn  erst später die früher 
Erkrankten  selbst  Mltgfiailes  der  Kassen  geworden  sind,  diesen 
schwere Opfer  attferlegen.  EB ist %IBO  aticli  vom  Staxidpunkt der 
Kleinkinder  die  Grewtlhrung  der FmUonhilfe uniil  dia  Einfiihrung 
der obligatorischen Fnm~ianversichoning  dringend erforderlich. Dies 
gilt aber auch von den S  C h U  1  k i n d o r n.  Bei dieson obliegt die 
go~iundheitliche  Kontrollo und idia  Fiirsorga den Scliu\Lrztoii.  Diese 
dUrfen  die Kinder  abor  nicht behandeln,  sio  mileson  vielmehr nur 
die bei den Kindern gefundenen krankhaften  Zustllnde den Eltern 
mitteilen  und  sie  auffodern,  ihre Kinder  ärztlich  behandeln zu 
lassen.  Die Aufforderung wird aber oft nicht befolgt, manchmal aus 
Indolen~,  in vielen Fällen abor auch, weil  die zur Behandlung not- Die  ~ozialhygienischen  Leistungen. 
wendigen  Mittel  fehlen.  Die  Einfiihrung  der  obligatorischen 
~mWenversicherung  ist  daher  auch  vom  Standpunkt  der  schul- 
hygiene notwendigSn). 
Neben  der Einfmmg  der Familienversicherung gibt der g 363 
den  Kmnkenkaasen die Möglichkeit, sich  sozialhy@nisch  auf dem 
Gebiete der Kiderfursorge ZU  beatigen.  Dementsprechend shllte 
die  Fradcfurter Ortskrankenkasse  1916  dem  Magistrat  50 000  M, 
%ur Unterbringung  krllnklicher  Kinder  auf* dem  Lande  zur  Ver- 
filgmg.  Hierduroh war  es möglich,  850 Frankfurter Kindern eine 
~xholungsf.Ursorge  %U g0wIlhren  und  sie  der Genesung zuzufiihren, 
1917 betrug der gewahrte Betrag 25 000  M.  Auch die Stuttgarter 
Ortskrankenkasse leistet auf diesem Gebiete Bemerkenswertes.  Sie 
bringt zusammon mit dem Verein fUr Ferienkolonien die Kinder in 
Salbader,  Ferienkolonien  und  in  einem  Erholungsheim unter.  Die 
Ortskrankenkwso  Sonneberg hat selbst eine  Ferienkolonie  ausge- 
rtistet und etwa 800 Kinder in einem  eigens tiazu gekauften Grund- 
etitok verpflegt. 
Die Versic;berungaanatalten werden.auf die Kinderftirsorge hin- 
gewiesen durch ihre  gesetzliche Verpflichtung, W a i s e n-r  e n t e n 
$U gewllhren,  Nach  1259 R. V. 0. erhalten  Waisenrente  nach 
dem  Tode  des  versicherten  Vaters  seine  ehelichen  Kinder  unter 
15 Jahren  und nach  dom Tode  einer Versicherten ihre vaterlosen 
Rinider unter 16 Jahren.  Als vaterlos gelten dabei auch uneheliche 
K&dier.  Leider sind  aber  diese  Waisenrenten  so  niedrig,  daß  sie 
fast völlig wertlos  erscheinen.  Denn  Renten  von  3  M.  monatlich 
waren  schon  in  Normalzeiten  viel  zu niedrig,  bei  dem  stark ge- 
~iunkenen  Geldwert in der Kriegszeit haben sie aber so gut wie gar 
keine  wirtsohaftliche  Bedeutung.  Zudem  sind  klie  Waisenrenten 
nobh  von der warend des Krieges gewährten Sonderzulage ausge- 
schlossen worden, 
Anstelle der Waisenronten sind die Venichenuigsanstalten be- 
fugt,  die  Waisenkindar  in Waisenhäuser  dder  Clhnliche  Anstalten 
unterzubringan  und  dafUr die Waisenrente ganz oder  teilweise zu 
verwendan.  Von dieser Befugnis haben die ~ersicheningsanstalten 
nur vereinzelt  Gebrauch gemacht. Von der unterschiedsl Sen  Unter-  P' 
U) 8  t 0 p h  ni  ,  flch-tw~sn  Familienversioh~mg.  öffentl. 
a'esundheitspm~fe  1917, 8, &I  U, 67. 
To  Ciianliiahungen.  5 brinwg wurde  abgeaehen;  die Versicherungsanstalten  haben viel- 
mehr unter weitherziger Auslegung Ues $ 1277 R.  V. 0.  eine spezielle 
W&enfilraorge  ftir in gesirndheitlicher Uinsicht  besonders bedürf- 
tige Kinder  eingerichtet.  Soweit t U  b 0 r k U 1  6  s e  Kinder hierbei 
in Betracht kommen,  ist  darüber  bereits früher berichtet  worden, 
hier  kommen nur die  mderen kr&nkliclion Kinder in  Frage.  Die- 
jenige  Versicherunlpanatalt, welche  ain  frühesten  mit  dieser Art 
Waisenftirsorge bogann, iat die der I-Inn~rnsUdte,  Dia  ]."Ursorge  fur 
die Balbwdaen boschrhkte diese zuntlclist, so lange geeignete An- 
stalten und Heime nicht vtlrftigbar mrcn, auf  clie Unterbringung in 
ländliche Fmiiienpensionen,  Späterhin  wurda mit dem  Verein ffir 
Ferienkolonien  ein  Abkommen  getroffen;  endlich  errichtete  1914 
die  Landasversichoriuigm&talt ein  oigenes  Erholungsheim  für 
Kinder mit  G0  Bettail,  Hier wlKZ  8~hul~lterricht  erteilt  und  die 
Kindor in  Haus- und  Qartenwlrtschaft iintorrichtet, 
Seit  einigen  Jahren  hat  auch  dio  Landosverericherungsansta,lt 
dar  Rheinprovine  dio  Waisonpflego  in  Angriff  genommen.  Die 
Unterbringimg  erfolgt  nicht  oder  nur  aiisnalirnsweise in Waisen- 
hLusern, in der Regel vielmehr bei geeignetan Familien in gesunder, 
rnligiichst  ländlicher  Gogend.  Untergebracht  werden  Waisen  bis 
:  zum vollendeten  15.  Lebensjahre,  die  olme  selbst  krank  zu  sein, 
' 
durch schwere Erkrankung der AngehOrigen, ungllnstige Wohnungs- 
vsrh&ltnisse, unzureichende Ernährung  und  Körperpflege und  tlhn- 
liohe  Umsttlnde  in  ihrer  Gt.asimclheit bedroht  sind.  Kriegswaisen 
finden vorrtugsweise Berilcksichtigung.  In der Haiiptsache kommen 
Kinder der grol3städtisohen BevOlkerung in Betracht.  In Posen und 
Mittelfranken scheiterten nach dem Bericht des Reichsvorsioherungs- 
amtesV4) die Versuche zur Aufnahme von Waisen  in  geeignete An- 
stalten an dem Widerstand dor Matter.  Im Jahre 1916 wurden von 
Versichenuigsmstalteii 761 Kinder in  ein Waisenhaus  oder in eine 
Beil- und Erziehungsmstalt untergebracht,  davon entfielen  auf die 
Hansasttidte 400 Kinder, dirj Rheinprovine 110, das Großherzogtiim 
Hessen 96 Kiiider.  K 1  o e i s 8b) vorlangt mit Recht, daß die Unter- 
bringung der  Kinder  auch  auf  solche  Falle  ausgedehnt werde,  in 
M) FUrsorge fUr  EmpfHngar  von  Wabenmnten  und  fUr  Kinder von noch 
lobeaden Versicherten,  Rdchsnrbeitsblatt  1017, £3.  431. 
l(l1 e o i s , Wie  kann  die  sorialo  Versicherung  dio  Kinderfliraorge 
fördern?  Zenbäibl.  der Reichev@rsicherung 1917,  5. 760. Die  sozialhygienischen  Leistungen.  (547)  67 
denen kiiese  Kinder durch wirtschaftliche Nöte  der Mutter und  der 
Erziehung zu sehr leiden. 
Auf  Grund  des  5  1277  R. V.  0.  kUnnen  die Versichenings- 
a,nstalten FIirsorge  auch  Kindern  Versicherter  zukommen  lassen, 
die  noch  arn Leben  sind.  Hier  kommt  Unterstützung resp.  Inan- 
spruchnahme aller  Einrichtungen in Frage, welche  der  vorbeugen- 
den  Kindarfilrsorge  dienen:  Kindergärten uns Horte, Spielschulen, 
~erienkolonien, Solbilderkuren,  Verabreichung  von  Milch  und 
~t~lrkiingsmittelii,  Schulspeisungen.  Die görderung  der  S C h u 1  - 
a h n p f 1  e g  e  ist  den  Versicherungsanstalton  vom  Reichsver- 
sioherungsan~t  ampfolilen worden.  Die  Landesversicherungsanstalt 
Berlin hat dem arofi-Berliner Kriegsausschuß zum Schutze aufsichts- 
losor  Kincler  G0 000 M. zur  Verfügung  gestellt.  Die  Thüringer 
Lmdesversiche~~ngsanstalt  hat sich für die Kriegszeit bereit erkltlrt, 
zu den Kuren fUr Kinder in  Solbädein und in Erholungsheimen die 
halben  Kurkosten  beiitusteirern, wenn dabei in erster Linie Kriegs- 
kinder und die von derFUrsorge- undHilfsfIirsorgestelle empfohlenen 
Kinder berlicksichtigt werden.  In einem Runiderlaß vom Mkz 1917 
empfiehlt das Reichsversiclierungsamt  die Unterstützung  der  Ver- 
eine ,,Lmdaiifenthalt für Stadtkinder" und hat dabei namentlich die 
Zahlung  von  Barzuschtissen  zur  Beschaffung  von  Freistellen  ftir 
Eider Versicherter  angeregt,  Die  Hessen-Nassauische  Versiche- 
rungsanstalt hat filr diesen Zweck 16  000 M. zur  Verfügung gestellt. 
9.  Wohnungsftirsorge, 
Bei  der großen  Bedeutung, welche  unhygienischen Wohnungs- 
verhiiilltnissen für die Entstehung von Krankheiten zukommt, mußten 
Krankenkassen  und Versicherungiraset&lten schon friih darauf hin- 
gelenkt  werden,  der  Wohnungsfrage  ihre  Aufmerksamkeit  zu 
sohenken und sich am Kampfe gegehlbngesunde Wohnungen zu be- 
teiligen. 
Die  Ortskrmkenkasse Pforzheim darf  wohl  das Verdienst  für 
sich in Anspruch nehmen, daß sie ale erste systematisch sich mit der 
Wohnungrrfrage baschäftigt hat.  Sie  leitete  schon  im  Jahre  1902 
eine Untersuchung Uber  die Wohnungen krankgemeldeter Mitglieder 
in  die Wege, um  auf  eine Besserung der Wohnungsverh&ltnisse  bei 
denselben  hinzuwirkon.  Es  wurde  eine  große  Anzahl  Stadt- .und 
Landwolinungen  bis in  das Jahr  1903  hinein  einem  eingehenden 
5* 68 (648)  Hannuor. 
Augenschein untomogon,  D~LS  sehr wgtlnstigo Ergebnis voranla6b 
die  Kwe, aiio  diejonigon  Kranken,  die in  ~~uroichoiia~~~  woli- 
nungen lebten, in ICrankenhäusern  und  Conasun@heimen untenii- 
bringen, iind sio  wies  ferner die tibrigen bndisclion Kraiilronkasacn 
auf die Wichtigkeit des Zusammonh~ne;s  zwiscl~on  S~lll~chton  wob- 
nungen und Auabmitung dar Tuberkuiosa hin,  Da aber diese  aß- 
nahmen unzureichend orschieinon, nahm die Kavso  die Pr0pagauda 
fUr  die Horstollung dor Kloinwoltnungon ~olbr~t  iu die Hand und gab 
in  Form von Flug- und Xarkbläthm oino  Anloitiug zur  Erbauung 
von  Eigenheimen auf  dßm hnde, nicht nur  fiir Arboltor,  sonder11 
auch für  Lnndwjrts wid Haudwarkar.  In  dan  Murkblilttern wurde 
ferner zur Erlangung dos nötigen Ba-ugeldes auf  dio Landesversiche- 
rungsanstalten  aufmorkwm  gomaeht,  wa1ch:ho  Kapitnliou  an  Ver- 
sioherta  gowä;hrcn,  Aul3ordam  wurdtan  die  13augaldbadUrfl;igen an 
dio gomoinnUtzigen Baugonesaanrioli~ft~ix  und Voraha fornor an dia 
llndlichon Kraditgenss~ionschnftsin  vomlasan,  Ubar dio Ausfiihmg 
dea  Ba,ues  wurde d1i1'~h  MitgUoder  das Arckitaktan-  lind Ingoniour- 
voroins mie durch Raukmtrolloure Ubor  bni~~iolizoiliclio  Frnffoti und 
die Anwandung dor Bauordniing unentgeltlicli Hat ortoilt, 
Fast  tim  diosalbe Zeit  faßto  auclx  dio  damfligo Ortakrankoii- 
kasse ftir die Geworbobetriebe der KauE1out;s in IIorlin clan Boricliliiß, 
zuntlchst  verauchswoisb  durch  dio  Krankonbasuchor  Erl\obungcn 
aber  üie  ~ohnun~verliü;itniß8o  orkmnkter  Kasaonmitgliedor  an- 
steiion  zu  lassen  und  auch  dio  aligomoino  Ortskrankonkmso  ider 
Shdt Berlin, die aus der  Qrtshnkonk~~se  dar Kaufloiito horvor- 
gegangen ist, nahm  dieee Unterauchungon auf, wozu  ja  dor §  363 
R. V. 0. die gcsetzliohe Handhabe  bot,  Die  Ergobniclse  diaser Er- 
hebungon  sind  orstmaUg  1918 publiziert  wordon  rinki  diese  Ver- 
Uffontlichung ist für did  fol*i/88iih Jahr0 bis  zum  Jahre 1917 fort- 
gesetzt wordensa)  s7),  rt>iei  %&ebung  der Krankonkoritrolleuro  or- 
folgt unter Eintragung der Ergebnieeo in oina Wohnung~pflogokarte, 
welcha  in Uboreinkunft mit dem Berlinor Wohnunpnmt sntworfon 
18)  Unaere  Wohnun~untemuchun~n  in  den Jaliron  X918  und  1914  bzw. 
in  den  Jllhren  1916  und  1916  und  im  Jahre  1917.  Ta  Auftrnge  das  Vor- 
standes  der  Aiigomainen  Ottskrmkenkm dor  Staclt  Borlin,  boarboitct  von 
A 1  b e r t  K o h n,  Berlin,  Vorlag  der  Al1gemeinon  Orkkrankenknsse  der 
Shdt Berlin. 
a7)  Die  Wohnuu~;suntemuch~~ngon  der  Nlgmeinon  Oxttkrnnkenknsso 
der  Stadt  Berlin in dtm Jahren  1918-1917.  Reichsarbeitsblntt 1918,  S,  805. Dia  sozialhygienisohen Leistungen.  (549)  69 
wurde  uns die  zw~ächst  den  Namen,  Beruf, Geschlecht und  Alter 
des &krankten  enthält*  Die  Enquete erstreckt sich zunächst auf 
die  Beschaffenheit  der  ganzen  Wohnung und  dann  des  Kranken- 
zimmers iln Beeonderon.  WUI die erstere anlangt, so wird gefraG 
ob  die  Wohn~ing im Vorderhause  oder  Hinterhause  oder  Quer- 
gebäude lief$,  in  welchem Geschoß, ob es sich um Keller- &er  Dach- 
wobn~ng  hmdelt,  0s wird ferner die Zahl der Zimmer  festgestellt, 
ob  eine  Kiiche  und  Nebenräume  vorhanden  sind:  Keller,  Bad, 
~aschkilche. ES wird  drwin  weiter  festgestellt,  ob  die  Wohnung 
einen Abort hat, ob dieser von mehreron Familien una'wie viel Per- 
sonen zusammen benutzt wird, ob  er in  der Wohnung, auf  dem Hofe 
oder dem 'lkeppenhaiis liegt und  ob er  mit einem Fenster versehen 
ist,  Dann  wird  nach  der Tagesbelichtung gefragt und  diese  nach 
den  QualitUten gut und  mangelhaft  geschiden,  ob  die  künstliche 
Beleuchtung dkch Elektrizität, Gas oder Öl  erfolgt, ob Zentral- oder 
Lokaliloizung  vorhanden,  in  letzterem  Fall,  ob  die  Reizung  mit 
Kaohelofon,  eisernem  Ofen  oder  Kochofeil  erfolgt.  Bei  der 
Lüftung wird  einseitige,  Querluftung,  gut  und  schlecht  gelüftet 
untorschiadan. Es wird weiter festgostellt, ob  idie Wohnung trocken, 
feucht, sauber oder unsauber ist.  Ferner wird die Zusammensetzung 
der Wohnfarriilie nach Alter, Geschlecht, nach  dem Vorhandensein 
frornder  Wohnungselomente,  Zimrnermieter nsw.  eruiert und  dabei 
die Frage gestellt, ob die Wohnung als überfüllt anzusehen ist.  Auch 
die Zahl der Betten wird ermittelt für Erwachsene und Kinder, um 
die Frage ZU bomtworten, ob gentigend Betten vorhanden sind. 
Das Krankenzimmer anlangend, wird seine Größe ausgemessen 
(Länge, Breite, Höhe, Bodenfläche, Luftraum), die Zahl  und  Größe 
der Fen~ter  wird festgestellt, nach  dem Vorhandensein von Wasch- 
geschirr  und  Spucknapf  wird  gefragt,  ferner  darnach,  wie  viel 
Personan mit dem  Kranken  den  Raum teilen, bei Tag und  Nacht, 
und welchem Geschlecht sie angehören.  Es wird weiter festgestellt, 
ob der Kranke dlein ein Bett zur Benutzung hat, ob  dieses gut oder 
schlecht ißt, ob die WUsche  sauber oder unsauber ist, ob der Raum 
ds  Arbeitsstllt;to benutzt wird.  Es wird edich gefragt, ob in dem- 
'  selben nr~ushalt  bereits  Erkrankungen  von  Tuberkulose und  Alko- 
holismus vorgekommen  sind, wer  davon betroffen wurde  und  wie 
der Ausgang war.  Handelt es sich um  Schlafstellen, so werden eine 
Reihe  batlonaercr  Fragen  hinsichtlich  deren  hygienischer  Be- schajfenheit  geritellt  und  idar&uf  geachtet,  ob  Erkrankungen an 
Tuberkulose, Scharlach, Diphtherie und Keuchhusten  vorliegen und 
Kinder an Lymphatismw, Rachitis und OzUna  erkrankt sind,  zum 
Sclilusse wird  die Wohnimg dahin  qualifiziert, ob  sie als  einwand- 
frei oder nicht einwandfrei zu betrwhten und ob Besichtigung aurch 
das Wohnunpamt ewthscht ist, 
Wie  die Veröffentlichungen der Berlinor Ort~krankenkas~e  er- 
geben, haben  die Erhebungen eine sehr gründliche und  eingehende 
Bearbeitung gefunden, die  nicht  nur für die  \Yohnungs-,  sondern 
auch für die medizinische Statistik wartvoll erscheinen, weil violfach 
die WohnungsqunlitH.ton %U den einzelnen Krankheitagrtippen in Be- 
zieh~uig  gebracht und tabelllsch bearbeitet sind.  Auf  die Ergebnisse 
selbst kann hier nicht eingegangen werdon,  Die  Zahl  der  unter- 
suchten Wohnungen betrug 1917 17 807, es verCUont  Anerkennung, 
daß die Erhebungan auch waUlrend das Krieges ununtorbrochon fort- 
gesetzt wurden. 
Die  Wolinungsuntersuchungon  der Berliner  0rtrakr;ankenkwsa 
dienen abor nicht nur rein statistischen Zwecken, sondern es ist mit 
ihnen  zugleich  bis  zu  oinam  gewi~son  GraCLa  eine Wolinung~lpfiege 
xerbundon,  Zuntlchst  haben  die  Kanholleuro  festzustollon, ob  in 
der Wohnung doa Kranken eine Gesundung iind DurchfUhrung der 
Urztlichen Maßnahmen dborhxupt mllglich  sind,  1st latztoros nicht 
der  Fall,  so  wixd  Anstaltspflego  vorgoschlagon;  von  geeigneten 
Fällen  wird  den Auskunfts-  und  Fltraorgoatellon  Mitteilung  ge- 
macht,  um  deren  Einschreiten  horbeizuftihrefi.  Dio  Kranken- 
besucher sind ferner verpflbhtot, die Kranken auf  loicht abstollbare 
Mgngel  hinzuweisen,  wie  z, B.  mangelnde  Lliftung,  besondere  Be- 
handlung der TV&sch.e usw. 
Das Vorgellen der Pfonheirnor und Berliior Ortskrankenkassen 
habon  orfreulicherweiso bei  den Hagsen  violfxch  Nachahiniing gc- 
fundan:  Von  den  dem Hsuptvorbmd deutscher  Ortskrankenkassen 
angesclilossonon  Kassen  wurden  1916  bei  144  Kassen  durch  die 
Krankonbosucher die Wohnung'~vorlitt1t;nisse  festgostollt und bei  07 
Kassen  wurde das so  gefundcno Material zur Bosoitigung der vor- 
gefundenen MißstUnde verwertet, 
Wie weit sich dio Rrarikenkafssen boi der E r s t e 11  U n g V 0 n 
W o h n u n g  e n  beteiligton,  ergibt  eine  U~nErage,  die der Haupt- 
verband  deutscher  Ortskrankenkassen  1916  bei  120  großen  un'd Die  sozialhygienischen Leistungen.  (551)  71 
gr6Beren  ihm  angeschlossenen  Kassen  veranstaltete.  ~am~h 
haben 60 Kassen sieh weder unmittelbar noch mittelbar an der För- 
derung  de~  Kleinwohnungsbaues  beteiligt  und  beabsichtigten  es 
auch  fiir  die %&unft nicht  ZU tun.  Dagegen hatten 7 Kassen die 
Errichtung von Kleinwohnungen bereits planmttßig gefördert, indem 
~ie  Kapitalien  in Gestalt von Hypothekendarlehen an Baugenossen- 
schaften und  Versicherte  zum  Bau  von  kleinen  Wohnungen  aus- 
liehen. Drei Kassen gaben an Mitglieder Darlehen zur Durchführung 
einer  kommunalen  Wohnungsfiirsorge, 12 Kassen  stellten  für  die 
Zukunft Gelder ziir Unterstiitzung des Kleinwohniingsbaues in Aus- 
sicht.  Außerdem sprach011 sich 25 Kassen dafiir aus, daß eine För- 
demg  des  Kleinwohnungsbaues  durch  Vereinigung  mehrerer 
Kasson  zur Obernahmo  von  Sanzmelhypotheken  erwartet  werden 
könne.  Die  Kassen  erkllkten  sich  auch bereit zu  diesem Zwecke, 
mit  anderen Versicherungskörpern  zusammenzuarbeiten  unter der 
Voraussetziing, daß die erEorderlichen rechtlichen und tatslchlichen  I 
Sicherheiten  vorhanden  wllron,  um  den  Kassen  die Hergabe  von 
Geldern  zu  gestatten.  Die  ~Clchsischen Ortskrankenkassen,  die 
tlberhaupt  der Wohnungsfrage ein  besonderes  Interesse  entgegen- 
bringen,  haben  einen eigenen Weg insofern beschritten, als sie An- 
teile  an der neuen  Landesansiaidlungs-Gesellschaft  ,,Eigenes Heim" 
zeichneten. 
Das Interesse der Krankenkassen  an  der Wohnungsfrage und 
am  Klalnwohnungsbau  ist  demnach,  wie  sich  aus  diesen  Dar- 
legungen  ergibt,  noch  ein  recht  mlßiges,  immerhin  sind  die  An- 
fflnge gemacht,  und  es  gilt  auf  dem beschrittenen Wege  fortzu- 
fahren.  Dor  Umstand,  iilaß  der  Krieg  die  Wohnungsfrage  unge- 
heuer  vomclillrft  Iiat,  daß  bereits  wZlhrend  des Krieges  vielfach 
allerorten in Deutschland eine Wohnungsnot  aufgetreten, die  jetzt 
nach Beendigung desselben zu einer schweren Kalamität geworden, 
legt  den Karjson  gebi~torisch  die Pflicht auf, das Ihrige zur Lösung 
der Wohnungskriso beizutr;ragcn.  Daß ldie  Kassen sich  dieser  Auf- 
gabe  bewußt  sind,  ergibt  sich  daraus, daß  die  hervorragendsten 
KassanverbSlnde,  der  Hauptverband  deutscher  Ortskrankenkassen 
und  der  Verband  lder  Botriebskrankenkassen  auf  ihren Kriegs- 
tapngen  sich  mit  der  Wohnungsfrage  beschlftigt  haben  und 
Arbeitsprograrnme aufgestellt  haben.  Auf  der  Versa=lung  der 
Vertreter  der Unterverbände  des  Hauptverbandes  deutscher  Orts- krankenkassen  in  Eiaenach  September  191788) ging  man  davon 
aus, .da  das mggliche Fortbestehan  der alIgemeinen Teuemg und 
der Mmgel an Arbeitskrllften  nach  idem  Kriege  auch  das Bauen 
erheblich vertauere, die Rmbbilität slussckliefle und dadurch noch 
mehr Geldquellen verschließe,  Um so dringlicher sei es, neue ~eld- 
quellen  zu eroffnen,  um  so stikkex srwachse  den Krankenkassen, 
die in  besonderem Maße  am  Kleinwohnungsbau intcreßsiert seien, 
die Pflicht, aus ihrer bisherigen Zuriickhdtung herauszutreten, wenn 
sie auch von allen Versicherungsträgern  die am  wenigsten kapital- 
kräftigen seien und  daher nicht  80  viel  Geld  zum Kleinwohnungs- 
bau  beitrwen könnten,  wie  die  3Landesvexsicheningsanatal~n~  Es 
wurde  gewlinscht,  dit.8  die Kassen  aus  ihrer  Rlicklt~gc  xniindel- 
aichere Hypotheken für Kleinwu&nungen zu niedrigem Zinsfuß her- 
geben,  Sind  die  bei  shor Krankenkxwaso  hierfür  verftigbaron 
QeMer zu gedng, so kUnnen  sich mehrere Kwkonkwen zur  Ge- 
wathrung  von  Sammelhypothoken  untor  'Jkeuhancl  eines  Versiche- 
nrngrsträgers zusammonachliaßen.  Bio Untervorbtlnde sollon  die zu 
ihrer  Yarfllgung stehenden  Qoider  armitteln rmd  mit  den  Landes- 
versichantngsenstalton  Uber  ihre  zweckmtlßige  Ausloülung  vor- 
handeln.  Auch private Bauunternehmer solian nicht ausgeschlossen 
werdon,  wenn  aie  sich  den  Bedingungen der  Kassen  unterwerfen, 
Die  EIergabe ldea  Geldes  kann  an Bodinpngan  gekailpft werden, 
die im  Interesse  dor Vamichartan liegen.  Eine  Entschließung im 
Eime  dieser  Ausfiihnuigon  wurde  vom  Verbande  einstimmig m- 
genomen. 
Auf  der  Tagung, der Betriebakrankonkassen  im  Juni 1918 in 
Bexlin  wurden die Forderungen, welche  in  der  Wohnungsfrage an 
die Krankankassen zu stelltm sind, von Dr, V.  M a n g o 1  'd t scharf 
und prtlzia  formuliertaQ), Sehen Ausflihrungon  kommt  eine p  r o - 
g  r a m m s t i s cr h e Bedeutung zu.  Er ging davon aues,  du0  man 
sich  xon  der  Mietskaserne  lossagen  und  g68ers Bmchteilo  der 
B~v6lkorung  wieder im Kleinhause mit Iandzuhge ansiedeln mute. 
Dr.  V,  M an  g  o 1  d t  wtinscht  zunächst,  Wal3  die  VorsWdo,  Aus- 
HaupCvorbaad  deuteckr  Ortakrankenkassen.  Nlodaraichnft  Uhr  die 
Veneammlung  von Vartrateni  der Unterverbhdo  tun  18. und 19. Eioptember 
1916 in  Eiaanach.  Droeden 1916, 8. ö6. 
V.  M  an  g o  1  d  t ,  Wohnun~furearp  und Krankonknssoa  in  ,Volke- 
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schüsse und  bgestent~n  der  Kassen  durch Vortrgge, Lehrgbge, 
Behandlung der Frqe  in Zeitschriften und Broschüren mehr für $e 
lVohnungsfrage  b~0res~iert  und  damit  zu  Mitkämpfeni  an  der 
Wohn~gsreform  lierangebildet  werden.  Die  Krankenbesucher 
miissen  hi  ihren  Besuchon nicht  allein die  WohnungsverhHtnisse 
feststellen,  sondern  auch  Hilfsdien~ste  bei  Eer  Wohnungsaufsicht 
und  -Pflege leisten,  sie rnU6ten  die Bewohner beraten und n(it,igen- 
falls die Behörde11  aufmerksam machen.  Auf  jeden  Fall  wäre  es 
rateam,  di0  ~rankonbesucheri  durch  besonbre !Lehrgänge; auch, 
unter  diesen Gesichtspunktan zu schulen. Von  hervorragender fach- 
mmnischer 8aito ist der Vorschlag gernadht  worden, die Kranken- 
besucher  zu  amtlichen  flilfspersonen  der  Wohnungsaufsicht  zii 
machen.  Auf  die  Mitglieder  selbst  soll  erzieherisch  durch  Merk- 
blLttor  und Vorträge  eingewirkt werden. 
Was die praktische  TUtigkeit  der Krankenkassen  anlangt, so 
hUlt  ea  Dr.  vo M  an  g o 1  d t  nicht  für  empfehlenswert,  daß  die 
Krmkankssaon  salbst Wohnungen  errichten, auch  die  Ube'mahme 
von  Anteilen  bei  Baugenossenschaften und  gemeinnützigen  Bau- 
gesollschaiton  wird  kaum in Frage  kommen.  Wesentlich wird  es 
sich  bei den Krankeiikaasen um  Gewdirung von Darlehen handeln 
und  Dx.  V.  W a n g o 1  kl  t  kam hier  zu  denselben Vorschlägen, wie 
sie  auf  dar Versammlung  des Hauptverbandes  deutscher  Orts- 
krankenkmson  gemacht wurden; es wird jedoch  auch die Hergabe 
von  zweitcn Hypotheken  durch die ICrankenkassen,  gewünscht un4 
hierfür  bosondere  Vorschläge  gemacht.  Schließlich  macht 
Dr. V.  M a n g o 1  d  t noch auf  vier Wege aufmerksam, die von den 
Krankenkassen  in  der  Wohnungsfrage beschritten  werden  sollen. 
Zunkhst  die FCirderung von  Eineelsiedlungen,  wozu  die Kranken- 
kassen  besonders  berufen  seien,  weil  hier  ein  unmittelbarer  Zu- 
ammenhang mit  der  Gesundhoitsf6rdemg  der  einzelnen Unter- 
stiitzten vorliegt,  weiter  wird  die  Unterstützung  kies  Kleingarten- 
Wesens  verlangt.  Diosc  Gärten haben, wie  die Erfahning gelehrt, 
Iiohen  Wert für dia Verbasserung der Ernährung und Gesundheits- 
.verhältnisse,  Ferner sollen sich die Kraskenkassen  die F8rdemg 
der sagenannten Wohnungsorgänzwigen angelegen sein lassen, d.  h. 
die  Einrichtung  von  Kintierspielpl~tzen, Kinderkrippen,  Kinder- 
hort~,  der Lese- und Unterhdtwigsr!iume, Waschküchen und Bsde- 
ehrichtungon, wodurch die Benutzbarkeit der  Kleinwohnungen er- heblioh erhöht und ein wohlttttiger Einfluß auf  die  Gesundheit aus- 
geubt wird.  Endlich sollen die Krankenkassen die gemeinnfitEigen 
Wohnungsvereine, vor allem den  Deutschen Verein fiir Wohnungs- 
refom und  den Deutschen Wolinunga~ausschuß  unterstiitzen. 
Im Gegensatz  zti  den  Krankonkasson  haben  die  Land  e 8- 
versichoyungsanstalten  in  der  Förderung  des  ~oh- 
nungsbaues  GroßzUgiges  pleIstetp und  nur  Linderung  ider  W&- 
r~unganot  und %iir  Erstellung von gaslinden Wohnungen sehr erheb- 
lich beigetragen.  h  Jnhro  1807 betrug  die Suinme,  die von  den 
Versicheningsanstalton  den  Wohnungsbau  bia  dahin  zur  Ver- 
fiigung gestellt worden war, 1%  Millianon, 1000 62 Millionen und sie 
stieg I912 auf  418,3 Miliionsn, Ende, I919 betrug sie 482,6 Miliionen, 
1014 632,Ei  MiUionon,  XO15 5[58,8  Millionon,  I010  6ß6,8 Millionon. 
Es ist  demnach oin  sländlgss Anateigsn  EU verzeichnen,  das  auch 
in den  ersten Kriegsjahren mgohalten hat.  In. den letxton Kriegs- 
jahran,  flir wslcho Zahlen  noch  nicht bokannt  sind, ist im  IIinblick 
auf  die immer mehr  eingoachr&nktu  BautUtIgkoit und das schließlich 
erlassene Bauverbot auch  die Gowldhrung von Biaiidarlahon ssitons 
dar Varsichenrnpnnstnlten eingeschränkt  wordon.  Nebon  dor För- 
derung iilßs Familienwohnun@bauos handdt es sich bei diosen Dar- 
lehen  auch  um  Unterstiitaung  von  L e d i g o n h 0 i m o n,  welche 
ihre Bewohner vor Qafa.liron gosundheitliciior und  sittliclier Art be- 
wahren  und  von  den  Kleinwohnungen  clio  Schtldlichkoiten  dos 
Schlafgängerwesens ferno halt~n'~),  Von  den  bis  i9iO  gawährten 
Darlehen entfielen zum  Bau von Arbeitorfamilienwohnungan  solche 
icn  Betrag von  888 Millionsn  und  für  LedigonXioime 28 Millionen. 
'~ei  dor Dnrlehonsgowflhrung fUr  Lddigonhoime steht mit fast neun 
/  lfillionen  die  ~andes~ereichem~sanst;rzlt  ltlieinprovinz  an  erster 
Stelle.  Als  Darlohensnehmar  der Vorsichorungsans  talten  kommen 
vier Gruppen in Betracht: Bauganossonschnftoo lind  gernoinntitzige 
Bauvereina, Gernoinden und  Qernehdevorbtlnds und sonstige Orga- 
~iisationen  des  dffontlichon Rechts, sodann Vsrsichorta und  enldlich 
Arbeitgeber. Don  grü8ten Toil dar Darlehonssiiminen, nänllich nahe- 
TLIX  zwei Drittel erhielten  die B~~i~genossei~schafton,  dann  folgen in 
woitom  Abstand  dia  Vsrsicherten,  die  VerbUnde  des  Offontlichen 
Rechts und enidlich die Arboitgobor, 
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Den Versicllerung~an~talten  ist  bei  &wähng  der Darlehen 
auch  ein Einfluß auf  die Verwaltung  der Baugenossenschaften, die 
~auausfuhrung  und  die Benutzung der fertig gestellten Häuser ge- 
sichert.  Vor allem wird Wart ~daraiif gelegt, daß bei den Bauaus- 
Suhri~nge~~  die  gesiindheitlichen  Anforderungen  berücEsichtigt 
werden,  daß  die Wohnungen  nicht  durch Aufnahme  von  Schlaf- 
g%ngem äbemaßig  belegt  Und  daß  sie  behaglich  ausgestattet 
werden.  Der  Zinsfuß ist ein  niedriger,  er betrug vor  dem  Kfiege 
3 bis  8%  %+ 
Die  Darlohen  an  Gemoiniden  und  Verbände  des  8ffentlichen 
Rechts  wiirdon  von  letzteren  zum  geringeren  Teil  zum  Eigenbau 
von Arbeiterwohnungori verwandt, zuin großeren Teil an Baulustige 
(Baugensssonschaftan, Arbeitgeber und Versicherte) weitergegeben. 
Auf  dein Lande ist mancherorts durch  das Zusammenarb6iten  der 
Vorsichoriing~azistalten und  Kreisverwaltungen  die  Wohnungsnot 
bekämpft wordan,  Auf  dom  Gebiet  der ArbeiterwohnungsfUrsorge 
steht an orster  Stelle Uie  Laiidesversicherungsanstalt Rheinprovinz, 
es folgen  Westfalen,  Sachsen und  Hannover.  Zum  Wohnungsbau 
flir nichtvarraicherto Personen haben  18 Versicherungsanstalten und 
zwei  Sondernnstalten bis  Ende  1916  17,6 Millionen  als Darlehen 
gegeben. 
Als  der Kriog ausbrach und  eine Stockung im Baugewerbe zu 
befllrohton war, hielten es die Versiclierungsanstalten für eine drin- 
gende  Aufgabe,  der  Stiilegung der  Neubauten  vorzubeugen.  Dies 
gelang in don ernten Kriegsjahren bis zu  einem gewissen Grade. Als 
rdurch  die I8ngere Kriegsdauer  manche  ~au~enossenschaften'  durch 
Mietsausfällo in Schwierigkeiten gerieten und in Westfalen zu  ihrer 
UnterstMr,ung eine Kriegshilfskasse gegriindet wurde, sah sich  die 
Westflllische Versicherungsanstalt  veranlaßt,  hierzu  eine Beihilfe 
von  10  000 M.  zit gewtihren. 
Mit  dar Wohnungsfrage,  namentlich  der  ihnen  erwachsenen 
Aufgabe nach dem  Kriege, befaßton sich die deutschen Landesver- 
sicherungsnnstalten auf  ihrer  Vollversammlung  in Lei~zig  und  es 
w~don  dort ein0  Buhe von  Leitsätzen aufgestellt.  Man  ging da- 
Ton  aus, d&D  man  in  Gegenden  mit  starkem  Arbeiterzuzuge  mit 
einem  gesteigertan  Bedarf  an  Kleinwohnungen  rechnen  miisse. 
'gchwiedgkeiten  emartoto man  aber  dadurch,  daß  wahrscheinlich 
die verfugbaren Mittel  geringer sein  wtirden  als  vor  dem  Krieger weil die zu  erwartenden Mehrausgaben fur Renten,  Heilvedohrcn, 
HinterbliebenenfUrSorge  aurch Mehrehahmen  kaum  genugenden 
Ausgleich  finden würden.  Die  Versichenin~sanstalton  waren  sich 
aber einig darliber, da8 dem vorhandenen Bediirfd nicht anders als 
durch Aufwendung eigener Mittel begegnet werdan könne, nament- 
lich  wurde  der  Weg  einer  dgemeinen Bil2lgs~haftsäbernahme  für 
zweite  Hypotheken nicht  füx  gangbar  erklärt UM auch  die  Auf- 
n,&me  von  Sohulden  durch  Ausgabe von  Pfandbriefen abgelehnt. 
Eine  stitrkere Ausnutzung  der verftigbmn Mittel solle jedoch  da- 
duroh angestrebt werden,  daß dio  Versichenuig.sanstalten die Dar- 
lehenssuchendnn bezäglid~  der ersten Ilypothok auf  midero Quellen 
verwiesen und sich auf  die  Bewfll3~  der zweiten EIypothek  be- 
s&&nkten,  Die hatalten  verhielten  sich  darngemtlß  ablohnend 
gegenäber  einer  seitens  des  Qrofiberliner  Vereins  fUr  Kleinhaus- 
Wesen an den Reichstag garichtoten Eingtbbe,  JSn dieser war U. a, ge- 
fordert  wordon,  da8  Uo  Zandoaversichenuig~anstalton  und  die 
Reichsversicherungsmst;alt fUr  Anger;tullto  im htesosso  des  Vcr- 
sicherungszieles  und  der  Hebung  der Wshrkdt  allgerneiii,  also 
auch fUr  dns private  Baugewerbe, die  Garmtio fitr 2, Hypotheken 
auf  Kleinhaiisbnuten ilbernflhmon, voraueigesetzt, daß clioso  sich zu 
vereinbarentlcn  Bedingungen  unterwerfen  und  os  war  eine  ent- 
,  sprechende  Änclening  dar  Reichsvorsicherungsordnung  vorge- 
schlagen worden, 
Die  Berufsgenossenschaften sind  ermiLchtigt, nach 
8 719 R. V,  0,  ihr Verml)gan derart anzulegen,  da6 dies  den  Vcr- 
sicherungspflichtigen zugute  kommt,  aZso  auch  fSir  den  Bau  von 
Kleinwohnungen auszuieihen.  Von  dieser  Bestimmung hat jedoch 
bisher  nur  ldie  Maschinen- und  Kleineisenindustrlo-Benifsgonossen- 
schaft Gebrauch gemacht, indem sie bis zum  Jahre 1913 Uber  eine 
Nillion  zum  Bau von  Arbeitexwohnungan auslieh,  Dringend wün- 
schenswert ist,  daß nunmehr auch  die  Benrfsgenossonschafton zur 
Bekämpfung der Wohnungsnot  das Ihrige beitragen. 
Die  Wohnungsfärsorge fUr kinderreiche  Familien  wird im fol- 
genden  Abschnitt behandelt  werden, 
Eine  badeutungsvoile  Weiterentwicklung  der  Wohnungsflir- 
sorge ermöglichte iden  Lmdesversichempan~talten  der ErlaS des 
Reichsversichemn~mtes  vom  6, November 1916,  Während bisher 
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mstdten  nur  im  Wßge  des  8  l.966  R.V. 0: durch  Darlehen  ;  Ziosfu.6  oder  durch  Kapitalbetei~igun~  bei  Siedlmga- / 
I  gesellschaften orfowe, e~~~0  der Erlaß zugunsten uer Wohnungs- : 
fitrsorge auch  nufwendmgen  aus  8  1274 R.  V. o., also  Kapital- 
tfi mllßigem Udan$o erfol@n,  um da8 Vemilgen der Versicherungs- i  beihilfen ohne Ans~mch  auf Ititckgowäihr.  Diese dtlrfen jedoch  nur, 
anst;alte~  nicht zu f$effirdeQ.  Auch wird vorausgesetzt, daß Reioh, 
Staat, Provinz und Gemeinden, ,die an Erhaltung und Stärkung Her 
volkskraft  in noch  höhersm Maße  beteiligt  sind  als  die  Versiehe- 
r~~g~~~bltßn,  ebenfalls dabei mitwirken und zwar an erster Stelle. 
Die  Reichavarsicherung.sanstalt für  Ange- 
stellt  o  hsttß boreib  vor  dem  Kriege Riohtlinien für  ihre  Mit- 
wirkung an dar Verbsrassrung der allgemeinen Vohfiurigsverhältnisse 
aufg~~tollt,  der  Krhg  1iatte  8io  jedoch  daran  verhindert,  ihr 
Prograinm  zur AuslWhrung  zu bringwn,  Dieses  Propamm legt auf 
die  gosu~tClhaitliche Boach~ffenheit der  Wohnungen  besonders 
Bawlcht.  Alb zur  Balohung nngabotenen Hausgrundstticke sollen 
daraufllin gaprüft werden,  ob  die  darin enthaltenen  Wohnungen, 
namentlich  dia  Mittal-  und  Kleinwohnungen  gesundheitlich  'ein- 
wandsfrei ~ind  lind  die  Boloihiing  solcher  Grundstücke abgelehnt 
werden,  lix  donan  sich  unge~unda  Wohnungen  befinden.  In  den 
Darlehonsbedingt~np  midi Vorsorge  daftlr getragen  werden, daß 
der  Reichsvemiclrening~unstalt eine  fortdauernde  Uberwachung 
des  Wohnirnpzuatandes  und  der  Art  der  Grundstücksausn~~tzung 
gewährleiatot  wird,  Dio  Reichsvenicherungaanstalt  will,  wo  dies 
natig  erscheint,  durch  Anregung und  Beratung  die  Griindung von 
Bh;uuntornehmungen  fördern,  um  die  Wohnungsverh%ltnisse von 
versicherten An@;eatelltsn  zu verbessern.  Es sollen sowohl private 
B&uuntemehmer wie  gemeinnützige  Unternehmungen  unterstützt 
werden, wie  auch Gemeinden, die  an der Verbesserung der Wohn- 
verhtlltnisse  mitwirkan  wollen,  die  erforderlichen  Mittel  zur  Ver- 
fltgung stellon. 
10. Bev6lkerungspolitik. 
Unter  Bovökerung8politik  im  weiteren  Sinne  verstand  man 
ehedem  clie  Maßnahmen,  welche  darauf  abzielen,  den Bestand und 
die Bewegung der Bevölkerung zu beeinflussen; seitdem die am An- 
fang dioaoa Jahrllundarts auch in Dauhchland ainsetzende Geburten- 78  (668)  Hananer. 
abname anfing zu  Oinom  Problem  Zu  werdon,  hat man sich  ge- 
wöhnt, die Bestrebungan, die Abnahme der Geburten zu bekämpfen, 
818  ~avlllkerungspolitik  zu  bezeichnen, so daß heute Bev6lkerungs- 
Politik und Gieburtenpolitik identische Begriffe gewordan sind. wgh- 
rend  man  früher  bei  dar Bovälkerung8politik  &u~sohließlich  an- 
strebte, die Zahl der Kindor zu vermehren, hat sich schließlich der 
Gedanke ditrcihgerungaa, da0  es nicht  allein auf die  Qaantitgt der 
Bevökerung  lulkomrns,  sondern  CI@  es  gelte,  auch  die  Qualität 
lder  Nachkommenschdt  zu beeinfluseen.  Der  quantitativen Bevbl- 
kerungspolitik tritt demgomElß diß qunliEntive ~gtlgenuber,  die sich in 
ihren Bestrebungen irn wessntlicrhsn. mit der Rassenl~ygiene  deckt. 
Es konnte nicht ambleibon, dd  die r["rQer der 80zialversiche- 
rung  als  wichtige  Organe  der Volksgesundheitspflege  zu  diesen 
Ragen Stellung nehmen mußtan.  Direkt zur Vermehrung  dor  Ge- 
burten boizutragan, sind sie disrulinp nicht in der La@;a, wohl aber 
mir  Vemehnlng  der  Bsvökemng,  indem  sie  aUe  Maßnahmen 
fördern, welcha die Sterbliohkeit herabmindern. Indem die Krankcn- 
kassen  und  Vereicliarungsanetalten  die  Volkskrankheiton  be- 
k&mpfen, wirken  sie auch  bav6ikemlgspolitiscli  sowohl in  qutnti- 
tativor wie  qudiccltiver Hinsicht. 
Denjenigen,  welche  sicli  eingehander  mit  diesen Fragen  be- 
fa$ten, d&gt  sich nur mehr dio Uberzeugung auf, da  es unendlich 
sohwer, ja  fast aucisichtslos erscheint, mit  den  meisten  der vor@- 
sohlagenen  Maßn&man,  vor  dlem  danjenjgen  prohibitiver  Natur, 
auoh  a,uf  gesetxliohem  Wege,  die  Geburtenziffer  beeinflussen  zu 
wollen -  und  die wirtschdtliche  Katastrophe, in weloher  wir  uns 
gegenwtlrtig befinden, ist diesen Bestrebungen  naturlich besonders 
ungünstig -,  da8 es vielmehr vor allom darauf ankomme, die einmal 
geborenen Kinder am Leben su  erhalten,  Deswegen ist das Problem 
der FUrsorgefUrkinderreichaFamilienauclideniger 
aus dem  Gesichtspunkte zu  betrachten,  daß man damit  gleichsam 
einen Anreiz zur Vermehrung der Kindorzahl schaffen könne, viel- 
mehr von dom aus, da5 08 notwendig sei, den kinderreichan Familien 
eine besondere FUrsorge n;ngedsihen zu lassen, sie gesundheitlich lind 
wirtschaftlich  so  zu  fordern,  damit ihre Kinder  am Leben bleiben 
und zu gesunden Menschen erzogen werden. 
Der  Fllrsorge fttr  kinderreiche  Familien  haben  nun auch  die 
Träger der Sozialver~ichorung  ihre Aufmerksamkeit geschenkt.  Bei Dlo  sozialhggieni~chon  Leietungen. 
den  Krankenkassen kommt  zunächst in  Frage,  kinderreichen Ver- 
dcberten erh6hte Unterstutzung: Krankengeld und Hausgeld zu ge- 
~&ren.  Die gesetzliche Grundlage geben hierzu nach S e e 1  rn a n n 
die  LjLj 191 und 194 Ra  V. 0.,  die bei  freier Auslegung gestatten, die 
fiankenuntorstatzungon  nach  der  Kinderzahl  abzustufen,  Die 
St~tzwig  muß  hieruber  genaue Richtlinien  aufstellen.  Das  kann 
U, 8. dadurch gescliehon, daß das Krankengeld beim Vorhandensein 
von drei und mehr Kindern um  einen bestimmten Prozentsatz erhöht 
oder  daß Uberhaupf, ftir jedes  Kind  ein  Zuschlag zum  gesetzliohen 
~nnkongeld  oder  Btliisgeld gewihllirt  wird.  Einige Kassen,  z.  B. 
die Ortskrmkankasson von Oberkassel und Dtisselaorf haben bereits 
dementspreohende  Satzungsklnderungon  vorgenommen.  Die' Orts- 
krankenkaese  Dllririeldorf  stuft  das  Hausgeld  nach  der  Zahl  der 
Familienangehörigen ab.  Bei drai und vier Kindern beträgt dasselbe 
70 Proz,  des Kranksngeldes  dar Versicherten, bei  fünf  und  mehr 
Kindern 80 Proz. 
Bel der  Familicnliilfe ist irn  Interesse der ~ev~lkeid~s~olitik  ,J 
zu verlangen, da13  von der Erhebung von Zusatzbeiträgen abgesehen 
wird,  Bio  FmalienvUter klUrfen nicht  mehr  wie  die  anderen Ver- 
sioherten belastet werdon, vielmehr mtissen auch die unverheirateten 
VersicJlerten zu den Koeton  der Familienversicherung beitragen. 
In  die  Invalidanversicherung  sind  zum  ersten  Male  bev6lke- 
rungspolitische  Gesichtspunkte  hineingetragen  worden  durch  die 
Bestimmung,  daß, wenn  der Empfänger ider  Invalidenrente Kinder 
;unter  16 Jahren  besitzt,  sich  die  Invalidenrente für  jedes  dieser 
Wdar um  ein Zehntel, den sogenanntan K'iderzuschuß, erhöht. 
Ein  andews Gebiet der FUrsorge fUr  kinderreiche Familien ist 
die Wohnungsflrsorge,  Hier sich zu beatigen, kommt natiirlich vor 
allem lden Landesveniclieningsanstalten  zu.  Auf  ihrer Versammlung 
im  April  1910 ateUton  sie hierfUr Leitsätze auf.  Sie erklärten die 
Wohaungdtirsorge ftir die kinderreichen Familien der unbemittelten 
Bevlllkerung EUr  eine der dringendsten Aufgaben der ~ll~erneinheit. 
ihre Lösiing mtisrie  sofort planmaig in ~neiff  genommen  werden, 
eh  Hinausschieban würde die Lage verschlimmern und  die Lösung 
noch  achwercar srecheinen.  Sie orklllrten sich ideshalb bereit, inner- 
halb  der ihnen gezogenen  Qroiizen  sich  an  dieser Fürsorge zu  be- 
teiligen,  Biss soll aiiSor durch Hargabe von Darlehen h~besondere 
geschehen diirch Gawährung von  Beiiiilfen zu  den Kosten der Ein- richtung  zugunston  kinderreicher  Familien  (Spielplätze,  Kinder- 
horte  usw.).  Da  aber  die Versicherungsmstälten  und  die  priv;llce 
und gemeinnutzige BauUtIgkeit  alloh diese Aufgaben nicht in be- 
friedigender  Weise  lasen  kllman,  bedarf  es  gleichzeitig  durch- 
greifender Maßnahmen von  Reich,  Skat und  Qemeinkle. 
in einem RunderlaS vom  6.  November  hat auch  &M  Reichs- 
vemicheruagrjmt  die  Notwendigekit  der  Wohnungsftirsorge  fur 
Warreiche Familien  betont  Bessere  Unterkunft  fUr  solche  Fa. 
milien,  Bedicksichtigung ihror besonderen  Verhltltnisse durch  An- 
legung  von  Kindempiolplf/tzan,  Klndorhorton  und  dergleichen 
werden  in hohem Maße  als  wUnschon8wert bezeichnet,  Dabei 8011 
auch  a~~f  die Familien der  KFiopteilnehmor  gebtihrond Rticksicht 
genommen worden,  Die, Unterstlitzung der kinderroichaxi Familien 
kann eine wirksame F1Sdomg dadurch erfd1r011, dnR  riirnrnolir auch 
Aufwendungen  aus 5 1274 R,  V, C),  e~ls  freiwillige  laeilillfon  zu- 
gunston $or  WohnungpfU~iorgs  zugalsssen  werdan, 
Einige Versichamn~anstnlton  Irabon bßroits auf  dem oben vor- 
gozoichnaton Wog0 mit der praktischan TUtigkait bogoi~iian. So die 
~desvemichemngsan8talt  dar Rhelnprsvinz,  deron Maßiiahms bo- 
sonders in  geldlichan Zuachtissan zu den Kosston  Bor  Miato  @dar  zu 
den Gesohäft~nntoilen  genossonschaftlichor Mieter  wie  auch in Bai- 
hWen  zu  den Kostrsn  der  sogeaauntaa  Wohnungsergän~ungen  be- 
stehen.  Sie hat sich  zur  Zahlung von Mietbeihilfon von  monatlich 
8 M,  bereit erklärt, wenn die Bauvoreine  siich  verpflichten, don  in 
ihren XIäusern wohnenden kinderreichen Fmilion je nach der Größe 
der  Familie  einen  weiteren  Wohnraum  zur  Verfitgvng  zu, stellen 
UM  zugleich darauf hinzuwirken, d&ß der neugswikhlte  Wohnraum 
zweckmtlßig benutzt wird,  Ab  ba8rreich gelten Familien mit vier 
und mehr Kindern wter 16 Jahren.  Neuerdings hat sich  dieaolbe 
Versicherungsanstalt auch grundsätzlich bereit erklärt, die Einrich- 
tung  von WohnungsfUmorge8teUen  Nlr  kinderreiche  Familion  da- 
durch zu erleichtern, da%  sie dsn SUldton und  Gtomoinden  mit mehr 
als  20 000  Beihilfen  zum  Batriob  von  Wohnungsfiir- 
sofgestellen gibt,  Die  Banseatrsche Versichorungsanitblt  hat  dem 
Ausschaß  für  kinderreiche  Familion  einon  namhaften  Betrag  zur 
Yerftigung gesteilt, Oldenburg gibt Versicherten, die drei oder mehr 
Kinder  haben,  Wobnungsdarlehen  zu  erleichterten  Bedingungen, 
GrundaLtzlich  iet  zu  verlangen,  ldn0  ~mdosversichen~ngsanß~].~~ Dio  soziaihygienischen Loistnngcn. 
und  ~rmkonknasßn  der Hergab0 von Darlehen die kinderreichen 
 dien bavonders durch höhere Beleihung und niedrige Veninsung 
~,a  Tilgtluig barllcksichtigori. 
Einen Ausbau  dar Sozialversicherung  zur  Eltemachdl;s-  md 
tVohnversicham5g flchl@t S C li nl i t t m a n n vor41). Die Inval$den- 
hngesteUtonvoraiohor~ng  soll  nusgestilltet  werden  zur  Erwer- 
bung  dea  Anroclltee  fUr  idie  Vorsiclierton  auf  eine  Kinderrente 
vom  viarton  Jalrro  ab,  progressiv  mit  jedem  weiteren  Kinde 
steigt ,id,  Iii  der Zeit  rsichlichan  Vsrclienstes  bei  fehlenden  oder 
goringen Fmniltonlaston  soll ider  Arbeiter  und Pilvatbeamte 
138itrllgo ozifiringon flIr die Zeit,  in  der die Familienkosten weiter 
wachsen uxid  Lohn und Gehalt nicht mehr stoigcn dder gar sinken. 
biese  Vsrsichomiiig  kann  im  Ei@blick auf  die  hervorstechendste 
Sohwiorigkeit dor Rindorroichen  als Wohnversicherung  bezeichnet 
qerden.  Die 1%0ii@ 8011  mit Zustimmung des'versicherten  an den 
Vermlotor illsorwioson werden könnan, ao  daEi  dieser !das Recht der 
Abhob~mg  orli&lt, ]l)&t'riXt w&re dom privaten Wohnungsproduzenten 
von  vornharoin  oin  großer Teil  der Wohnungsmiete der Kinder- 
. reichsn  gesichert  und  die Lage  der gewerbliclien Wohnungsver- 
' 
deter, die krititichur au  werdon droht, wurde durch Verminderung 
clor  M(ietauaPals,  goslchert.  Aztcli  die  Ansiedlirng  kinderreicher 
Familion  könnta  gs~ichort  werdan  dmch  die  vorziisehende Mög- 
liohkait  dor  Kapitalsabfindung  statt  der  Renten  glihnlich  dem 
litwf.iital~bflr#unpgo~~otz  vom  26, Juli 1016. 
Dar Krio~boschUdigtanfiir~orge  koinmeii  drei große Aufgaben 
zu,  einmal  dio  Behandlung und Heilung  der  Kriegsverletzten  und 
Erkrmktori,  daur1  ihro  \Viederbraucl~b~lrmschung  und Uberfiihrung 
In  den bilrg~rliche~~  UoruT;, oncllich Uic  Itontengewiihn~ng. Der n~ili- 
tWschoti  K~a~boscXiUic2igtonf~sorge  ist  sehr  balcl,  sie  ergtinzend 
und mit ihr ztrsammonsrbeitend, dio bitrgerliohe Kriegsbescllädigteiz- 
,  fUrsorge nn  die Seite gatretun.  An  diesem Zweige der sozialhygie- 
I 
I  niaohen  FUrsorgo  aincl  die Trligor  der Sozialversicheruiig in hohem 
I Maße  interessiert,  da der  gräßte Teil der Kriegsbeschädigton dem 
Kreise  der Versichorten angeliBron.  An  der sachgemäß und  sorg- 
futigon Behandlung der varwundoten  und  erkrankten Icriegsteil- 
nelzmor  Iiaben Uie  Einrichtungen der Arbeitsr-  und Angostelltanver- 
sichorcing schon deswogan ein besondoras finnnziollos Intoresso, weil 
sie  die  starke  Belastung  befllrclzton  miisson,  dia  ihnen  nach  dem 
Wiedereintritt  vielor T~usender  in  ihrer  Gesundheit gosch&cIigtel. 
Kriogsteheher  in  die  versichoriingspflichtip  Bßscliäftigung 
erwtlchst. 
Bozishungon  zwischon  der  militilrischen  Kriegsbeschädigten- 
fiirsorge  iuid  der  Sazialvemici~err~n  bestandan  von  vornherein 
darin,  daß  eratero bei  der  Behandlung  und  Pilrstsrgo  fUr  die  Be- 
sohldigterz dio Prinzipien ziigrundo legte, welcho namentlich ftir die 
Unfall-  und Invalidonversichorung  bierher  Ieitenul  gewoson waren. 
Boi  den Borufsgenossontlchdtsn handelttl  es sich  dabei um das be- 
währte Prinzip, bei  den  Verlelzton nicht nur auf  dio matoinische, 
sondoln zugloicli auch auf  die f~uiktionello  Hoiliing bedaclit zu  soin, 
dos weitoren sich auch uin  dia Unterbrhgtug rlar  Varlotztcn  nach 
dor  Heilung  in  einon  gssipeten  Bomf  zu  kUmmem,  Boi  der 
Invalidonversiclierung  kommt  das  vorbauganclo Hoilvoifahrcn  in 
Frago.  Alie  dioso  Prinzipien  sind  von  dar  Kriogribeschlldigten- 
fiirsorge ilbernomuien und  don miiitänschan Vorhttltnissan angepaßt 
worden. 
Ein  Zusammenarbeiten  zwischon  KI.iegsbeschädigtonfarsorgo 
und Sozialversicherung lag dnhsr im  beiderseitigen Interesse;  es ist 
schon  frtih  angebahnt wordon,  indem  die  Krankenka.szon, Borufs- 
genossonschaften und  Varsicherungsamtalton in  die Ausschtisse fUr 
ICriegsboschtldigtanftirsorge eintraten,  Da5 die Versichert~ngsträger 
die Heeresverwaltung auch dadurch wesentlich iintersttitzten, dnß sie 
dieser ihre Krankonhlluaor und Heilstätten  mit  dom gesamten Heil- 
apphrat zur VerfUgung  stellten,  ist bereit8 früher  orwlkhnt  wordon. 
Die  Kr  an  k o n k a s ~on  sincl  zunhlchst  an  der  Kriegs- 
beschädigtenfümorgo  insowoit  beteiligt,  als sie  den in Lazaretten 
zur Bohnndlung befindlichon verwundeten und  arkrankten Soldaten, 
soweit sie Mitglieder der Kassen waren und ihre ~rworbsunftihigkoit 
nachgewiesen war,  das vollo  Rrankongold zu  baznhlen hntton.  Auf 
der Tagung der UnterverbElndo dos Hauptverbandes dotrtschor Orts- 
krtinkenkassen  zu  Frankf urt  Oktober 1916 stallton  sie alsdann fur nie aoaidh~@;i~nisohen  Leistungon.  (563)  '83 
ihre Mitwirkung ziir Beseitigung der Kriegssch&den  bestimmte  cleit- 
s&tl;e  auf* Die Ortskradmnkasaen erklärten sich danach bereit, der 
Ftirsorge  gßs~~n~l~eit~g~sch~igtOr,  in  die Heimat  z;urückkehrender 
megsteilnehmer  ihre  Verwaltung  und  ihre  Einrichtung  weit- 
gehendst  verfii$;ung zu stellen.  Da aber die hieraus erwachsen- 
den LWton bei wßitom & Mittol Uberstiegen, welclie  die Kranken- 
@  kassen  nach  dem  Zw~ck  der  Krankenversiclier~n~  und  auf  Grund 
der  gesetzlichen  Vorschriften  aufbringen konnten,  so  sprachen  sie 
die Erwartung a'I18, daß das Roich unrl die Militärbehörden ihnen dab 
ersetzOn,  was  ftk  Versicherungsftllle  nufwenden,  die  durch 
~riogsboachädigitngen  entstanden sind,  in ehr  Bekanntmachurig 
des  Vorstcwides  daa  Haitptverbaiides de~tsoher  Ortslrrankenkaseen 
I 
empfiehlt  diercor  don  Krankenkassen,  die  Organisationen  fiir 
~e~bes~l~&di$tonf~r~lorgo  zii unterstützen und  er  erkltlrt  es  fiir 
iinbedenklich,  aua  Kassenmitdsln  zu  Idieseri3  Zwecke  einen  ange- 
messenan  Ziiachuß  z;zi  gawUhren,  auch  die  Einrichtungen  der 
Kassen,  wie  (-Xeneeungshoimo, Zahnkliniken;  medico-meclianische 
Anfitalten  iind  rwnderes  in  den Dienst  dsr Sache zu  stellen.  Die 
sc,hwiorigato Frage riei Preilicli die geeignetg daiiernde Beschäftigung 
dieser  Kriegsvsrletzten  zu  nngemessenen Bedingungen.  Auch  hier 
aollen  die  Kawsrian  als  Arbeitgeber  helfwd  mitwirken.  Die  Eih- 
au,ueSigon  wtkden  z,  B.  unbedenklich  ,'$ls  Krnnkenkontrolleure, 
Beitrags~mmler,  Botan,  Portiers  um. bsiRh&ftigt  werden  können, 
Y  s~hreibgewandlo Einäugige  und  E~$@~NBB  wUrden  auch  im 
Bureaudienst  zzr  vielen  Arbeiten  n~t@d,qe Verwendung  finden 
können.  Nach  eher Runtifrage  dae .Bs4upt,verbandes  dehtscher 
OztFJ3uara3ronk~sen  beteiligten  sich  1QOla'  von  den  angeschlossenen 
Kltssen  80  Kassaxx  mit  einem  sinmaligen'Beitrag von  18  699  M, 
und  126 mit  einem laufandan Beitrag von 7839  M.  an der Kriegs- 
bes&EtdXgt@n- und  BinterbliebenanfUrsorge. 
Bedeutsamer  a,le  dio  TUtigkcit  der  Krankenkassen  ist  die 
Mitwirkung  der Vsreicherungsanstalten  an  der  Kriegs- 
bes&&di@~nfurc~orgß~  C4arade  aus  dem  Kreise  der  Versicherungs- 
anstalten  die  Anregung  ausgegangen, meglichst  hühzeitig  mit 
der  FUrsorge  fur die  Kriegsbeschädigten  ZU  beginnen.  Auf  ihrer 
Konferenz  in  ]1Srfurt  nnhrnan  sie  zu  der  Frage  Stellung  uiid 
apr&&en  dahin  aus,  daD sie  berufen und  gewillt  seien,  sich  ' 
&r  Kfiegebsach&aigtenfUrsorge in  größtm6glichem Ulnfang  zu 
6* beteiligen und zwar ~iicht  11Ur  nlif  d~ni  Gebiet dor  !tmtlichen Fitr- 
sorge durch Obariisliino des ~eJlvor%nJircris,  soncleni aucli auf  wirk- 
schnftlichcnr  aabiet  (Bsru!sborntitng,  IBßruPsuzna~liulun~  und 
Arbeitsvermittluag tisw.).  Sie vertrnton ferner dio Anscliaiiung, daß 
ihr  eigenes  htoresso,  dne  Jn  der  nuch  volkswfirtschaftlich not- 
won(iigarz  VorhUtung  dss  Eintritts  rI~uerudor  Eiwßrb~unf~hi~k~it 
des Veraichorten beet~ht,  daa  Eintrston dor Vorsi~lieriingsrtns~t~~~ 
auf  Usztiichom  und virbchafflicliein Gslsiat  s c 11  o n  V o r  dor  Ent- 
lassung  der  IGiegsbfasalitldigten nu8  dem  HoorecaClienst  erfordere. 
in der Hauptsache kommt uilan  Vorsichanu~panetalton  jedoch  vor 
&Uem cüe Filrsorga flbr  die Invaliden und. Krllppol n a C h ihrer Eilt- 
lassung aus  dem Hearesclfenst  zit,  II~  Anfmg  des Kriogos  hattß 
zwar die Haerassanit&t~~verwaItung  orkwrt, dai3  sie boroit soi, worin 
boi  oliemaligen  Krlegetei~nxialimori1  nmll  dor  Entlassung  noch  die 
Notwendigkeit  einer BoUat#ttonkur sieilz  ergobon  caallte,  hier  ihrer- 
soita  oinziitretan,  Im weitoron  Vorlnuf  dos Krieges  ist sie jedoch 
von diosor Absicht nbg~koininaii  LIII~  begntigt  ~iah  damit, die kur- 
badurftigon  frtlliaron  ]ICxisgstoiinolimer  dor  KriegsboschLdigtoii- 
flirsorgo zu ilborrieisan,  cllo  ilirertlelts  Meder  clia  Verslchorunge- 
träger  in  hnspriioh  fiiit~iikt*~).  Dio  Vorsio1.iorungsxntl  b,lton  mardoii 
aber  aucli. hgufig  von  tjdiufien Kriogsteilrsalzmortn  in Anspruch  gc- 
nolnman,  bei  denen  Stfhpn%aiz  unrl Entbehningon  Uos  Krieges  Clon 
Keim au  Krnnkhoiton Ibgkbb,  die omt nach dor Entlassung aus dom 
Heeresdienst  zum  Arnb~tbl1 kamen  und  damit  der  Behandlung 
durch die Militiimod%ubg entgangan  sind.  Es  liantlelt sich vor 
allem hier nur um innoro Brkrnnkungon aller  Art:  Rom-, Lungeu-, 
Nieren-  und  Nervonkrasnklieiton,  Erlcrankungon  der  Verdauuiigs- 
organo  und  rheumntIsche  Erkrmkiitngsn,  Moac~r Ktrrbodarftigcn 
war  vor  allem  Heilstättenbehandlu~ig  zu  gowlllxron,  wllhronil  die 
ggnzlicll urbeitsiinfühig in Invalidodieime  auf~rc~noimen  werden4'). 
#bar  ihro  Retoiligung bei  dor  Ansiedlung von  KriogsbosclilG 
digton sprachen sicli die Vorsttlnde dar ~aralchorungs~nstalten  da- 
hin  aus,  daß  ain  Rocl~t nuf  Ansiedluxig  Krieptailnohmern, 
B r U n n  ,  Xrioplahron  itnd  l'rlodonflnufgnl,an  in  dor  Invnlidon- und 
Rtnbrbliebononwmio1ioru~ig.  Zeitsclir, ftir illo  gasaiato Vcmi~~heningriwissen- 
schaft  1018, 13.  198. 
")  Ei  n  n a u o r , Der  Kriog  uni1  cllo  ds~itsclie ArboiterversIclicruiiR. 
Conrad'a  J&hrbUclzer für  NatioiidUk~nomic-1  und  Stntietilc.  l3aad  105,  S. 499. Dlu  tiazialhygionischen Loistungon. 
fiiegsinvaiidan  und  Kriogswitwon  nicht  zustehe.  Die  ~~~~h- 
Wlmg  der Anslorllungsarboit  kenne  nicht  Sache  der  Versiehe- 
iingsanstdtßn soin,  nliIfiRc! violmebr  innerhalb  des  Rahinens  der 
dgemßinon  illneren  Koloiririatlon  durch  Clie  aiif  diesem  Gebiet 
praJEtisch  ati~~ll  ~~ßan  und  kleinen Sidilliingsgosellschaften er- 
folgen.  Woll1  aber  konnten  clio  V~rsicheriingsanst~lt~~  diese  ~n- 
siedlung  dizrch  Bowllligung  von  Hyp~thekendarlelie~  für  Ver- 
sicherte  wi~  durch  Horaube von  ILapital an, die gennniiton  Gesell- 
s&dtan iintuxw ttttzcrin, 
Dia  b3tßiligling d0$ ~and~~vcrsicherrings~esells~h~ft~~  an  den 
Organon  der  Kri~@be~c111ldigI;onfiirsorge  mit  einmaligen 
]aufanden Boitrklgen  grllnclet 8ich  aiif  3  1274 R. V. 0.  In den Aus- 
sohUsrrstn  dor  Uriopberrchädigtenfiirsorge  sind  die  Versicherungs- 
mstnlton  an  homanrugtmdor St~llo  beteiligt.  Die  liessisclien  uns 
tt~firin@schen V~raich:hsriingaenrrtalten  besorgen  direkt  Bie  Ce- 
sohllta  'ciclr  XJund~saitiasch-il~s~I?  In  Wiirttemberg  hatte  die  Ver- 
sicherunwnshlt, als Baratungan ttber die  Organisation begannen, 
sofort oina  ltllaratirn~a~tello  fUr  lCriogsbeschtldigte eingerichtet, die 
ein  GXisd  in  rlrir  Organisation des Landesausscliiis~es  bildet,  auch 
Unterrichts-  und Obimpgolcgenheiten  sind  unter  finanzieller Mi& 
wfrkzing  der  Lande~voreichontng~anstnlt  eingerichtet worden. 
In vlom  Boratrobon,  dio  Verletzten wieder  rn6gliclist brauchbar 
Nir  den bürgerXichon Bond zu maohon und Ihnen bei der Rückkehr 
in  ihren  f~tiharen  oder  bei  clcr  Boschaffung  eines  neuen  Berufes 
resp.  Arboitsstallo  behilflich zit  sein, bertihrten  sich die  Aufgaben 
dor  Kdeg~bosch~digtsnfUr~jorgestellen  mit  denen  der  B e r U  f s - 
g e n  a s B e n 8 C h a f t a n.  Boi  diosen  war  bereits  in  den  letzten 
Jahren  vor  dom  Kriege  nllgamein  !die  Einsicht  durchgedrungn, 
daB  mit  dem  Abschluß  doß  Heilverfahrens  und  der  Bewilliguirg 
einer Ronta  ihre Aufgabe noch nicht erschöpft sei, und sie mirden 
dabei untcrstiitzt durch ddio  Vorschriften der $9 843 und 845 R. V. 0. 
Nach  'cliesein  d(trPon  die Bomfagenoissenschaften mit  Genehmigung 
des  ReichsvamicIieriingrax~mtas  Einrichtmgcn  treffen,  um  Arbeits- 
geleg~nhoit  fUr  Unfall~orlotzt~e  zu  schaffen.  Hierunter  fallen  80- 
wohl der Naohwcis ~chon  vtlrbandsnar als aitch die Ergreifung neuer 
fUr  don  Verlotzton  gseipo  ter  Arbeitsgolegenheiten. -  Bei  der 
I  langen  Dauer  80s Kriagoa  und  der  dadiwcli  wachsenden  Zahl  &er 
I1  KriogsboschM  igten  guwann  die  Aufgabe  an  Bedeutung,  die  dem Arbeitersland  entstamincndan Invalidan  wieder  der Arbeit 
fiiliren, jedoch  sie dabei vor  Betriebsgefdiron zu  scliilt%en,  denen 
sie'nicht mehr  gewnchsen waxan. 
Nach  8s  848-851  R. V. 8.  aind  die  Bor~f~geno~~tsn~~hat~~ 
vergfliclitet, Maßregelii zur Veriiiitung von  Unf#llon zu troffen und 
sie  sol~oii  fiir Unterlaaaimg Strafbestimmungan  vor.  Die  Normal- 
vorscliriften  fUr Unfall~orbtitting vorlangoli  den  Ainsschluß  von 
Arbeitern  niit  bestimmten  Erkrnnkungan  (Ohnrnachton, Kr&mpferi, 
Scliwindel,  Scliwarhorigkeit,  Kunalchtigkoit  und  ~ndoren  nicllt 
augenflllligen 8ohwnchen  und  Gebrocheii)  von  go~visson  Arbeiten, 
Trenn  damit  eine  außergewöhnliclio  Qsfnhr  fUr  die  Arboiter  lind 
ihre Mitarbeiter  vsrbundon ist  DW  QesoEz  Ubar  den  vaterländi- 
sahen  Hilfsdienst  vermehrte  clie  Zahl  der  anzusteliondon  Kriegs- 
beschtldigtan  iintl  damit  rlis  Unhilgeftdir  ganz  batr&chtlich,  In 
einem  Runderlaß  dnri  Raichevorslchenu~gaamtoa  wurde  hervor- 
gehoben,  ilaß  durch Maßnalimon  der  BotriobsfUlir~ing  und  dar m- 
fdlriicherexi  AiisgaataEtung  der  Betriebsehric1it;ungon  dio  Wiedar- 
baschlftiguzing  der RriegeboacliMigtan  erm8gliclit  worden  kann, 
ohne  dnB sie  einor  erholiten IlnEnllgefahr  nusgasetzt  wllroii. 
Um &\ich die JViedorboschllPtip~ng  von  ~riogsbascb~ldigtsn  im 
vaterl&ndiaiclion Bilfsdion~it woitgoliand  zu  mm8gliciion,  01npfah.i 
das Roichsversicherungsaxnt  sine wolilwolionda  Auslegung  der Un- 
fa~lverhtitungsvorschrifton,  insoweit  Personsn,  dio  mit  Gabrechen 
behaftet  sind, von  fUr  sie boaontiers gefährlichen Arlsoiton  ausge- 
schlossen  merdon.  Es  könne  ein0  solcho  milde  Handhabung  der 
Vorsclirif!.cn  ahne  wessn5iiclze  Boeintrtlchti~ig der  Unfallver- 
lilltungsfiirsorge  zugelassen  werden,  da  os  sich  boi  den  Kriegs- 
bascliäcligton  vielfach  i~m  Personen  handolo,  die Erllher  als Facli- 
arbeiter  tätig waren,  demnach  Kenntnis dor  mit  der Botriebaweise 
vesbundonon  Unfallgof'ahr  besaßen.  Es  lobrto  aullorcdcm  die  Er- 
fahrung, daß korpeiilicli beachädig-te Arbeiter  an goeigiiete  Stellen 
unter  Beobaclitung  gcbotexzor  Vorsielitsmaßrogoln  olzno  besondere 
eigene iuid der Nitarbeitar  Gefälirduiig verwandet werden können. 
Die  Reiclisvorsiclierungsa~1stalt  fIlr  Angastollto  hat  sich  inso- 
fern  an  der  KriagebeschMi@enfUrsorgo batoiligt,  als  sie  die  Be- 
idsberatung und Unterbriiigung  der versiclierton  Kriegsteilnehmer 
als  einen  Teil  cles  Heilvorfalirene ansrih  und  dia  Kosten ilbernahm.  Nachdem Vorsuche ergeben liatton, daß sich geeignete 
Runde  dazu  abrioht~n  lassen,  Blinde  auf  den  Straen sicher  zu 
flihren  Bio  auf diß durch den Verkehr drohenden Gefahren auf- 
merksam  zu  niachen,  beßchloß  die  Reichsversichermgsanstdt, 
kriegsblind@ii. Vorsichorten  die  Mittel  zur  Anschaffung  solcher 
~mde  zur  VorPUgung  zu stellen. 
Wie  die  militkiache  ~egsbe~ch%digtenfur~~r~~  sich die  Ein- 
rlchtungeii und  Epfztl~rwigen  der Berufsgenossensohaften und Ver- 
siahsnin~nxlst~1t0~  auf  dem  Gebiete  der  Krankenbehandlung 
%1\'  Nubon  maolxte,  80 könnten  tungekehrt  auch  letztere aus Iden 
reichen  Erfai~rungen der  lFTeeressanit&tsvenvaltung profitieren. 
Das  gilt  U, a,  von  der sogenannten Arbeitstherapie  zur  möglichst 
~ollkom~nenan  FViedarbrauclibamachung  der  Kriegsbeschädigten 
bQr  das  Emsrb~leben. Ein  Runderlaß  des  Reichsversicherungs- 
amtes vom 26. November 1017 geht davon aus, daß die Erfahrungen 
dieaos KriogoL die Notwonidigekit der möglichst frtihzeitigen Wieder-  , 
cinateliung Erwsrb~besohrtlnktsr  in die Arbeit  und ihren giinstigen 
Einfl~i13  atiP  dia  IIeilung  der Verletzten und  Erkrankten in vollem 
Umfange bßstätigt haban und  idaß die Arbeitstherapie aIs Mittel zur 
Heilung verletzter iin6 erkrankter Versicherten von der Heeres- und 
Iarinevorwaltung zum Wohle der ICriogsbeschWigten mit  größtem 
Erfolg  durckigefllhrt  wordon  aei.  Es  wird  alsdann  als  dringend 
arwtinsclit bozaichnot, da.B  fUr die Invalidan der Arbeit die während 
'des  Kriogas  gesarnrnelton  reichen  Erfahrungen  nutzbar  gemacht 
und  da13  in il~rem  Interesea  die  ?an  der Heeres-  und  Marinever- 
waltung  gesclraffonon  Einrichtungen  fiir  Arbeitstherapie,  soweit 
möglich, nach Kriapende erhalten werden,  Da  ein glinstiger Heil- 
erfolg sie11  ohns Mitarbeit dar Verletzten unW.  Erkrankten nicht er- 
zielen Mt, und,  tlin  den  Schein zu  vermeiden,  als handle  es  sich 
um  M&nahmon  zur  Verminderung  der  Rente,  wurde  das  Rote 
Kreuz; ds r"rklr?for  dieaer Eirichtixng in Aussicht genommen.  Dieses 
~loll  die  Pur  Friridonszwecke  geeigneten Einrichtungen libemehmen 
und  sie don  Tragem der Sozialveruiohening zur  Verfiigung  stellen. 
Letztere  orklUrrloiz  aich  bereit,  die auf die Obernahine  der fu  die 
KdspboechUdigtan  goechatfenen, fiir Friedenszwecke 
Heil-  und andero  NotJKlle  gerichteten  Maßnahmen  des  deutschen 
zentreomitaos vom Roten Kreuz mit  Geld zu  unterstützen, 'insbe- 
8ondere aber die gsschafEsnea EinrichtU%en  zu  benutzen. SchluB. 
Wir  haben  irn  Laufe  dieser  Ausflihrungen  eine  Rehe  von 
Forderungen  aufgestellt, nach  welcher  Richtung  die ~~~ia]h~&~~i- 
sclle  Ttltigkeit  der  Arbeiter-  und  bge~tolltenversichercin~  niis- 
gebaut  worden  nluß.  Soll  damit  aber  alles  Wiinschonswerte  er- 
reicht  werden,  so  milsson  eine  Reihe  grundlegender  orgnnisa- 
iorisclier Anderungen mit  dieson Foicdeningon Hand in Btmd golien, 
Dn  ist zunachst die A u s d 0 11  n U  n g der sozialen Versicherung auf 
aiio  Kreise  des Yolkos nötig,  die al~i  ftirsorgebocliirftig erscheincn 
lind die in ihren wirtschaftlioben VerhUhissen  den  Schicliton nahe 
stehen, die jetzt  der Zwangsversiche unterliegen.  Letztere ist 
kiirzlich  auf  alle Unsolbsttlnuiig~n  ausgedehnt worclan,  deren  Ein- 
kommen  sich  unter  6000 M,  bewegt,  Dieso  Qrenzo kann  als nn- 
gemessen  bezeichnet  worden.  In die versiehem~ng  sind  demnach 
alle  selbstllndigen Scliioliten  das  sogenannten  Mittelstmdos  einzu- 
beziehen,  deren Verdienst  sich unter  dieser  Grenze bewegt.  Die 
Arbeiterversichorung miiB  damnach zur Volkuvemicherung werden, 
Ulinlich  wie  man in  der  Schweiz, anzu tibergeht, alle  Personen bis 
zu  einem bestimmten  Einkommen der obligatarischan  Versicherung 
zu unterstollen.  Da äie Beichsv~rsieherungEiordnung  diircliweg nuf 
die  Arbeiter-  und  A~~gestolltenversichemng  zugeschnitten  ist  und 
das  Prinzip  dor  hstenvarteilung  unter  Arbeitgeber  und  Arbeit- 
nehmer  hier  dominiert,  so  mtißte  fUr  die  Volksversicherung  aine 
besondere  Orgasiisntion  gesoiaffen werden, 
Auf  dem  Gebiote  der  Krankenversicherwng  irit  dann  weiter 
eine  Vereinfachung  und  Zustzrnmenf assiing n6tig. 
Trotzdem  die  Reichsvorsiche~ngsordnung  eine  grofie  Zahl kleiner 
Kassen beseitigt und nur größere Kassengebilda zugelasstin hnt, ist 
die Zersplittern  J bei den Krankenkassen  noch  viel zu groß. Diese 
sind aber um so leistungafaiger, je  gröi3er die Zahl ihrer MitglLiedor 
ist  und  wcnn  sie  aiie Risiken umfassen,  Die  Leistungsfäliigkait 
und  das  VerstUndnis  in  aoziaihygieniecher Hinsicht  ist  durchweg 
bei  größeren  Kassen  auch  größer  als  bei  den  sehr  zalilroichen 
Zwerggebildon, die  heute  noch  vorhanden  sind,  Ein  großer  Miß- 
~tand  ist ferner, idaß  größere Kassenfarmationon, wie  die Betriebs- 
krankenkasson und die  Ersatzkauseh berechtigt  sind,  sich  die ge- 
sunden  Mitglieder  herauszluwWon  und  dan  andaran Kassen  die 
gesundheitlich minlderwcrtigen zu  ilberlasson,  Als  unzulltssig muß Dio  tiozlalhygionisolion  Loiatungen.  (569) 89 
es  auch  erscheinen,  daß  manche  Kassengebilde  zu  geringeren 
Leistungen  berechtigt  sind,  wie  z.  B.  die Landkrankeiikassen Iiiii- 
der Wocheiihilfe. 
Um die  Gesiindheitsfiirsarge wirksamer zu  gestalten, ist es er- 
forderlich,  da13  die  Invaliden-  und  Angestelltenversicl~erung 
unfallversichening mehr d e z 0 n t r a 1  i s i e r t werden.  Wenn, wie 
dies  jetzt  der  Fall  ist,  die  Versicherungsanstalten  nur  in den 
. ~mdeshaiiptstlldten  ihren  Sitz haben,  idie  Angestelltenversicherung 
sogar ausschließlich in iiler Reichshai~tstadt  zentralisiert ist, so fehlt 
es  an der  notwendigan  Fühlung  zwischen  Versicherten  und  den 
Trdlgern  der Versicherung  lind  dieser  Mangel  ist in  hohem  Maße 
der  sozialh  ygieniaclican  Be tiltigung  abträglich.  Bei  der  Unf allver- 
sicherung wilxo Uia  Schdfung von gleichmäßig über das Land ver- 
teilten  Varwzlltungsstollen  ntttig,  welche  für  alle  Berufsgenossen- 
sohdton zugleich die Unfallfilrsorge und Verhtitung zu iibernehmen 
hilttcn, 
Ohne  auf  dia Reform der  Reichsversicherungsordnung im  ein- 
zelnen  einzugohon,  seien  hier  nur  zwei  Punkte  besonders  betont, 
einmal  die  notivcndige  Erhbhung  der  Renten,  naiiientlich  der 
Invaliden-,  Witwen-  und Altorsrenten.  Prinzipiell miiß  die Rente, 
wenn  sie schon ihrem Nmen gerecht weilden will, so beinessen sein, 
daß  sie  dem  Empfänger  eine  ausreichende  Existenz  gewährt unu 
er  nicht  noch  auf  die  Armenuiiterstiitzung  angewiesen  ist.  Der 
mdare Punkt betrifft die Ausgestaltung des wichtigen 8 363 R. V. O., 
der dio Orundlwe für die sozialhygienische Betätigung der Kranken- 
kassen bildet.  Dieser  Paragraph  lllßt jedoch  dem freien Ermessen 
lind  der sozi~lpolitischen  Einsicht  der Kassenorgane viel  zu  viel 
Spielraum,  ist auBerdem  In  seiner Auslegung viel zu  unsicher,  so 
daß sehe Erweiterung dringend wtiilscIienswert erscheint nach der 
Richtung, da& die sozialhygienische Betätigung den Krankenkassen 
zur  P f 1  i C h t  gemaoht wird  und  die  auf  dem  Gebiet  der  Volks-  I 
gefjundheitspflege  zu  läsenden Aiifgabcii  ina  einzelnen  aufgeführt 
werden.  Denn  $iie  Leistiuigeii  selbst  der  großen  Krankenkassen 
können  in  sozialliygienischer  Hinsicht  noch  lange  nicht  als  aus- 
reichand  emchtet  werden.  Es  genagt nicht,  daß  einige  wellige 
Kassen hier allein bahnbrechend vorangehen und die anderen nicht 
nachfolgen, es gentigt auch nicht, daß die Ksssenvesbände aUj%llr- 
Iich  sich von  he~vorrngcnden  Faclimännem Vorträge  über  soziall- hygienische Themen lialton  lnssen lind  Entschließungen  f%mn, so 
lange diese niclit bei a 1  l e n  Krankenkassen in  die Tat umgesetzt 
wcrden,  Viel  zu  sohr bogntigon  sich noch dio ICassen  damit, Bei- 
trage  m sozidhygionische Verbihdo  zu  beznhIan,  wenn  sie  dazu 
aufgefordert  wsrdon  und  glauben  damit  hro Pflicht  getan  zii 
haben4*). 
Ziir  Bewtllcigung aer  sie  gestelltan  E'ordemngon  bedarfen 
die  Träger  der  Versicherung  sozialliygieniach beson- 
ders  vorgebildeter Organe, an  welclißn as ihnen bisher 
vollsthclig  fehlt.  Wir  haben  diaso  Forderung  bereita  oben  er- 
hoben, möchten aber bei der Wichtigkeit der Aufgaben noch etwas 
nilher  darauf  eingehen,  Don  Krasikoaknssan  rnthson  h a ap  t - 
amtlich  angestellte  Arzte  zur  VerfUg-ung  stehen, 
welche  ihnen  ds  Rarstor  und Fiilirer  auf  i61em  weiten  Oebiet  der 
Volkagesundheitripflege dienen, Clonen  die h~itiativo  und die Loitung 
der gesamten Gssundhaitspf1ego xukoniint, im Qagensatz zu den Ver- 
trauensär~toii  dor  Karison,  welahan  bisllor  in  dar  Hauptsache  nirr  , 
begutachtende Tlttigkeit: Feshtollung dor Erwerbriunfllligkeit, Kon- 
trolle iilar  Apothokerracllnungoa. U, a.  obliagt. 
Dem  Ilrztlichsn Sozidhygieniker sind  die gesamton  AuPgaben 
der KrnnkheitsverhUtung zu  Ubartrqon, er wird sich vor allem auE 
dem vernachlhsigten  Gebiet dor  6oworbol1ygione betätipn und er 
hat auf Grund der von  ihm  wissenschaftlich  bearbeiteten  Statistik 
festzustellen,  in  welchom  Betnebß  besonders  häufig  Berufskrank- 
heiten vorkommen,  Er wird. diese  üem  Qeworboinrrpaktor melden 
~uid  nicht erst warten,  bis  danach  gefrwf;  wird,  or  wird  ferner 
wissenschaftliche Unteauchua~en  anstellen,  Er wird  siah mit  den 
Gewerkschaiften lind  Gowerbevereinon  in  Verbindung  setzen; ihm 
abliegt ferner die Anstellung von Untersuchungen bei den Arbeitern 
zur  Feststellung  der  Konstitution  der  Versicherten  und ihrer  go- 
samten  sozialhygienischon Verhiiltnisse,  er  wird  vor  allem  ihre 
Wohnungs-  und  Ernährungsverhiiltnisse im Aiigo  hallen.  Er  hat 
Vorträge  tibor  gesundheitliche  Themen.  zu  halt~ii, Bro~hllren, 
Flugblätter und Merkblätter zu  varfassoiz, er hat die Tuberkulose-, 
Alkohol-,  Sypliilis-  und ICrebsbektlmpfung  zu  lolten  wnd  sich  zu 
diesem  Zwecke  mit  den FUrsorgaatollen  in VarbinYLung  zu  setzen, 
")  )B an  a u  e r , Sozialo  Modizin  in  Jaliroskuxao  fur  irrztiiche  Fort 
bildung.  September  1918. Dia  soz~~h~p.ienischen  Loistungon.  (571)  91 
ihm  wird  endlich  die  Heilstditttan-  ~d  Genesendenfürsorge  ob- 
liegen.  Die  Folge  oinor  derartigen  Organisation  wgre,  daß  die 
ges&iizte Gowßrhe- und fioziale Hygiene bei den Krankenkassen  ein-  . 
' hßitiich in  den Irtln1don  0inßs sachverständigen  Arztes liegen würde, 
w&~~rend  sie jetzt  vbllig zorfiplittert ist lind  allein bei dem Kassen- 
' 
vorstand  Zio%i;.t,  dem  naturlich  bei  dorn  besten  Willen  die  not- 
wendigen  Ksnntaimo  fehion.  Große  Kassen  sind  ohne  weiteres 
in  der  Lage,  eiuea Arzt  Iiauptamtlich  anz~~stellen,  kleinere,  wenn 
sie  sich  zu  Yorbiknden  z~isammo~iachlioßen,  WWe die  Organisa- 
tioo  tibsrnu  d~ircllgoftllrrt, dann  wird  ein  Netz  von  bztlichen 
soz;ial-  und  Gowerbeby$i~nLksrn.  iiber das ganze Land  ausgebreitet 
und  die  Fördemg  der Volk~~sundhoitspfleget  einen  mächtigen 
Impula  erfahrtin.  Wenn htsuta große Kassen Miilionen fiir Kranken- 
pflsge  ausgeben,  80  darf  lmnn  vsrlnngon,  iclaß  sie  auch  einige 
~auaendo  zur  Kran]s,ilxeitaverhUtwig  zur  Verfiigung  stellen;  wenn 
sie  Tausende von Xmtsn zur Krmkenbehandlimg  beachgftigen, so 
m6gen  sie  atxsll  oinige  EIiiniel.orte EUr  die IIygiene  und  Prophylaxe 
anstellan.  Zumal  doch  dio  für  die  Krankheitsverhiituig  aufge- 
wendeten  Mittol  tiich  reiohlich  bezahlt  machen,  sie  werden  eben 
wieder  rwz Kranklioitskoaton  empart. 
\'Via  des  SozlcPlliygianlker  don  oberen  bztlichen  Beamten 
repr#ric~ititsrt, 80  mifiton  die  K r an  k e n k o n t r o 11  e ur  e  die 
unteren  @~suinaßit8b~mrmt~n  der Kasse  darstellen, das Institut der 
Krankerlbosiiclier iliuI3  oben  nach der  Richtung  ausgebaut werden, 
daß seina  niolir  oder mindar . polizeilichts Funktion  in  ein hygieni- 
sches umgewnndelt wird,  Die Kmnkenbesucher müssen zu Gesund- 
heitsnuf~ehorn  ung  damit  zu  HEUlsorganen  Wes  Arztes  werden;  es  , 
ist nnttirlich  nötig, iliiiun hPerfUr  eine  entsprechende Ausbildung zu 
geben,  So muß dor Krankanbesucher sich allmählich zum F~rsorge- 
beamton  auswncliaon,  zrrrn  Vermittler zwischen  Arzt  und  Patient, 
zum ausll\l~rcndan  Organ aller ~firsor~eeinrilhtiingon.  Er wird Z~ln 
Hygienebenu~tar~~~). 
Von  fundumoiztalor  It'iahtigkeit  ftlr  die  sozialh~gjenische  Be- 
tätigung der  der Soziulvo~sichorung  ist  das VOrhanaensein 
einer  sorgf&ltijpn ~rankheitsstatiatik  E8  ist  auf  das 
Sclim~yhlicht;to  zu  Irodnuorn,  daB  die  Krankehssen da5  Material 
an)  8  C h 1  0 m  0 r ,  Krknk;ankmen  und  öffontlichc  Gesundheitspflege. 
I  oOEtontliclaa  Geeuncll~db@fle@'~  1917, 8.  W. hierfiir  entsvedor Uberliaupt nicht  sammaln,  oclor  clm  Ges&mmelte 
11icht  verarbeitaii lasaon.  Eine darnrtiga  Statistik hntto niclit  nllr 
praktis~l~o  Bedeutung  filr  die Kassen  ,selbst,  80nd~rn  aucli  eine 
holio  wisxcnsohnftliclia, da uns  eino  Morbidithltastalistik  ja  noch 
faßt völlig fohlt.  In welcher  Weise  das  atati~tixciie  llatcrinl  der 
Krmkenkasseii fUr die iiiedizinische Statistik und dia \Yissoiischnft 
n1~tzbit.r  gemacht werden  kann,  ergeb~n  die  auf  ($rund der  Daten 
ider  Frankfurter  Ortskrankenkasse  von  B 1 a i C h Q r  benrbeiteten 
gmdlagendan Fr~nkfurter  Krmkbaitstn,f~in  lind  die im  Reichsamt 
des  Innern  bearbeitete  MorbiditXltsstatiutik  dar  Laipzigor  Orts- 
krankenkaaüc,  Ptlr die Baarbeitung einor iimfussandon  und brnticli- 
baroll Morbiditätustntitatik  dor Krmktankaaaon  fehlen  bishor  noch 
alla  Vorauscactzungon.  Dias6 aind:  SdhafEung gl~loichlautonrXor  For- 
miilare fUr  dla Krankonkaauon, um  oinhoitlichoa und verg1;llcichbaros 
Material  zit  erhalten,  8chaffung  eher ainhoitlicliori. Nonioriltliltzir,,, 
Vereinbarung mit don Krzton.  Bioso rniirrstan nicht nur die crworbs- 
unfähigen,  rtondarri  auch  die arwerbaflibigan  Rrankoii rneldon,  der 
Kr&nkheitabozeichnung  ist  cine  basendere  8orgflalt  zii  widiilcn, 
allenfxllx eind  die  Krnnkrnoldwgan  nach  Sohliifi  lcior  Bohxndlmig 
zu ravidicrcn.  Die Sclrnffung einer derwtigcn Statistik kann natür* 
lich  nur von  oinar Zantdstella  aus erfolgan  und  arri  axnpfohlcns- 
werteston  wUro  es,  wonxl  t3jo  gf0setzUch  vorgeschriabcn  wllrc, 
Eine Rage wtlss  zum Schluf3 noch kiirz  zu  boruhren,  nllinlich 
die,  ob  nioht  die  TrQer der  Sozi~vessieherung  bcrufon  sind,  an 
der Wsitorentwickiung  dar medizinischen  Wissanscliaft  aolbst  mit- 
zuarbeiten,  Wenn  idie  Varsichsningsmataltan hierfilr  Ihre  roichen 
Mittel zur  VerfUgurig stellten, so wurden  sie nicht  allein  irn  Inter- 
osso  der  Wissenschaft,  sondern  im  oigonan  Interesse  handoln. 
Mancherlei Wege stehen hioflr  zur Varfilgung:  Untorstiitzting  von 
wissenschaftlichen  lnstituton,  Ausschreibsn  von  Praiscn,  Belsgon 
von  Arbcitspllttzsn  &n  It.issenschaftlichm  Anstnltan,  Letzteren 
Weg  schlug das Roichsvorsicherungiaamt  vor,  indom  es kurz  vor 
Ausbnich  clcs  Kricgo~  den Versichorungsnnsl.~lLon nnlieiegtc,  bei 
dem  Hamburger  1.orschungsinstitut  fUr  Krebs  und  Tuborkulosß 
Arbeitspllltzo ftir illre  Hoilstäf;tenltrxte zu  bolegon.  Dnii  Anstalts- 
leltern  und Assiutonten,  sowie  Gutachtarn,  VorLraucnxlrzton  usw, 
wüxde  dtudurcli  eins willkommene Glelogcnhcit zur Fortbildnug und 
zur Durchfiiliniiig  eigenor  Arbaiten  gegeben,  Dia  Vcrrticherung.6- Dlo  8oziaU~ygionisohon  Leistungen. 
rnstalten %vUrden  ~i~ll,  80 heißt  CA  in dem Rundschreiben, hierdllrch 
den Vorteil tlor Hcri~xibilLLung  einor ftir die Zwecke der Tuberkulose- 
bekllnipfung hc8oxido1'8  gut vorboroitetcn  .Ärzteschaft sicliern.  & 
mden  siclx t~licll  ~n@llrorß  V0~i~h0rungsanstdten  zur Stiftnng eines 
~rbeitsplotz~l  voroini~on küiinoii.  Wann  idie  verstcherungs- 
anstalton  oiik  80lcli08 li0cli  nicht baackortes  G~biet  bearieiten,  so 
eröffnen sich  fiouo vorlloißii&ig8~0k?  Perspektiven,  die  sowolfi  der 
wissenscbnft ~i0  dur Volksgasundlioit ziigute kommen worden. 
Alle dieau von ii~is  gostelltnn liygienischon Fordemngen  setzen 
jedoch  vorniis,  dnlj  Doul8chle~nd  soin  itnstlgliches UnglZick  wieder 
uberwindon tvird, dnß dar Bestand des Reiches gesichert bleibt - 
denn  niit  cleawraxi  ßeatknd ut~iian  imd f&llon nucli  seine sozialpoli- 
tiachon Eiiirlchtuiigaiz -  unQ daß  os  dem deutschen Voike gelingt, 
sißh  nue  sairisin  wirtmckdtiichoii  Vorfall  und  seiner  Verarmung  . 
deder liernumr  zu  arbaiten,  Mrin  hat baraits während ldes  Krieges- 
mit  dem Wicldersuflsau  der Bevölkerung  begonnen  und  großzügige 
PNne  exltvsrfon.  Diu  ~clztvorri  Kriso,  i& der wir  iins gegenwärtig 
befhdon,  die  scliworrils,  das  deutsche  Volk  je  zu  überstehen 
hatte, drbgt alla iclio~o  Atsichtan in den IIintergrund, 
Absr wir litbbon  du8 Vortrniion, daß die ZWigkeit und Ttichtig- 
keit  unaores  Volkcs  auch  dieso  schwerste  Not  überwindat,  daf3 
nach  dar luyffwri Kasht  kcucli  der Morgen  kommt und  daß  es  ge- 
lingen  wird,  din  duin  Volkskbrper  zugefagton  Wunden  zit  heilen 
und  clnB  dann  aucli  dio  ~cizinLe  Hygiene  wieder  zu  ihrem Rechte 
komizian  nmß.  DIL~ZIZ  wird auch die  cleittsche  Sozidversiclierung, 
diese  Ori@nnlacii8pfi111g  cleutschon  Geistes,  um  die  uns  einst  die 
ganze  Welt  bcneMoto  und  die  von  ihr  nachgeahmt wurde,  als 
wichtipto  TrlEgclriii  dor  Vulksgesundheitspflege  wieder  zu  ihrem 
Rechte konimsn  und ihr Teil zur Wiederorstarkung und Krgfti@*lg 
des deirtsclit?n VuXkos  beitragan. 